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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler ’ Bonn, den 6. Juni 1962 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über den Zivildienst 
im Verteidigungsfall 
(Zivildienstgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 244. Sitzung am 13. April 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf die als Anlage 2 beigefügte Stellungnahme beschlos- 
sen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Familien- 
und Jugendfragen 

Wuermeling 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz geschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Inhalt und Umfang des Zivildienstes 

§ 1 

Zivildienstpflicht 

Personen, die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ihren ständigen Aufenthalt haben, sind nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes verpflichtet, Zivildie zu 
leisten. 

§ 2 

Vorrang der Freiwilligkeit 

Zum Zivildienst soll erst herangezogen werden, 
wenn der Bedarf an Arbeitskräften auf andere 
Weise, insbesondere durch Freiwillige oder mit 
Hilfe des freien Arbeitsmarktes, nicht oder nicht 
rechtzeitig oder nur mit unverhältnismäßigen Mit- 
teln gedeckt werden kann, es sei denn, daß der 
Zivildienst in einem schon bestehenden Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis gefordert wird oder ein Freiwil- 
liger seine Heranziehung zum Zivildienst wünscht. 

§ 3 

Gegenstand des Zivildienstes 

(1) Gegenstand des Zivildienstes sind Dienst- 
leistungen nichtmilitärischer Art für lebens- und 
verteidigungswichtige Aufgaben im Bereich der öf- 
fentlichen Verwaltung und der Streitkräfte ein- 
schließlich der verbündeten Streitkräfte sowie für 
Aufgaben im nichtöffentlichen Bereich, die dem 
Schutz und der Versorgung der Zivilbevölkerung 
oder der Herstellung und Aufrechterhaltung der 
Verteidigungsbereitschaft dienen. 

(2) Gegenstand des Zivildienstes ist auch die 
Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen. Die 
Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates, für welche der in 
Absatz 1 genannten Aufgaben Ausbildungsveran- 
staltungen durchgeführt werden können. 

§ 4 

Zeitliche Voraussetzungen des Zivildienstes 

Zivildienstleistungen nach § 3 Abs. 1 können nur 
gefordert werden, wenn 

der Eintritt des Verteidigungsfalles festgestellt ist 
(Artikel 59 a des Grundgesetzes), 

durch eine fremde bewaffnete Macht Feindselig- 
keiten gegen die Bundesrepublik eröffnet sind 

oder 

die Bundesregierung festgestellt hat, daß Zivil- 
dienstleistungen für die in § 3 Abs. 1 bezeich- 
neten Aufgaben den Umständen nach dringend 


erforderlich sind; die Bundesregierung hat die 
Feststellung aufzuheben, wenn die Voraussetzun- 
gen hierfür entfallen oder wenn der Bundestag 
und der Bundesrat dies verlangen. 

§ 5 

Rechtsformen des Zivildienstes 

(1) Zivildienst kann gefordert werden 

1. innerhalb eines bestehenden Dienstver- 
hältnisses als Beamter oder eines beste- 
henden Arbeitsverhältnisses als Arbeit- 
nehmer; die Verwendung von Arbeitneh- 
mern in einer geringerwertigen Tätigkeit 
und die Verwendung von Beamten in 
einem anderen Amt ihrer Laufbahngruppe, 
auch bei einem anderen Dienstherrn, ist 
zulässig, 

2. in einem neu zu begründenden Arbeits- 
verhältnis oder durch Begründung eines 
Beamtenverhältnisses auf Widerruf mit 
einem im Ruhestand befindlichen oder frü- 
heren Beamten, 

3. in einem Hilfsdienstverhältnis. 

(2) Der Zivildienst in einem Hilfsdienstver- 
hältnis kann als langfristiger oder als kurzfristi- 
ger Zivildienst gefordert werden. Langfristiger 
Zivildienst liegt vor, wenn er für einen längeren 
Zeitraum als zwei Wochen bemessen wird oder 
länger als zwei Wochen dauert 

und 

die bisherige berufliche Tätigkeit des Zivildienst- 
pflichtigen durch den Zivildienst wesentlich beein- 
trächtigt wird oder der Zivildienst die Arbeitskraft des 
Zivildienstpflichtigen erheblich in Anspruch nimmt; 
in den übrigen Fällen liegt kurzfristiger Zivildienst 
vor. 

§ 6 

Bereithaltung zum Zivildienst 

(1) Ein Zivildienstpflichtiger, der nach Eintritt der 
Voraussetzungen des § 4 Zivildienst leisten soll, 
kann nach Maßgabe des § 23 bereits im Frieden zu 
diesem Zivildienst eingeteilt werden. 

(2) Ein nach Absatz 1 eingeteilter Zivildienst- 
pflichtiger hat der Heranziehungsbehörde jeden 
Wohnungswechsel binnen zweier Wochen mitzu- 
teilen. 

§ 7 

Dauer der Ausbildung im Frieden 

Zu Ausbildungsveranstaltungen im Frieden kön- 
nen Zivildienstpflichtige nur bis zu einer Dauer von 
jährlich insgesamt 100 Stunden, bei ganztägiger 
Ausbildung bis zu einer Dauer von insgesamt 
14 Tagen herangezogen werden; die Erstausbildung 
kann bis zu 200 Stunden oder 28 Tagen betragen. 
Die Vorschriften über den kurzfristigen Zivildienst 
in einem Hilfsdienstverhältnis finden Anwendung. 
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§ 8 

Heranziehung zum Wehrdienst oder zivilen 
Ersatzdienst 

Die Heranziehung zum Wehrdienst oder zum zivi- 
len Ersatzdienst geht der Heranziehung zum Zivil- 
dienst vor. §§ 13 und 13 a des Wehrpflichtgesetzes 
bleiben unberührt. 

§ 9 

Altersgrenzen; Zivildienst von Ausländern 

(1) Die Zivildienstpflicht beginnt mit der Voll- 
endung des 18. Lebensjahres und endet für Männer 
mit der Vollendung des 65. und für Frauen mit der 
Vollendung des 55. Lebensjahres. 

(2) Ausländische Staatsangehörige sind zum 
Zivildienst nicht verpflichtet, soweit für sie nach 
Staatsverträgen oder allgemeinen Regeln des Völ- 
kerrechts Befreiungen bestehen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Heranziehung zum Zivildienst 

§ 10 

Heranziehungsbehörde 

(1) Heranziehungsbehörden sind vorbehaltlich der 
Absätze 2 und 3 die Arbeitsämter, örtlich zuständig 
ist das Arbeitsamt, in dessen Bezirk der Zivildienst- 
pflichtige seinen ständigen Aufenthalt hat. Für das 
fahrende Personal der See- und Binnenschiffahrt und 
das fliegende Personal der Luftfahrt kann die Zu- 
ständigkeit durch Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates abwei- 
chend von den Sätzen 1 und 2 geregelt werden. 
Durch Rechtsverordnung der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates kann für die Heran- 
ziehung zivildienstpflichtiger Deutscher im Ausland 
auch die Zuständigkeit der diplomatischen und kon- 
sularischen Vertretungen der Bundesrepublik be- 
gründet werden. 

(2) Sollen Zivildienstpflichtige innerhalb eines 
bestehenden Dienst- oder Arbeitsverhältnisses mit 
dem Bund, einem Land, einer Gemeinde oder einem 
Gemeindeverband zum Zivildienst herangezogen 
werden, so ist Heranziehungsbehörde die zuständige 
Dienststelle des Dienstherrn oder Arbeitgebers, bei 
kreisangehörigen Gemeinden oder kreisangehörigen 
Gemeindeverbänden die Behörde, die nach Landes- 
recht die Aufsicht über sie ausübt. Die Heranzie- 
hungsbehörden haben die Heranziehung dem Ar- 
beitsamt mitzuteilen. Das Arbeitsamt kann der Her- 
anziehung aus Gründen des allgemeinen Kräfte- 
bedarfs widersprechen. Durch den Widerspruch wird 
die Rechtswirksamkeit der Heranziehung nicht be- 
rührt. über den Widerspruch entscheidet die der 
Heranziehungsbehörde übergeordnete Behörde, in 
der Freien und Hansestadt Hamburg die Heran- 
ziehungsbehörde. 


(3) Für im Ruhestand befindliche und frühere 
Beamte, die bei ihrem früheren Dienstherrn wieder- 
beschäftigt werden sollen (§ 5 Abs. 1 Nr. 2), gilt 
Absatz 2 entsprechend mit der Maßgabe, daß der 
Zivildienstpflichtige von der zuständigen Dienst- 
stelle des letzten Dienstherrn oder, sofern dieser 
eine kreisangehörige Gemeinde oder ein kreisange- 
höriger Gemeindeverband ist, von der Behörde, die 
nach Landesrecht die Aufsicht über sie ausübt, her- 
angezogen wird; ist der letzte Dienstherr wegge- 
fallen, so tritt an dessen Stelle der Dienstherr, der 
die Versorgungslast trägt. Für im Ruhestand befind- 
liche und frühere Beamte, die zum Personenkreis 
nach Kapitel I des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen gehören, ist Heranziehungs- 
behörde die nach § 60 des genannten Gesetzes zu- 
ständige oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
ermächtigte Stelle. 

(4) Bei Gefahr im Verzüge können auch die Ge- 
meinden, in den Ländern Bremen und Hamburg die 
von den Senaten bestimmten Stellen, die Landkreise 
oder die Polizei zu Zivildienstleistungen bis zueinei 
Dauer von zwei Wochen heranziehen. 

§ 11 

Bedarfsfeststellung 

(1) Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung 
des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschrif- 
ten über die Dringlichkeit und den Ausgleich des 
Kräftebedarfs für die in § 3 Abs. 1 bezeichneten 
Aufgaben. 

(2) Die Bundesregierung trifft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Bestim- 
mungen über die Zusammenarbeit der Dienststellen 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung mit den fachlich zuständigen 
Bundes- und Landesbehörden bei der Bedarfsfest- 
stellung. Sie trifft hierbei insbesondere Vorschriften 
über das Verfahren, welches anzuwenden ist, falls 
die zur Verfügung stehenden Zivildienstpflichtigen 
nicht ausreichen, um den Bedarf zu decken. 

§ 12 

Zivildienstberechtigter 

(1) Zivildienstberechtigter ist derjenige, dem ein 
Zivildienstpflichtiger von der Heranziehungsbehörde 
zugewiesen wird. Der Zivildienstpflichtige darf nur 
einem Dienstherrn oder Arbeitgeber zugewiesen 
werden, der Aufgaben nach § 3 Abs. 1 wahrnimmt. 
Bei Ausbildungsveranstaltungen ist der Zivildienst- 
pflichtige dem Träger der Ausbildung zuzuweisen. 

(2) Zivildienstberechtigte können bei Zivildienst 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 nur der Bund, ein Land, eine 
Gemeinde, ein Gemeindeverband oder eine andere 
juristische Person des öffentlichen Rechts sein. Für 
nichtmilitärische Dienstleistungen im Bereich der 
verbündeten Streitkräfte ist Zivildienstberechtigter 
der Bund. 
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§ 13 

Auflagen für den Zivildienstberechtigten 

Die Heranziehungsbehörde kann Auflagen zum 
Schutz und über den Einsatz des Zivildienstpflich- 
tigen festlegen. 

§ 14 

Grundsätze für die Heranziehung 

Die körperliche und geistige Eignung des Zivil- 
dienstpflichtigen für die vorgesehene Dienstleistung 
und seine sonstigen persönlichen Verhältnisse sind 
bei der Einteilung nach § 6 und bei der Heranzie- 
hung zum Zivildienst zu berücksichtigen. Nach Mög- 
lichkeit soll der Zivildienstpflichtige zu einer Dienst- 
leistung herangezogen werden, die seiner Ausbil- 
dung und seinen Fähigkeiten entspricht. 

§ 15 

Befreiung 

(1) Vom Zivildienst sind befreit 

1. Schwerbeschädigte im Sinne von § 1 des 
Schwerbeschädigtengesetzes, 

2. andere Personen, die nicht nur vorüber- 
gehend um wenigstens 50 vom Hundert in 
ihrer Erwerbsfähigkeit gemindert sind 
(Schwererwerbsbeschränkte) . 

(2) Vom Zivildienst mit Ausnahme des kurz- 
fristigen Zivildienstes in einem Hilfsdienstverhältnis 
sind befreit 

1. ordinierte Geistliche evangelischen Be- 
kenntnisses, 

2. Geistliche römisch-katholischen Bekennt- 
nisses, die die Subdiakonatsweihe empfan- 
gen haben, 

3. hauptamtlich tätige Geistliche anderer 
Bekenntnisse, deren Amt dem eines ordi- 
nierten Geistlichen evangelischen oder 
eines Geistlichen römisch-katholischen Be- 
kenntnisses, der die Subdiakonatsweihe 
empfangen hat, entspricht. 

§ 16 

Zurückstellung 

(1) Vom Zivildienst werden zurückgestellt 

1. Personen, die vorübergehend arbeitsun- 
fähig sind, während der Dauer der Ar- 
beitsunfähigkeit, 

2. Frauen vom Beginn der Schwangerschaft 
an bis vier Monate nach der Niederkunft 
sowie Mütter mit einem oder mehreren 
Kindern bis zu sechs Jahren, die mit ihnen 
in häuslicher Gemeinschaft leben, 

3. Frauen, die mit einem oder mehreren Kin- 
dern unter 15 Jahren in häuslicher Ge- 
meinschaft leben, es sei denn, daß die 


erforderliche Betreuung der Kinder wäh- 
rend der Zivildienstleistung gewährleistet 
ist. 

(2) Wer seiner Aufstellung für die Wahl zum 
Bundestag oder zu einem Landtag zugestimmt hat, 
wird bis zur Wahl vom Zivildienst zurückgestellt. 
Hat er die Wahl angenommen, so kann er für die 
Dauer des Mandats, außer auf seinen Antrag, nur 
während der Parlamentsferien zum Zivildienst her- 
angezogen werden. 

(3) Personen, deren Berufsausbildung oder be- 
rufliche Tätigkeit im öffentlichen Interesse liegt, 
können vom Zivildienst nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 und 
3 zurückgestellt werden, soweit die weitere Aus- 
bildung oder Ausübung ihrer Tätigkeit vordringlich 
und die Dienstleistung hiermit nicht vereinbar ist. 

(4) Schüler und Schülerinnen, die öffentliche all- 
gemeinbildende Schulen oder entsprechende private 
Ersatzschulen besuchen, können vom Zivildienst mit 
Ausnahme des kurzfristigen Zivildienstes in einem 
Hilfsdienstverhältnis zurückgestellt werden. Das 
gleiche gilt für Studenten an Hochschulen und Stu- 
dierende an Fachschulen. 

§ 17 

Amtshilfe 

Die Heranziehungsbehörde kann zur Erfassung 
und Feststellung der Verfügbarkeit eines Zivil- 
dienstpflichtigen Auskünfte von anderen Behörden, 
insbesondere den Meldebehörden und den Wehr- 
ersatzbehörden, verlangen. 


§ 18 

Auskunftspflicht 

(1) Die Inhaber oder Leiter von Betrieben sowie 
die Haushaltungsvorstände haben den Arbeits- 
ämtern auf Verlangen Auskünfte zu erteilen, die 
erforderlich sind, um über die Heranziehung und 
die Zuweisung von Zivildienstpflichtigen entschei- 
den zu können. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflicht gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten nicht für die nach Absatz 1 aus- 
kunftsberechtigten Arbeitsämter. Dies gilt jedoch 
nicht für Auskünfte über Namen und Anschriften 
der Zivildienstpflichtigen und der Zivildienstberech- 
tigten. 
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§ 19 

Persönliche Vorstellung 

(1) Zur Vorbereitung der Heranziehung kann die 
Heranziehungsbehörde verlangen, daß Zivildienst- 
pflichtige sich melden, sich vorstellen, die erforder- 
lichen Auskünfte erteilen und die notwendigen 
Nachweise beibringen. § 18 Abs. 2 findet auf die 
Auskunftspflicht des Zivildienstpflichtigen entspre- 
chende Anwendung. Der Zivildienstpflichtige hat 
sich auf Anordnung der Heranziehungsbehörde zur 
Feststellung der körperlichen und geistigen Taug- 
lichkeit ärztlich untersuchen zu lassen und hierbei 
einfache ärztliche Untersuchungsmaßnahmen oder 
röntgenologische Untersuchungen zu dulden. 

(2) Für die in Erfüllung der Verpflichtung nach 
Absatz 1 ausfallende Arbeitszeit hat der Dienstherr 
oder Arbeitgeber oder der Auftraggeber im Sinne 
des Heimarbeitsgesetzes die Dienstbezüge oder das 
Arbeitsentgelt weiterzuzahlen. Der Zivildiensb 
pflichtige hat eine Ladung seinem Dienstherrn oder 
Arbeitgeber oder seinem Auftraggeber im Sinne des 
Heimarbeitsgesetzes unverzüglich vorzulegen. 

§ 20 

Anhörung des Dienstherrn oder Arbeitgebers und 

anderer Stellen, Zustimmung zur Heranziehung 

(1) Vor der Heranziehung soll die Heranzie- 
hungsbehörde den Dienstherrn oder Arbeitgeber 
des Zivildienstpflichtigen hören, wenn der Zivil- 
dienst während der Dienst- oder Arbeitszeit außer- 
halb des bisherigen Beschäftigungsverhältnisses ge- 
leistet werden soll. Bei in Heimarbeit Beschäftigten 
soll der Auftraggeber gehört werden, wenn Dienst- 
leistungen in erheblichem Umfang außerhalb des 
bisherigen Beschäftigungsverhältnisses gefordert 
werden. Bei Personen, die hauptberuflich im Ge- 
sundheits- oder Veterinärwesen tätig sind und kei- 
nen Dienstherrn oder Arbeitgeber haben, soll das 
Gesundheitsamt oder der beamtete Tierarzt gehört 
werden. Bei hauptberuflich in der freien Wohlfahrts- 
pflege tätigen Personen soll neben dem Arbeit- 
geber die untere Verwaltungsbehörde gehört wer- 
den. Bei freiwilligen Helfern von Organisationen, 
denen nach ihrer Satzung die Hilfeleistung bei 
Katastrophen obliegt, soll neben dem Arbeitgeber 
auch die Organisation gehört werden. Bei Gefahr 
im Verzug kann die Anhörung unterbleiben. 

(2) Bei Personen, die in einem Dienst- oder Ar- 
beitsverhältnis mit dem Bund, einem Land, einer 
Gemeinde oder einem Gemeindeverband stehen, 
bedarf die Heranziehung der vorherigen Zustim- 
mung des Dienstherrn oder Arbeitgebers oder, so- 
fern dieser eine kreisangehörige Gemeinde oder ein 
kreisangehöriger Gemeindeverband ist, der Zustim- 
mung der Behörde, die nach Landesrecht die Auf- 
sicht über sie ausübt. Die Zustimmung kann nur 
wegen eigener lebens- und verteidigungswichtiger 
Aufgaben verweigert werden. 

(3) Richter können nur mit vorheriger Zustim- 
mung des für sie zuständigen Gerichtspräsidiums 
herangezogen werden,- Absatz 2 findet keine An- 
wendung. 


§ 21 

Heranziehungsbescheid 

(1) Der Zivildienstpflichtige wird durch schrift- 
lichen Bescheid der Heranziehungsbehörde zum 
Zivildienst herangezogen. Der Bescheid soll insbe- 
sondere die gesetzliche Grundlage der Heranzie- 
hung, die Heranziehungsbehörde, den Zivildienst- 
berechtigten sowie die Rechtsform, den Gegenstand, 
den Beginn und soweit möglich die voraussichtliche 
Dauer der Dienstleistung bezeichnen und eine 
Rechtsmittelbelehrung enthalten. Bei Ausbildungs- 
veranstaltungen kann im Bescheid statt des Beginns 
und der voraussichtlichen Dauer der Dienstleistung 
die Gesamtdauer der Ausbildung und der Zeitraum, 
innerhalb dessen die Ausbildung durchgeführt wird, 
angegeben werden. 

(2) Der Bescheid ist dem Zivildienstpflichtigen 
zuzustellen. Der Zivildienstberechtigte ist zu be- 
nachrichtigen. Ferner ist der Dienstherr oder Arbeit- 
geber des Zivildienstpflichtigen zu benachrichtigen. 
Der Auftraggeber eines in Heimarbeit Beschäftigten 
ist zu benachrichtigen, wenn Dienstleistungen in 
erheblichem Umfang gefordert werden. 

(3) In dringenden Fällen oder zu Ausbildungs- 
zwecken kann ein Zivildienstpflichtiger mündlich, 
fernmündlich, auf dem Funkwege oder durch öffent- 
lichen Aufruf in der Presse, im Rundfunk oder in 
einer sonstigen geeigneten Weise herangezogen 
werden. Die Heranziehung ist auf Antrag des Her- 
angezogenen schriftlich zu bestätigen. 

§ 22 

Aufhebung der Heranziehung 

Wird die Heranziehung aufgehoben, so ist § 21 
Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

§ 23 

Bereithaltungsbescheid 

(1) Soll ein Zivildienstpflichtiger nach § 6 zu 
einer Dienstleistung eingeteilt werden, so erläßt die 
Heranziehungsbehörde einen Bereithaltungsbe- 
scheid. Die Vorschriften für die Heranziehung gel- 
ten entsprechend mit der Maßgabe, daß der Be- 
scheid Angaben über den Beginn und die Dauer der 
Leistung nicht zu enthalten braucht. Dem Zivil- 
dienstpflichtigen dürfen aus der Einteilung keine 
Nachteile innerhalb eines bestehenden Arbeits- 
oder Dienstverhältnisses erwachsen. 

(2) Sofern der Zivildienstpflichtige nicht in dem 
Bereithaltungsbescheid aufgefordert worden ist, sich 
zu einem bestimmten Zeitpunkt zur vorgesehenen 
Dienstleistung einzufinden, bedarf es zur Aufnahme 
der Dienstleistung eines Heranziehungsbescheides. 
Der Heranziehungsbescheid braucht in diesem Fall 
die in § 21 Abs. 1 Satz 2 genannten Angaben nur 
insoweit zu enthalten, als sie nicht schon aus dem 
Bereithaltungsbescheid ersichtlich sind. 
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§ 24 

Zustellungen 

Für das Zustellungsverfahren bei Bescheiden 
einer Bundesbehörde gilt das Verwaltungszustel- 
iungsgesetz. Im übrigen gelten die Zustellungsvor- 
schriften der Länder. Bei minderjährigen Zivildienst- 
pflichtigen ist an diese zuzustellen; § 7 Abs. 1 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes und die entspre- 
chenden landesrechtlichen Vorschriften gelten inso- 
weit nicht; der gesetzliche Vertreter ist zu benach- 
richtigen. 

§ 25 

Vorführung 

Die Heranziehungsbehörde kann die Vorführung 
eines Zivildienstpflichtigen anordnen, der einer 
Aufforderung nach § 19, sich vorzustellen oder sich 
ärztlich untersuchen zu lassen, unentschuldigt nicht 
Folge leistet. 


§ 26 

Kosten im Heranziehungsverfahren 

Das Verfahren vor den Heranziehungsbehörden 
ist kostenfrei. Notwendige Auslagen, die dem Zivil- 
dienstpflichtigen durch das Verfahren entstanden 
sind, werden ihm von der Heranziehungsbehörde 
erstattet; Zivildienstpflichtige, die Grenzarbeitneh- 
mer sind, erhalten auch Ersatz für Verdienstausfall. 

§ 27 

Auftragsverwaltung 

Obliegt die Ausführung dieses Gesetzes den Län- 
dern, einschließlich der Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände, so handeln sie im Auftrag des Bundes. 
Soweit nach Kommunalverfassungsrecht ein kolle- 
giales Organ die Auftragsangelegenheiten wahrzu- 
nehmen hat, tritt an dessen Stelle der leitende Be- 
amte der Verwaltung der Gemeinde oder des 
Gemeindeverbandes. 


§ 28 

Anwendung der Verwaltungsgerichtsordnung und 
Rechtsmittel im Heranziehungsverfahren 

(1) Für Rechtsstreitigkeiten im Heranziehungs- 
verfahren gilt die Verwaltungsgerichtsordnung. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Berufung gegen das Urteil und die Be- 
schwerde gegen eine andere Entscheidung des Ver- 
waltungsgerichts sind ausgeschlossen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Rechtsverhältnis der zum Zivildienst 
Herangezogenen 

1. UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 29 

Allgemeine Verpflichtungen 

(1) Der Herangezogene ist verpflichtet, die ihm 
von dem Zivildienstberechtigten übertragenen Auf- 
gaben nach besten Kräften zu erfüllen und hierbei, 
soweit zumutbar, auch Gefahren auf sich zu nehmen. 

(2) Der Zivildienstberechtigte ist verpflichtet, die 
Vorkehrungen zu treffen, die zur Durchführung des 
Zivildienstes erforderlich sind. Er hat die Auflagen 
zu erfüllen, die von der Heranziehungsbehörde fest- 
gelegt sind. 

2. UNTERABSCHNITT 

Zivildienst innerhalb eines bestehenden 
Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1) 

§ 30 

Auswirkungen auf das Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis 

Die Heranziehung innerhalb eines bestehenden 
Dienst- oder Arbeitsverhältnisses bewirkt, daß das 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis nur mit Zustimmung 
der Heranziehungsbehörde beendet werden kann. 
Ein befristetes Dienst- oder Arbeitsverhältnis ver- 
längert sich bis zur Beendigung der Heranziehung. 
Vorschriften und Vereinbarungen, nach denen das 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis bei Erreichen einer 
bestimmten Altersgrenze beendet wird oder zu be- 
enden ist, finden mit der Maßgabe Anwendung, daß 
sich die Altersgrenze für die Dauer der Heranzie- 
hung nach § 9 Abs. 1 richtet. 

§ 31 

Geringerwertige Tätigkeit innerhalb eines 

bestehenden Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 

(1) Wird ein innerhalb eines bestehenden Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses Herangezogener in einer 
geringerwertigen Tätigkeit verwendet, so behält er 
während dieser Zeit die Ansprüche aus dem Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis, wie wenn er die frühere 
Tätigkeit fortgesetzt hätte. Aufwandsentschädi- 
gungen, Erschwerniszulagen und Auslagenerstattun- 
gen richten sich nach der neuen Tätigkeit. 

(2) Nach Beendigung der Heranziehung darf dem 
Herangezogenen wegen der Verwendung in einer 
geringerwertigen Tätigkeit kein Nachteil in seinem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis entstehen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn 
ein Beamter in einem anderen Amt oder bei einem 
anderen Dienstherrn verwendet wird. Der andere 
Dienstherr hat die dem ausgeübten Amt ent- 
sprechenden Bezüge bis zur Höhe der bisherigen 
Bezüge zu erstatten. 
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3. UNTERABSCHNITT 

. Zivildienst in einem neu zu begründenden 
Arbeitsverhältnis oder Beamtenverhältnis auf 
Widerruf (§ 5 Abs. 1 Nr. 2) 

§ 32 

Rechtsverhältnis zwischen dem Herangezogenen und 
dem Zivildienstberechtigten 

(1) Durch die Heranziehung zu Dienstleistungen 
in einem neu zu begründenden Arbeitsverhältnis 
entsteht zwischen dem Herangezogenen und dem 
Zivildienstberechtigten für die Dauer der Heran- 
ziehung ein Arbeitsverhältnis. Die gegenseitigen 
Rechte und Pflichten richten sich unbeschadet des 
§ 29 nach den bei den sonstigen Arbeitnehmern des 
Zivildienstberechtigten für Dienstleistungen ver- 
gleichbarer Art üblichen Bedingungen; bei dem Zivil- 
dienstberechtigten bestehende Regelungen über eine 
zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
werden jedoch nicht angewendet. Die dem Heran- 
gezogenen aus der An- und Abreise entstehenden 
notwendigen Aufwendungen sind vom Zivildienst- 
berechtigten zu erstatten. Günstigere Regelungen 
bleiben unberührt. Der Bundesminister des Innern 
und der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung werden ermächtigt, gemeinsam durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates nähere 
Bestimmungen über die Gewährung von Trennungs- 
entschädigung und den Ersatz von Umzugskosten zu 
erlassen. 

(2) Durch die Heranziehung eines im Ruhestand 
befindlichen oder früheren Beamten zu Dienstlei- 
stungen in einem Beamtenverhältnis entsteht mit 
dem Beginn des im Heranziehungsbescheid bezeich- 
neten Tages für die Dauer der Heranziehung ein 
Beamtenverhältnis auf Widerruf zum letzten Dienst- 
herrn oder, sofern dieser weggefallen ist, zum 
Dienstherrn, der die Versorgungslast trägt, in den 
Fällen des § 10 Abs. 3 Satz 2 zu dem Dienstherrn, 
dessen Heranziehungsbehörde den Heranziehungs- 
bescheid erlassen hat. Der Herangezogene erhält 
sein zuletzt bekleidetes Amt; er kann jedoch in 
Tätigkeiten aller Ämter seiner Laufbahngruppe ver- 
wendet werden. Nach Beendigung der Heranziehung 
ist bei der Bemessung der Versorgungsbezüge des 
Ruhestandsbeamten oder früheren Beamten die in 
dem Beamtenverhältnis auf Widerruf zurückgelegte 
Zeit als Dienstzeit im Sinnne des Besoldungs- und 
Versorgungsrechts zu berücksichtigen. 

§ 33 

Einfluß der Heranziehung auf ein bestehendes 
Rechtsverhältnis 

Wird ein Arbeitnehmer, ein in Heimarbeit Be- 
schäftigter oder ein Handelsvertreter zum Zivil- 
dienst in einem neu zu begründenden Arbeitsver- 
hältnis herangezogen, so gelten für das bestehende 
Arbeitsverhältnis, Heimarbeiterverhältnis oder Ver- 
tragsverhältnis zwischen Handelsvertreter und 
Unternehmer § 1 Abs. 1 und 3 bis 5, §§ 2 und 3, 4 
Abs. 1 bis 4 und §§ 5 bis 8 des Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes entsprechend; § 5 gilt jedoch mit der Maß- 


gabe, daß dem Arbeitgeber auf Verlangen die Bei- 
träge zu einer Pensionskasse oder einer anderen 
Einrichtung oder Form der betrieblichen oder über- 
betrieblichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
vom Zivildienstberechtigten zu erstatten sind. Der 
Zivildienstberechtigte darf etwaige Arbeitnehmer- 
anteile von dem Arbeitsentgelt einbehalten, das er 
dem Herangezogenen zu entrichten hat. Ferner gilt 
§ 11 des Arbeitsplatzschutzgesetzes entsprechend. 

§ 34 

Rechtsverhältnis herangezogener Beamter, Richter 
oder Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 

Wird ein Beamter oder Richter zum Zivildienst 
in einem neu zu begründenden Arbeitsverhältnis 
herangezogen, so ist er für die Dauer der Heran- 
ziehung mit Dienstbezügen oder Unterhaltszuschuß 
beurlaubt; § 9 Abs. 2 bis 7 des Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes gilt entsprechend, und zwar Absatz 6 so- 
weit er die Einberufung zu Wehrübungen betrifft 
und Absatz 7 soweit er auf § 4 Abs. 1, 2 und 4 ver- 
weist. Wird ein Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 
zum Zivildienst in einem neu zu begründenden 
Arbeitsverhältnis herangezogen, so hat der Arbeit- 
geber für die Dauer der Heranziehung das Arbeits- 
entgelt weiterzuzahlen; für das bestehende Arbeits- 
verhältnis gelten § 1 Abs. 1 und 3 bis 5, §§ 2 und 3, 
4 Abs. 1 bis 4, § 5 Abs. 1 und § 6 des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes entsprechend; ferner gilt § 11 des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes entsprechend. Auf die 
nach den Sätzen 1 und 2 weiterzugewährenden 
Dienstbezüge, Unterhaltszuschüsse, Vergütungen 
oder Löhne werden die dem Herangezogenen ge- 
währten laufenden Geldbezüge aus dem Arbeitsver- 
hältnis angerechnet. Diesen laufenden Geldbezügen 
stehen gleich das Kranken- oder Hausgeld aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung oder ent- 
sprechende Leistungen aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung oder Zuschüsse des Arbeitgebers nach 
dem Gesetz zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Sicherung der Arbeiter im Krankheitsfalle. 

§ 35 

Zahlung von Unterschiedsbeträgen und Ersatz für 
Vertreterkosten und laufende Betriebsausgaben 

(1) Ein Herangezogener, der nicht unter § 34 fällt, 
erhält, soweit sich sein Nettoeinkommen im Sinne 
des § 10 des Unterhaltssicherungsgesetzes durch die 
Heranziehung zum Zivildienst vermindert, vom 
Bund den Unterschiedsbetrag. Dieser darf zusammen 
mit den laufenden Nettogeldbezügen aus dem neuen 
Arbeitsverhältnis 2700, — Deutsche Mark monatlich 
nicht überschreiten. Der Unterschiedsbetrag unter- 
liegt nicht den Steuern vom Einkommen und Ertrag. 

(2) Ein Herangezogener, dessen Gewerbebetrieb, 
Betrieb der Land- oder Forstwirtschaft oder dessen 
selbständige Tätigkeit während der Heranziehung 
fortgeführt wird, erhält den Unterschiedsbetrag 
nicht. Ihm werden jedoch angemessene Aufwendun- 
gen für Ersatzkräfte oder Vertreter erstattet, die an 
seiner Stelle während der Dauer der Heranziehung 
tätig werden. Die laufenden Nettogeldbezüge aus 
dem neuen Arbeitsverhältnis sind anzurechnen. 
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(3) Ein Herangezogener, der seinen Gewerbebe- 
trieb, Betrieb der Land- oder Forstwirtschaft oder 
seine selbständige Tätigkeit während der Heran- 
ziehung nicht durch eine Ersatzkraft oder einen Ver- 
treter fortführen läßt und dessen Betrieb ruht, er- 
hält neben dem Unterschiedsbetrag nach Absatz 1 
Ersatz der Aufwendungen für Miete der Berufsstätte 
sowie für die übrigen Betriebsausgaben im Sinne 
des Einkommensteuergesetzes, sofern er ent- 
sprechende laufende Zahlungsverpflichtungen für 
die Dauer der Heranziehung nachweist. 

(4) Die Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3 
werden auf Antrag gewährt. Für die Zuständigkeit 
und das Verfahren gilt der Dritte Abschnitt des 
Unterhaltssicherungsgesetzes entsprechend. 


4. UNTERABSCHNITT 

Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3) 

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 36 

Rechtsverhältnis zwischen dem Herangezogenen und 
dem Zivildienstberechtigten 

Durch die Heranziehung zu Dienstleistungen in 
einem Hilfsdienstverhältnis entsteht zwischen dem 
Herangezogenen und dem Zivildienstberechtigten 
ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis besonde- 
rer Art. 

§ 37 

Besondere Pflichten des Herangezogenen 

(1) Der in einem Hilfsdienstverhältnis Herange- 
zogene ist auf Anordnung des Zivildienstberechtig- 
ten verpflichtet, in einer Gemeinschaftsunterkunft 
zu wohnen, an einer Gemeinschaftsverpflegung teil- 
zunehmen und Dienst- oder Arbeitskleidung zu tra- 
gen. 

(2) Der Herangezogene hat Arbeitskleidung und 
Handwerksgeräte, die zur Ausführung des Zivil- 
dienstes erforderlich sind und über die er die tat- 
sächliche Gewalt ausübt, auf Verlangen des Zivil- 
dienstberechtigten mitzubringen und zu verwenden. 

§ 38 

Haftung 

(1) Verletzt ein in einem Hilfsdienstverhältnis 
Herangezogener während der Heranziehung seine 
Dienstpflichten, so hat er dem Zivildienstberechtig- 
ten den daraus entstehenden Schaden insoweit zu 
ersetzen, als ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt. Haben mehrere Herangezogene den 
Schaden verursacht, so haften sie als Gesamt- 
schuldner. 

(2) Für die Verjährung der Ansprüche gegen den 
Herangezogenen und den Übergang von Ersatz- 
ansprüchen auf ihn gelten die Vorschriften des § 78 
Abs. 3 und 4 des Bundesbeamtengesetzes entspre- 
chend. 


§ 39 

Ersatz für Schäden an mitgebrachten Sachen 

Werden mitgebrachte Sachen bei Ausführung des 
Zivildienstes in einem Hilfsdienstverhältnis beschä- 
digt oder geraten sie hierbei in Verlust, so hat der 
Zivildienstberechtigte Ersatz in Geld zu leisten, 
wenn die Sachen zur Ausführung des Dienstes er- 
forderlich waren oder weisungsgemäß mitgebracht 
wurden. § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt 
entsprechend. Der Zivildienstberechtigte ist zur Er- 
satzleistung jedoch nur gegen Abtretung der An- 
sprüche verpflichtet, die dem Geschädigten auf 
Grund des Ereignisses, auf dem die Ersatzpflicht 
beruht, gegen andere Personen zustehen; dies gilt 
nicht für Ansprüche aus einem Versicherungsver- 
hältnis. 


II. Besondere Vo rschriften 

für den langfristigen Zivildienst 
in einem Hilfsdienstverhältnis 

§ 40 

Geldbezüge, Sachbezüge, Heilfürsorge 
und Reisekosten 

(1) Der Zivildienstberechtigte hat dem in einem 
langfristigen Hilfsdienstverhältnis Herangezogenen 
Geldbezüge, Sachbezüge und Heilfürsorge in ent- 
sprechender Anwendung der bei Wehrübungen gel- 
tenden Bestimmungen des Wehrsoldgesetzes mit 
Ausnahme des § 7 Abs. 3 zu gewähren. Für die Ein- 
stufung des Herangezogenen gilt die als Anlage bei- 
gefügte Übersicht. Erhält der Herangezogene keine 
Verpflegung oder Dienstkleidung, so ist ihm ein an- 
gemessener Zuschuß zu gewähren. Einem Heran- 
gezogenen, der nicht zum Wohnen in einer Gemein- 
schaftsunterkunft verpflichtet ist und dem keine Un- 
terkunft von Amts wegen bereitgestellt wird, wer- 
den die notwendigen Kosten der Unterkunft erstat- 
tet, wenn er keine Gelegenheit hat, seine bisherige 
Wohnung zu benutzen. 

(2) Reisekostenentschädigung erhält der Heran- 
gezogene in entsprechender Anwendung der Rege- 
lung für Soldaten der Bundeswehr, die Wehrsold 
erhalten. Für notwendige tägliche Fahrten zwischen 
der Wohnung und der Dienstleistungsstätte werden 
dem Herangezogenen die Fahrkosten für ein öffent- 
liches, regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel 
nach der Reisekostenstufe erstattet, der er angehört; 
mögliche Fahrpreisermäßigungen sind auszunutzen. 

(3) Der Bundesminister des Innern erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die zur Durchführung der 
Absätze 1 und 2 erforderlichen allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften. 

§ 41 

Auswirkungen auf das bestehende Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis 

Wird ein Beamter, Richter, Arbeitnehmer, ein in 
Heimarbeit Beschäftigter oder Handelsvertreter in 
einem langfristigen Hilfsdienstverhältnis herange- 
zogen, so gelten die §§ 33 und 34 entsprechend. 
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§ 42 

Unterhaltssicherung 

Ein in einem langfristigen Hilfsdienstverhältnis 
Herangezogener, der nicht Beamter, Richter oder 
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst ist, erhält Ver- 
dienst ausfallentschädigung nach dem entsprechend 
anzuwendenden Unterhaltssicherungsgesetz. § 23 

des Unterhaltssicherungsgesetzes wird mit der Maß- 
gabe angewandt, daß die Mitwirkung des Bundes- 
ministers der Verteidigung entfällt. 


III. Besondere Vorschriften 

für den kurzfristigenZivildienst 
in einem Hilfsdienstverhältnis 

§ 43 

Auswirkungen auf ein bestehendes Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis 

(1) Wird ein Arbeitnehmer in einem kurzfristi- 
gen Hilfsdienstverhältnis herangezogen, so entfällt 
für ihn für die Dauer der Heranziehung die Pflicht 
zur Arbeitsleistung innerhalb eines bestehenden 
Arbeitsverhältnisses. Ihm ist jedoch vom Arbeitge- 
ber das Arbeitsentgelt zu gewähren, das er ohne 
den Arbeitsausfall erhalten hätte. 

(2) überschreitet der Arbeitsausfall die Dauer 
von zwei Stunden am Tage oder von sieben Stun- 
den innerhalb eines Zeitraumes von zwei Wochen, 
so werden dem Arbeitgeber die dem Arbeitnehmer 
nach Absatz 1 gewährten Leistungen sowie die Ar- 
beitgeberanteile von Beiträgen zur Sozial- und 
Arbeitslosenversicherung erstattet. Ist im arbeits- 
gerichtlichen Verfahren über einen Anspruch des 
Arbeitnehmers auf Fortzahlung seiner Bezüge aus 
dem Arbeitsverhältnis rechtskräftig entschieden, so 
ist diese Entscheidung für die Erstattung bindend. 
Bezüge, die Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
fortgewährt werden, sind einschließlich der Arbeit- 
geberanteile nicht zu erstatten. 

(3) Dem Herangezogenen dürfen aus der Heran- 
ziehung keine Nachteile innerhalb des bestehenden 
Arbeitsverhältnisses erwachsen. Für die Kündigung 
gilt § 2 des Arbeitsplatzschutzgesetzes entsprechend; 
§ 2 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz und Satz 3 des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes findet keine Anwendung, 

(4) Auf Beamte und Richter sind die Vorschriften 
der Absätze 1 und 3 Satz 1 entsprechend anzuwen- 
den. Ein Beamter oder Richter darf aus Anlaß der 
Heranziehung nicht entlassen werden. 

§ 44 

Aufwendungen, Verdienstausfall und 
Unterstützungen 

(1) Ein in einem kurzfristigen Hilfsdienstverhält- 
nis Herangezogener erhält Ersatz für notwendige 
Aufwendungen. 

(2) Ein Herangezogener, der nicht unter § 43 
fällt oder Grenzarbeitnehmer ist, erhält während der 
Dauer der Heranziehung Ersatz für Verdienstausfall. 


(3) Ein Herangezogener, dem ohne die Heran- 
ziehung Arbeitslosengeld, Lohnausfallvergütung, 
Schlechtwettergeld, Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe oder Fürsorgeunterstützung zustünde, er- 
hält diese Leistungen auch während der Heranzie- 
hung. 

§ 45 

Zahlungspflichtiger 

Zu den in § 43 Abs. 2 und § 44 vorgesehenen Er- 
stattungen und Ersatzleistungen ist der Zivildienst- 
berechtigte verpflichtet. 

§ 46 

Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates nähere Bestimmungen zu erlassen über 

1. die Erstattung fortgewährter Leistungen (§ 43 
Abs. 2), 

2. die Ersatzleistungen für notwendige Aufwen- 
dungen und Verdienstausfall (§ 44). 

§ 47 

Besondere Bestimmungen 
für Ausbildungsveranstaltungen 

Die zu Ausbildungsveranstaltungen Herangezo- 
genen werden von dem Träger der Ausbildung zur 
Teilnahme an den Ausbildungsveranstaltungen auf- 
gefordert, soweit dies nicht schon im Heranziehungs- 
bescheid geschehen ist. Der Bundesminister des In- 
nern wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates nähere Bestimmungen 
über das Verfahren bei der Aufforderung und die 
Dauer der Ausbildungsveranstaltungen zu erlassen. 


VIERTER ABSCHNITT 

Sozialversicherung, Arbeitslosenversicherung 
und Versorgung 

1. UNTERABSCHNITT 

Sozialversicherungsrechtliche Vorschriften 
§ 48 

Sozialversicherung bei Zivildienst innerhalb eines 
bestehenden Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1) 

Zivildienst nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 berührt die 
sozialversicherungsrechtlichen Verhältnisse des 
Herangezogenen nicht, insbesondere auch nicht die 
Zugehörigkeit zu dem Zweig der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung, in dem der Herangezogene im 
Zeitpunkt der Heranziehung zum Zivildienst pflicht- 
versichert war. übt jedoch ein Herangezogener, der 
im Zeitpunkt der Heranziehung in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter oder in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten pflichtversichert war, im Zi- 
vildienst eine Beschäftigung aus, die den Vorschrif- 
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ten des Reichsknappschaftsgesetzes unterliegt, so 
tritt für diese Beschäftigung die knappschaftliche 
Versicherung ein. 

§ 49 

Sozialversicherung bei Zivildienst in einem neu zu 
begründenden Arbeitsverhältnis oder Beamtenver- 
hältnis auf Widerruf (§ 5 Abs. 1 Nr. 2) 

(1) Ein zum Zivildienst nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 
Herangezogener unterliegt der Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Renten- 
versicherung nach Maßgabe der allgemeinen Vor- 
schriften. Die Zugehörigkeit zu dem Zweig der ge- 
setzlichen Rentenversicherung, in dem der Heran- 
gezogene im Zeitpunkt der Heranziehung pflichtver- 
sichert war, bleibt jedoch unberührt. § 48 Satz 2 
findet Anwendung. 

(2) Ein Beamter oder Richter, der im Zeitpunkt 
der Heranziehung nicht in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung pflichtversichert war, oder ein Ar- 
beitnehmer im öffentlichen Dienst, der im Zeitpunkt 
der Heranziehung auf Grund des § 169 oder des 
§ 174 Nr. 1 in Verbindung mit § 169 der Reichsver- 
sicherungsordnung nicht in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung pflichtversichert war, ist in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung versicherungsfrei, 
wenn und solange er für die Dauer der Heranzie- 
hung nach § 34 mit Dienstbezügen oder Unterhalts- 
zuschuß beurlaubt ist oder ihm das Arbeitsentgelt 
weitergezahlt wird. Ein Herangezogener, der im 
Zeitpunkt der Heranziehung nicht unselbständig 
beschäftigt und aus anderen Gründen als wegen der 
Höhe seines Jahreseinkommens nicht in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung pflichtversichert war, 
wird auf seinen Antrag von der Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Krankenversicherung befreit. Die 
Befreiung wirkt vom Beginn der Heranziehung an, 
wenn der Antrag innerhalb eines Monats nach deren 
Beginn gestellt wird, andernfalls vom Eingang des 
Antrags an. über den Antrag entscheidet der zu- 
ständige Träger der Krankenversicherung, der dem 
Antragsteller über die Befreiung eine Bescheinigung 
ausstellt. Dieser hat die Bescheinigung dem Zivil- 
dienstberechtigten vorzulegen. 

(3) Ein Herangezogener, der im Zeitpunkt der 
Heranziehung unselbständig beschäftigt und in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nicht pflichtver- 
sichert war, ist in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung versicherungsfrei, wenn und solange er für die 
Dauer der Heranziehung nach § 34 mit Dienstbezü- 
gen oder Unterhaltszuschuß beurlaubt ist oder ihm 
nach dieser Vorschrift das Arbeitsentgelt weiterzu- 
gewähren ist oder sein bisheriges Arbeitsverhältnis 
nach § 33 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 des Arbeits- 
platzschutzgesetzes ruht oder ihm für die Dauer der 
Heranziehung Anwartschaft auf lebenslängliche 
Versorgung und auf Hinterbliebenenversorgung 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grund- 
sätzen oder die in der Gemeinschaft übliche lebens- 
längliche Versorgung gewährleistet bleibt. Versiche- 
rungsfrei ist auch ein zur Dienstleistung in einem 
Beamtenverhältnis auf Widerruf Herangezogener, 
wenn ihm nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen eine lebenslängliche Versorgung 
bewilligt und Hinterbliebenenversorgung gewähr- 


leistet ist, ferner ein Selbständiger, der im Zeitpunkt 
der Heranziehung in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nicht pflichtversichert war, wenn seine 
Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 des 
Einkommensteuergesetzes nach dem letzten Einkorn- 
mensteuerbescheid vor der Heranziehung 15 000 
Deutsche Mark überstiegen; dabei sind nach §§ 7 a 
bis 7 e des Einkommensteuergesetzes abgesetzte Be- 
träge den Einkünften wieder hinzuzurechnen. 

§ 50 

Gesetzliche Krankenversicherung bei Zivildienst in 
einem neu zu begründenden Arbeitsverhältnis oder 
Beamtenverhältnis auf Widerruf (§ 5 Abs. 1 Nr. 2) 

In der gesetzlichen Krankenversicherung sind bei 
Heranziehung zum Zivildienst nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 
die auf Grund des § 34 nach Anrechnung der laufen- 
den Geldbezüge aus dom neu begründeten Arbeits- 
verhältnis noch zu zahlenden Dienstbezüge, Unter- 
haltszuschüsse oder Arbeitsentgelte kein Entgelt; 
sie werden jedoch bei der Berechnung der Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze berücksichtigt. Das gleiche 
gilt für die auf Grund des § 35 Abs. 1 zu zahlenden 
Unterschiedsbeträge. 

§ 51 

Gesetzliche Unfallversicherung bei Zivildienst in 
einem neu zu begründenden Arbeitsverhältnis oder 
Beamtenverhältnis auf Widerruf (§ 5 Abs. 1 Nr. 2) 

(1) In der gesetzlichen Unfallversicherung gelten 
bei Heranziehung zum Zivildienst nach § 5 Abs. 1 
Nr. 2 für den Jahresarbeitsverdienst folgende Maß- 
gaben: 

1. Als Jahresarbeitsverdienst gilt das Ar- 
beitsentgelt, das der Verletzte während 
des letzten Jahres vor der Heranziehung 
bezogen hat, wenn es für ihn günstiger ist. 
Für die Höchstgrenze des Jahresarbeits- 
verdienstes ist die Satzung des Trägers 
der gesetzlichen Unfallversicherung maß- 
gebend, bei dem der Verletzte im Zeit- 
punkt der Heranziehung versichert war, 
wenn es für ihn günstiger ist. Das gilt in 
den Fällen der §§ 932, 1067 der Reichsver- 
sicherungsordnung entsprechend. 

2. Als Jahresarbeitsverdienst gilt das Er- 
werbseinkommen, das der Verletzte im 
Kalenderjahr vor der Heranziehung ge- 
habt hat, wenn es für ihn günstiger ist; 
§ 563 Abs. 3 der Reichsversicherungsord- 
nung findet Anwendung. War der Ver- 
letzte im Zeitpunkt der Heranziehung als 
Unternehmer oder als Ehegatte eines Un- 
ternehmers oder auf Grund der §§ 538, 539 
der Reichsversicherungsordnung in der ge- 
setzlichen Unfallversicherung versichert, 
so gilt als Jahresarbeitsverdienst, wenn es 
für ihn günstiger ist, mindestens der Be- 
trag, der für ihn nach der Satzung des Trä- 
gers der gesetzlichen Unfallversicherung, 
bei dem er als Unternehmer oder als Ehe- 
gatte eines Unternehmers versichert war, 
festzusetzen gewesen wäre. 
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(2) Erleidet ein Herangezogener, dem sonst Un- i 
fallfürsorge nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen gewährleistet ist, während der 
Heranziehung einen Arbeitsunfall, so gilt § 564 
Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung mit den 
Maßgaben, daß sich der Jahresarbeitsverdienst nach 
§ 563 der Reichsversicherungsordnung errechnet, 
wenn es für den Verletzten günstiger ist, und daß 
bei Anwendung des § 564 Abs. 4 Satz 2 der Reichs- 
versicherungsordnung dem Verletzten die Rente 
mindestens in Höhe des Betrages verbleibt, der bei 
Vorliegen eines Dienstunfalls als Unfallausgleich zu 
gewähren wäre. 

§ 52 

Gesetzliche Rentenversicherung bei Zivildienst in 
einem neu zu begründenden Arbeitsverhältnis oder 
Beamtenverhältnis auf Widerruf (§ 5 Abs. 1 Nr. 2) 

(1) Ein zum Zivildienst nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 
Herangezogener, der für die Dauer der Heranzie- 
hung in der gesetzlichen Rentenversicherung pflicht- 
versichert ist, gilt als Mehrfachbeschäftigter, der bei 
dem Zivildienstberechtigten überwiegend beschäf- 
tigt ist (Hauptbeschäftigung), wenn er im Zeitpunkt 
der Heranziehung pflichtversichert war und nach 
§ 34 Dienstbezüge, Unterhaltszuschuß oder Arbeits- 
entgelt oder nach § 35 Abs. 1 einen Unterschiedsbe- 
trag erhält; diese Bezüge sind als Entgelt anzuse- 
hen. Bei Handwerkern, die in die Handwerksrolle 
eingetragen sind, findet Satz 1 keine Anwendung. 

(2) Die Pflichtbeiträge zur Rentenversicherung 

der Arbeiter und Rentenversicherung der An- 
gestellten, die auf die nach § 34 weiter zu 

gewährenden Dienstbezüge, Unterhaltszuschüsse 
oder Arbeitsentgelte entfallen, sind von dem bis- 
herigen Dienstherrn oder Arbeitgeber und dem Ver- 
sicherten je zur Hälfte, zur knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung nach dem in § 130 Abs. 6 Buch- 
stabe a des Reichsknappschaftsgesetzes bestimmten 
Verhältnis zu tragen. Die auf die Unterschiedsbe- 
träge nach § 35 Abs. 1 entfallenden Pflichtbeiträge 
trägt der Bund. 

(3) Der bisherige Dienstherr und der bisherige 
Arbeitgeber haben ihren Beitragsanteil an den Ver- 
sicherten zu zahlen. Soweit der Bund die Beiträge 
zu tragen hat, zahlt sie die für die Feststellung und 
Bewilligung der Unterschiedsbeträge nach § 35 
Abs. 1 zuständige Stelle an den Versicherten. 

(4) Unterliegt der Herangezogene mit der Neben- 
beschäftigung der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung, so hat er die Beiträge an die für die Ver- 
sicherung in der Hauptbeschäftigung zuständige 
Knappschaft zu entrichten. 


§ 53 

Gesetzliche Krankenversicherung bei langfristigem 
Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3) 

(1) Langfristiger Zivildienst nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 
berührt eine bestehende Versicherung bei einem 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung nicht, 
jedoch ruht für die Dauer der Heranziehung die 


Versichertenkrankenhilfe und die Versicherten- 
wochenhilfe. Für die Berechnung des Sterbegeldes 
und von Barleistungen der Familienhilfe ist der 
letzte Grundlohn vor der Heranziehung maßgebend. 

(2) Bei Pflichtversicherten zahlt der Zivildienst- 
berechtigte, bei freiwillig Versicherten der Ver- 
sicherte für die Dauer der Heranziehung dem zu- 
ständigen Träger der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung ein Drittel des Beitrages, der zuletzt vor der 
Heranziehung zu entrichten war. 

(3) Geben freiwillig Versicherte ihre Mitglied- 
schaft bei einem Träger der gesetzlichen Kranken- 
versicherung während der Heranziehung auf, so 
können sie diesem innerhalb von 6 Wochen nach 
Beendigung der Heranziehung freiwillig beitreten; 
§ 176 Abs. 3 und § 313 b der Reichsversicherungs- 
ordnung sind entsprechend anzuwenden. 

(4) Bei pflichtversicherten Beschäftigten hat der 
Arbeitgeber und bei Arbeitslosen das Arbeitsamt 
den Beginn der Heranziehung dem zuständigen 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung un- 
verzüglich zu melden; diese Pflicht trifft für das 
Ende der Heranziehung den Zivildienstberechtigten. 
Sonstige Pflichtversicherte und freiwillig Versicherte 
haben diese Meldungen selbst zu erstatten. 

(5) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Ausnahmen von der Meldepflicht 
bestimmen sowie für die Beitragszahlung der Zivil- 
dienstberechtigten eine pauschale Beitragsberech- 
nung vorschreiben und die Zahlungsweise regeln. 

§ 54 

Gesetzliche Rentenversicherung bei langfristigem 
Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3) 

(1) Zum langfristigen Zivildienst nach § 5 Abs. 1 
Nr. 3 Herangezogene, die vor der Heranziehung 
zuletzt nach § 1227 der Reichsversicherungsordnung, 
§ 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes, § 29 
Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes oder § 1 
Abs. 1 des Handwerkerversicherungsgesetzes ver- 
sichert oder vor der Heranziehung in keinem Zweig 
der gesetzlichen Rentenversicherung pflicht- oder 
freiwillig versichert waren, werden für die Dauer 
der Heranziehung in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung versichert. Die Versicherung wird in dem 
Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung durch- 
geführt, in dem der Herangezogene vor der Heran- 
ziehung zuletzt versichert war; sie wird in der Ren- 
tenversicherung der Angestellten durchgeführt, 
wenn der Herangezogene bisher nicht versichert 
war. Die Versicherungspflicht nach Satz 1 geht der- 
jenigen nach § 1 Abs. 1 des Handwerkerversiche- 
rungsgesetzes vor. Satz 1 gilt nicht für Beamte, 
Richter und Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst, 
die im Zeitpunkt der Heranziehung nicht pflichtver- 
sichert waren und die nach § 41 in Verbindung mit 
§ 34 mit Dienstbezügen oder Unterhaltszuschuß 
beurlaubt sind oder denen nach diesen Vorschriften 
das Arbeitsentgelt weiterzugewähren ist. 
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(2) Als Bruttoarbeitsentgelt im Sinne des § 1255 
Abs. 1 und 3 der Reichsversicherungsordnung, des 
§ 32 Abs. 1 und 3 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes und des § 54 Abs. 1 und 3 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes ist für jeden Kalendermonat 
des Zivildienstes ein Zwölftel des durchschnittlichen 
Bruttoarbeitsentgelts aller Versicherten der Renten- 
versicherungen der Arbeiter, der Angestellten und 
der knappschaftlichen Rentenversicherung ohne 
Lehrlinge und Anlernlinge zugrunde zu legen, das 
für das Kalenderjahr, in dem der Zivildienst ge- 
leistet wird, nach § 55 Abs. 1 Buchstabe b des Reichs- 
knappschaftsgesetzes bestimmt ist; soweit der Zivil- 
dienst nicht einen vollen Kalendermonat umfaßt, 
wird für jeden Tag des Zivildienstes ein Dreißigstel 
des auf den Kalendermonat entfallenden Brutto- 
arbeitsentgelts zugrunde gelegt. 

(3) Beiträge für die Zeit der Versicherung nach 
Absatz 1 Satz 1 werden nicht erstattet. 

(4) Für die Berechnung der Beiträge ist maß- 
gebend das auf den Zeitraum, für den Beiträge zu 
entrichten sind, berechnete durchschnittliche Brutto- 
arbeitsentgelt aller Versicherten der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter, der Angestellten und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung ohne Lehr- 
linge und Anlernlinge im Sinne des Absatzes 2. Die 
Beiträge sind von dem Zivildienstberechtigten zu 
tragen. 

(5) Der Zivildienstberechtigte entrichtet für die 
nach Absatz 1 Satz 1 versicherten Personen den Bei- 
trag jeweils für ein Kalenderjahr unmittelbar an den 
zuständigen Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung. Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Zahlungsweise regeln; 
er kann bestimmen, daß der Beitrag an den für den 
Sitz des Zivildienstberechtigten oder einzelner sei- 
ner Behörden oder Dienststellen zuständigen Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung zu entrichten 
ist; weiterhin kann er für einzelne Zivildienstbe- 
rechtigte eine pauschale Berechnung für die auf alle 
oder einzelne Zweige der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung entfallenden Beiträge und deren Entrich- 
tung in einem Gesamtbetrag vorschreiben sowie die 
Verteilung des Gesamtbetrages auf die einzelnen 
Versicherungszweige und Versicherungsträger 
regeln. 

(6) Der Zivildienstberechtigte trägt bei Beendi- 
gung der Heranziehung deren Dauer in die Ver- 
sicherungskarte des Herangezogenen ein. Die Aus- 
gabestelle hat diese beim Umtausch der Versiche- 
rungskarte in die Aufrechnungsbescheinigung zu 
übertragen. Bei Herangezogenen, die für die Dauer 
der Heranziehung in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung versichert sind, gilt § 140 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes entsprechend. 

§ 55 

Sozialversicherung bei kurzfristigem Zivildienst in 

einem Hilfsdienstverhältnis (§ 5 Abs. 1 Nr. 3) 

Kurzfristiger Zivildienst nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 
berührt die sozialversicherungsrechtlichen Verhält- 
nisse des Herangezogenen nicht. 


2. UNTERABSCHNITT 

Arbeitslosenversicherungsrechtliche 

Vorschriften 

§ 56 

Arbeitslosenversicherung bei Zivildienst 

§ 56 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung gilt entsprechend, wenn 
die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kran- 
ken- oder Rentenversicherung auf diesem Gesetz 
beruht. Für die Anwendung des § 56 Abs. 1 Nr. 2 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung steht die Pflichtversicherung in 
der Rentenversicherung der Arbeiter gemäß § 49 
Abs. 1 Satz 2 der Pflichtversicherung in der Renten- 
versicherung der Angestellten gleich. 

§ 57 

Gleichstellung von Zivildienstzeiten 

(1) Zeiten eines Zivildienstes nach § 5, der nicht 
der Pflicht zur Arbeitslosenversicherung unterliegt 
und nicht geringfügig (§ 66 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung) 
ist, stehen Zeiten einer versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung im Sinne des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung gleich. 

(2) Bei der Bemessung von Leistungen ist für 
Zeiten eines Zivildienstes, die nach Absatz 1 Zeiten 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung gleich- 
stehen, das am Wohn- oder Aufenthaltsort des 
Arbeitslosen maßgebliche tarifliche oder mangels 
einer tariflichen Regelung das ortsübliche Arbeits- 
entgelt derjenigen Beschäftigung zugrunde zu legen, 
für die der Arbeitslose nach seinem Lebensalter und 
seinem Leistungsvermögen unter billiger Berück- 
sichtigung seines Berufes und seiner Ausbildung in 
Betracht kommt. 

(3) Den Mehraufwand an Leistungen, der der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung nach Absatz 1 entsteht, trägt der Bund. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung eine Pauschalbe- 
rechnung für eine Gesamtabgeltung des Mehrauf- 
wands vorschreiben; die Rechtsverordnung bedarf 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 


3. UNTERABSCHNITT 

Versorgungsrechtliche Vorschriften 

§ 58 

Anspruch auf Versorgung bei Zivildienst in einem 
Hilfsdienstverhältnis (§ 5 Abs. 1 Nr. 3) 

(1) Ein zum Zivildienst nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 Her- 
angezogener, der durch eine Dienstverrichtung oder 
einen Unfall während der Ausübung des Dienstes 
oder durch die diesem Dienst eigentümlichen Ver- 
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hältnisse eine gesundheitliche Schädigung erlitten 
hat, erhält wegen der gesundheitlichen und wirt- 
schaftlichen Folgen dieser Schädigung auf Antrag 
Versorgung in entsprechender Anwendung des Bun- 
desversorgungsgesetzes, soweit dieses Gesetz nichts 
Abweichendes bestimmt. In gleicher Weise erhalten 
die Hinterbliebenen eines Beschädigten auf Antrag 
Versorgung. 

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn 

1. ein Herangezogener im Sinne des Ab- 
satzes 1 auf einem mit der Dienstverrich- 
tung zusammenhängenden Weg nach oder 
von dem Dienstort einen Unfall erleidet 
oder während der Dauer der Heranziehung 
oder außerhalb dieses Dienstes gesund- 
heitlich dadurch geschädigt wird, daß er 
im Hinblick auf sein pflichtgemäßes Ver- 
halten im Zivildienst oder in seiner Eigen- 
schaft als Herangezogener aus Gründen, 
die er nicht zu vertreten hat, angegriffen 
wird oder 

2. eine noch nicht herangezogene Person der 
Anordnung einer Heranziehungsbehörde 
zur Meldung, persönlichen Vorstellung 
oder zu einer ärztlichen Tauglichkeits- 
untersuchung folgt oder auf Anordnung 
der Heranziehungsbehörde zur Vorstel- 
lung oder ärztlichen Tauglichkeitsunter- 
suchung vorgeführt wird und infolge die- 
ser Verrichtung oder Maßnahme eine ge- 
sundheitliche Schädigung oder auf dem 
Wege nach oder von dem Bestimmungs- 
ort einen Unfall erleidet. 

(3) Eine von dem Beschädigten absichtlich her- 
beigeführte Schädigung gilt nicht als Schädigung 
im Sinne dieser Vorschrift. 

(4) Zur Anerkennung einer Gesundheitsstörung 
als Folge einer Schädigung genügt die Wahrschein- 
lichkeit des ursächlichen Zusammenhangs. 

§ 59 

Zusammentreffen von Ansprüchen 

(1) Treffen Ansprüche aus § 58 mit Ansprüchen 
aus einer Schädigung im Sinne des § 1 des Bundes- 
versorgungsgesetzes oder nach anderen Gesetzen 
zusammen, die das Bundesversorgungsgesetz für 
anwendbar erklären, so ist unter Berücksichtigung 
der durch die gesamten Schädigungsfolgen beding- 
ten Minderung der Erwerbsfähigkeit eine einheit- 
liche Rente festzusetzen. 

(2) § 55 des Bundesversorgungsgesetzes ist auch 
beim Zusammentreffen mit Ansprüchen auf Ver- 
sorgung nach diesem Gesetz anzuwenden. 

§ 60 

Ers tattungsanspruch 

Die Aufwendungen für die Versorgung der Be- 
schädigten und Hinterbliebenen nach § 58 trägt der 
Bund. Ist Zivildienstberechtigter ein anderer als der 


Bund, so hat er diesem die Aufwendungen zu er- 
statten. § 81 des Bundesversorgungsgesetzes findet 
entsprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des Bundes der Zivildienstberechtigte 
tritt. 

§ 61 

Organisation, Verfahren, Rechtsweg 

(1) Die Versorgung nach den §§ 58 und 59 wird 
von den zur Durchführung des Bundesversorgungs- 
gesetzes zuständigen Behörden im Auftrag des Bun- 
des durchgeführt. 

(2) Zuständige oberste Bunclesbehörde ist der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und, 
soweit die Versorgung in der Gewährung von 
Kriegsopferfürsorge nach den §§ 25 bis 27 e des 
Bundesversorgungsgesetzes besteht, der Bundes- 
minister des Innern. Weisungen des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung, die eine grundsätz- 
liche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung 
haben oder einen Härteausgleich betreffen, ergehen 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern. 

(3) Das Gesetz über das Verwaitungsverfahren 
der Kriegsopferversorgung ist anzuwenden. 

(4) Die Ausgaben für die Versorgungsleistungen 
sind für Rechnung des Bundes zu leisten. Die damit 
zusammenhängenden Einnahmen sind an den Bund 
abzuführen. Auf die für Rechnung des Bundes zu 
leistenden Ausgaben und die mit ihnen zusammen- 
hängenden Einnahmen sind die Vorschriften über 
das Haushaltsrecht des Bundes anzuwenden. Die 
für die Durchführung des Haushalts verantwort- 
lichen Bundesbehörden können ihre Befugnisse auf 
die zuständigen obersten Landesbehörden übertra- 
gen und zulassen, daß auf die für Rechnung des 
Bundes zu leistenden Ausgaben und die mit ihnen 
zusammenhängenden Einnahmen die landesrecht- 
lichen Vorschriften über die Kassen- und Buchfüh- 
rung der zuständigen Landesbehörden angewendet 
werden. 

(5) Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in An- 
gelegenheiten der §§ 58 und 59 ist der Sozialrechts- 
weg gegeben. Soweit das Sozialgerichtsgesetz für 
bestimmte Rechtsgebiete besondere Vorschriften 
enthält, gelten die Vorschriften für die Kriegsopfer- 
versorgung. 

(6) Die Absätze 3 und 5 gelten nicht, soweit die 
Versorgung in der Gewährung von Kriegsopfer-’ 
fürsorge nach den §§25 bis 27 e des Bundesversor- 
gungsgesetzes besteht. 

§ 62 

Versorgungsberechtigte im Land Berlin 

Leistungen nach diesem Gesetz werden auch ge- 
währt an Berechtigte, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Land Berlin haben. § 95 
Abs. 2 des Soldatenversorgungsgesetzes gilt ent- 
sprechend. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 63 

Verletzung der Zivildienstpflicht 

(1) Wer als zum Zivildienst Herangezogener 
eigenmächtig ohne zwingenden Grund seine Dienst- 
oder Arbeitsstelle verläßt oder ihr fernbleibt und 
vorsätzlich oder fahrlässig länger als drei volle Ka- 
lendertage abwesend ist, wird mit Gefängnis oder 
Einschließung bis zu einem Jahr oder mit Geld- 
strafe bestraft; dasselbe gilt, wenn der Täter vor- 
sätzlich länger als einen vollen Kalendertag ab- 
wesend ist, obwohl er auf die Strafbarkeit der 
Abwesenheit von der Heranziehungsbehörde aus- 
drücklich hingewiesen worden ist. Ist der Täter 
vorsätzlich oder fahrlässig länger als einen Monat 
abwesend, so ist die Strafe Gefängnis oder Ein- 
schließung bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

(2) Wer als zum Zivildienst Herangezogener 
eigenmächtig seine Dienst- oder Arbeitsstelle ver- 
läßt oder ihr fernbleibt, um sich der Zivildienst- 
pflicht dauernd zu entziehen, wird mit Gefängnis 
oder Einschließung bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(3) Wer sich als zum Zivildienst Herangezogener 
ohne anerkennenswerten Grund beharrlich weigert, 
eine ihm aufgetragene Dienstleistung zu erfüllen, 
wird mit Gefängnis oder Einschließung bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) Wer durch die Tat vorsätzlich oder fahrlässig 
eine Gefahr für die Durchführung einer der in § 3 
Abs. 1 bezeichneten Aufgaben, für Leib oder Leben 
eines anderen oder für fremde Sachen von bedeu- 
tendem Wert herbeiführt, wird mit Gefängnis oder 
Einschließung bis zu fünf Jahren und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. Führt der 
Täter die Gefahr für Leib oder Leben eines anderen 
wissentlich herbei, so ist die Strafe Gefängnis nicht 
unter drei Monaten; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Personen, 
die lediglich zu Ausbildungsveranstaltungen her- 
angezogen sind. 

§ 64 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, insbesondere ein 
Geschäfts- oderBetriebsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Be- 
hörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, oder verwertet er das 
Geheimnis unbefugt, so ist die Strafe Gefängnis 
bis zu zwei Jahren. Daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. 


(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 65 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig als Zivildienstpflichtiger 

1. entgegen § 6 Abs. 2 nach der Einteilung 
zum Zivildienst der Heranziehungsbe- 
hörde einen Wohnungswechsel nicht mit- 
teilt, 

2. einer nach § 19 Abs. 1 ergangenen Anord- 
nung zuwider sich nicht meldet, sich nicht 
vorstellt oder Nachweise nicht, nicht voll- 
ständig oder nicht fristgemäß beibringt, 

3. entgegen § 19 Abs. 1 Satz 1 eine Auskunft 
nicht, unrichtig, nicht vollständig oder 
nicht fristgemäß erteilt, 

4. gegen die in § 19 Abs. 1 Satz 3 auferlegte 
Pflicht verstößt, sich auf seine körperliche 
und geistige Tauglichkeit ärztlich unter- 
suchen zu lassen, 

5. der Heranziehung zu einer Ausbildungs- 
veranstaltung (§ 21) oder der Aufforde- 
rung zur Teilnahme an einer solchen Ver- 
anstaltung (§ 47) nicht Folge leistet. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig als Zivildienstberechtigter einer 
Auflage nach § 29 Abs. 2 Satz 2 zuwiderhandelt. 

(3) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig entgegen § 18 Abs. 1 eine Aus- 
kunft nicht, unrichtig, nicht vollständig oder nicht 
fristgemäß erteilt. 

(4) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann, 
wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 1000, — Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 300, — Deutsche Mark 

geahndet werden. Eine Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 2 oder 3 kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000, — Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 3000, — Deutsche Mark 

geahndet werden. 

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Heran- 
ziehungsbehörde. Sie entscheidet auch über die Ab- 
änderung und Aufhebung eines rechtskräftigen, ge- 
richtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten). 
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SECHSTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 66 

Weisungsrecht gegenüber der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

(1) Bei der Durchführung dieses Gesetzes unter- 
liegen die Dienststellen der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung den 
Weisungen des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung. Er führt die Dienstaufsicht über die 
zur Durchführung dieses Gesetzes notwendigen 
Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung. Weisungen über 
die Heranziehung zum Zivildienst in einem Hilfs- 
dienstverhältnis (§ 5 Abs. 1 Nr. 3) ergehen im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister des Innern, 

(2) Der Bund ersetzt der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung auf 
Grund eines zwischen der Bundesregierung und der 
Bundesanstalt zu vereinbarenden Pauschales die ihr 
aus der Durchführung dieses Gesetzes entstehenden 
Kosten. 

§ 67 

Begriffsbestimmung 

Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Ar- 
beiter und Angestellte einschließlich der zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigten. 

§ 68 

Änderung des Schwerbeschädigtengesetzes 

Das Schwerbeschädigtengesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

In § 1 Abs. 1 Buchstabe a werden am Schluß die 
Worte angefügt: 

„im. Sinne des § 58 des Gesetzes über den Zivil- 
dienst im Verteidigungsfall vom 

oder". 

§ 69 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 


Grundgesetzes) und der Freizügigkeit (Artikel 11 
Abs. 1 des Grundgesetzes) werden nach Maßgabe 
dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§ 70 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

Anlage 
(zu § 40 Abs. 1) 


Einstufung der in einem langfristigen Hilfsdienst- 
verhältnis Herangezogenen bei Anwendung des 
Wehrsoldgesetzes 


Ver- 

gütungs- 

gruppe 

Tätigkeit 

Wehr- 

sold- 

gruppe 

Ubungs- 

geld- 

gruppe 

Reise- 
i kosten- 
stufe 

1 

Mannschaften, einfache 
Dienstleistungen 

1 

1 

V 

2 

Truppführer, Hilfs- 
kräite mit besonderen 
Fertigkeiten 

2 

2 

V 

3 

Gruppenführer, 

Fachkräfte 

3 

4 

V* 

4 

Werkmeister, Kräfte 
mit vergleichbaren 
Aufgaben 

4 

6 

IV 

5 

Zugführer, Spezial- 
kräfte 

5 

9 

III 

6 

Bereitschaftsführer, 
Ärzte als Führer von 
Sanitätszügen, 
Spezialkräfte mit 
besonderen Kennt- 
nissen oder besonderer 
Verantwortung 

7 

11 

II 

7 

Abteilungsführer, 

Ärzte, leitende Kräfte 

8 

12 

II 

8 

Verbandsführer, Ärzte 
und leitende Kräfte in 
besonders verantwort- 
licher Stellung 

10 

15 

Ib 
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Begründung 


I 

Allgemeines 

1. Aufgabe und Gliederung des Entwurfs 

In einem Verteidigungsfall und auch schon in Zei- 
ten internationaler Spannungen, die den Verteidi- 
gungsfall alsbald auszulösen drohen, muß gewähr- 
leistet sein, daß der Personalbedarf zur Erfüllung 
der lebens- und verteidigungswichtigen Aufgaben 
gedeckt werden kann. Während dieser Bedarf für 
die militärischen Dienstleistungen durch das Wehr- 
pflichtgesetz gedeckt wird, fehlt für alle zivilen 
Dienstleistungen im öffentlichen und privaten Be- 
reich bisher eine gesetzliche Grundlage. Diese Lücke 
soll die Einführung einer Zivildienstpflicht schließen. 
Das Zivildienstgesetz ist somit ein Gegenstück zum 
Wehrpflichtgesetz. 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 73 Nr. 1 des Grundgesetzes. 

Der Entwurf gliedert sich in sechs Abschnitte. Der 
erste Abschnitt enthält die materiellen Bestimmun- 
gen über Inhalt und Umfang des Zivildienstes. Im 
zweiten Abschnitt werden die behördliche Zustän- 
digkeit und das Verfahren für die Heranziehung 
zum Zivildienst geregelt. Der dritte Abschnitt trifft 
Bestimmungen über die durch die Heranziehung be- 
gründeten Rechtsbeziehungen zwischen dem Zivil- 
dienstpflichtigen (im Entwurf als Herangezogener 
bezeichnet) und dem Empfänger der Dienstleistung 
(im Entwurf als Zivildienstberechtigter bezeichnet) 
sowie über die Auswirkungen der Heranziehung 
auf ein Dienst- oder Arbeitsverhältnis des Heran- 
gezogenen. Der vierte Abschnitt behandelt die So- 
zialversicherung und die Arbeitslosenversicherung 
des Herangezogenen und seine Versorgung bei Un- 
fällen im Zivildienst. Der fünfte Abschnitt enthält 
Bußgeld- und Strafvorschriften, der sechste Abschnitt 
Schlußbestimmungen. 


2. Frühere gesetzliche Regelungen und 
Auslandsrecht 

Eine allgemeine zivile Dienstpflicht bestand in 
Deutschland bereits im ersten Weltkrieg auf Grund 
des Gesetzes über den Vaterländischen Hilfsdienst 
vom 5. Dezember 1916 (Reichsgesetzbl. S. 1333). 
Hiernach war während des Krieges jeder männliche 
Deutsche vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 
60. Lebensjahr zum Vaterländischen Hilfsdienst ver- 
pflichtet, soweit er nicht zum Dienst bei der bewaff- 
neten Macht einberufen war. Die Dienstpflichtigen 
konnten bei Behörden, behördlichen Einrichtungen, 
in der Kriegsindustrie, in der Land- und Forstwirt- 
schaft, in der Krankenpflege, in kriegswirtschaft- 
lichen Organisationen jeder Art oder in sonstigen 
Berufen oder Betrieben, die für Zwecke der Kriegs- 


führung oder der Volksversorgung unmittelbar oder 
mittelbar Bedeutung hatten, beschäftigt werden. 

Im zweiten Weltkrieg gab es für die Sicherung des 
Bedarfs an zivilen Kräften unterschiedliche Rege- 
lungen. Neben der Luftschutzdienstpflicht nach dem 
Luftschutzgesetz vom 26. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 827) bestand eine Notdienstpflicht zur Erfüllung 
hoheitlicher Aufgaben auf Grund der Notdienstver- 
ordnung vom 15. Oktober 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1441) und eine Dienstpflicht zur Erfüllung wirt- 
schaftlicher Aufgaben auf Grund der Verordnung 
zur Sicherstellung des Kräftebedarfs für Aufgaben 
von besonderer staatspolitischer Bedeutung (kurz 
Dienstpflichtverordnung genannt) vom 13. Februar 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 206). Diese Aufspaltung 
der Rechtsgrundlagen hat bei der verwaltungs- 
mäßigen Durchführung unangenehme Überschnei- 
dungen zur Folge gehabt und eine befriedigende 
Abstimmung der verschiedenen Personalanforderun- 
gen erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht. 

Zahlreiche Länder der freien Welt, darunter auch 
neutrale, kennen neben der Wehrpflicht eine Ver- 
pflichtung zu lebens- und verteidigungswichtigen 
Dienstleistungen nichtmilitärischer Art für den Ver- 
teidigungsfall. Inhalt und Umfang der Dienstpflich- 
ten sind unterschiedlich festgelegt 

3. Grundgedanken des Entwurfs 

Der Entwurf geht entgegen der Lösung im zweiten 
Weltkrieg von einer einheitlichen Rechtsgrundlage 
des Zivildienstes aus. Er verfolgt damit das Ziel, 
die Regelung übersichtlich zu gestalten und eine 
reibungslose und gleichmäßige behördliche Durch- 
führung zu ermöglichen. 

Gegenstand der Verpflichtung können nach dem 
Entwurf nicht nur Dienstleistungen zur Erfüllung 
lebens- und verteidigungswichtiger Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung und — - soweit es sich um 
nichtmilitärische Dienstleistungen handelt — der 
Streitkräfte sein, sondern auch Aufgaben im nicht- 
öffentlichen Bereich, die dem Schutz und der Ver- 
sorgung der Zivilbevölkerung oder der Herstellung 
und Aufrechterhaltung der Verteidigungsbereitschaft 
dienen. 

Für alle diese Aufgaben muß das geeignete und 
unentbehrliche zivile Personal bereitgestellt werden 
können. Das wird einmal dadurch geschehen, daß 
das vorhandene Personal für seinen Arbeitsplatz 
oder zumindest für Dienstleistungen im Rahmen 
seines bisherigen Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
verpflichtet wird, zum anderen dadurch, daß neue 
Kräfte für laufende oder zusätzliche Arbeiten heran- 
gezogen werden. Doch geht der Entwurf hierbei von 
dem Grundsatz des Vorranges der Freiwilligkeit 
aus: Heranziehungen sollen erst dann ausgespro- 
chen werden, wenn sich der Kräftebedarf auf an- 
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dere geeignete Weise, insbesondere durch Frei- 
willige oder über den freien Arbeitsmarkt, nicht 
decken läßt oder wenn dies nicht rechtzeitig oder 
nur mit unverhältnismäßigen Mitteln zu erreichen 
wäre. 

Im allgemeinen kann der Zivildienst erst im Ernst- 
fall gefordert werden, d. h. im Verteidigungsfall, 
dessen Eintritt nach Artikel 59 a des Grundgesetzes 
formell festgestellt wird. Verpflichtungen zum Zivil- 
dienst sollen aber auch dann ausgesprochen werden 
können, wenn eine fremde bewaffnete Macht Feind- 
seligkeiten gegen die Bundesrepublik tatsächlich 
eröffnet hat, eine Feststellung des Eintritts des Ver- 
teidigungsfalles aber noch nicht möglich war. 
Schließlich soll der Zivildienst auch bereits in einer 
Spannungszeit verlangt werden können, sobald die 
Bundesregierung festgestellt hat, daß Zivildienst- 
leistungen zum Schutz und zur Versorgung der 
Zivilbevölkerung oder zur Herstellung der Verteidi- 
gungsbereitschaft den Umständen nach dringend er- 
forderlich sind. 

Darüber hinaus wird das Gesetz in zwei Fällen be- 
reits im Frieden, und zwar auch schon vor einer 
Spannungszeit anwendbar sein. Einmal gibt es die 
Möglichkeit, Zivildienstpflichtige zu Ausbildungs- 
veranstaltungen heranzuziehen, um sie auf ihre 
Dienstleistungen im Ernstfall vorzubereiten. Das ist 
namentlich für verschiedene Aufgaben des öffent- 
lichen Bereichs notwendig, so z. B. für die Hilfs- 
dienste im Luftschutz und für die Evakuierung, fer- 
ner für die Polizei. Um aber den Kreis der Ausbil- 
dungsveranstaltungen auf das unumgängliche Maß 
zu beschränken, soll eine Rechtsverordnung der 
Bundesregierung genauer bestimmen, für welche der 
dem Zivildienst gesetzlich zugeordneten Aufgaben 
Ausbildungsveranstaltungen überhaupt durchgeführt 
werden können. Ferner wird eine Höchstdauer fest- 
gesetzt, bis zu welcher der einzelne Zivildienst- 
pflichtige zur Ausbildung im Frieden herangezogen 
werden kann. Sie ist auf jährlich 14 Tage oder 
100 Stunden beschränkt; abweichend wird für die 
einmalige Grundausbildung eine Höchstdauer von 
28 Tagen oder 200 Stunden festgesetzt. Dies zeigt, 
daß man die zeitlichen Anforderungen an die Her- 
angezogenen im Frieden nach Möglichkeit gering 
halten will. 

Des weiteren soll die Einführung des sogenannten 
Bereithaltungsbescheides eine vorausschauende und 
schnell wirksame Personalplanung ermöglichen. 
Durch diesen Bescheid kann notwendiges Personal 
bereits im Frieden für den Ernstfall verpflichtet 
werden. Dem durch einen Bereithaltungsbescheid 
Verpflichteten wird dadurch nicht verwehrt, im Frie- 
den seinen Beruf und Arbeitsplatz weiterhin frei 
zu wählen. 

Zum Zivildienst können alle Personen von 18 Jah- 
ren ab, Männer bis zum 65., Frauen bis zum 55. Le- 
bensjahr, herangezogen werden, wenn sie im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes ihren ständigen Aufent- 
halt haben. Befreiungen gelten u. a. für Schwerbe- 
schädigte, Frauen vom Beginn der Schwangerschaft, 
Mütter mit Kindern unter 15 Jahren, Geistliche, 
Abgeordnete des Bundestages und der Landesparla- 
mente. 


Zivildienstpflichtige können jedem öffentlichen 
Dienstherrn oder Arbeitgeber und auch jedem priva- 
ten Arbeitgeber zugewiesen werden, der lebens- 
und verteidigungswichtige Aufgaben wahrnimmt. 
Die Verpflichtung zum Zivildienst wird jeweils 
durch behördliche Einzelentscheidung, die soge- 
nannte Heranziehung, begründet. Ausgehend von 
der Einheit der Zivildienstpflicht ist der Entwurf 
bemüht, diese Heranziehung nach Möglichkeit nur 
einer einzigen Verwaltung, nämlich den Arbeits- 
ämtern zu übertragen. Diese Regelung wird aller- 
dings dort durchbrochen, wo es sich um das vor- 
handene Personal des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden und der Gemeindeverbände handelt. Dieses 
Personal soll nicht von den Arbeitsämtern, sondern 
von dem jeweiligen Dienstherrn, bei kreisangehö- 
rigen Gemeinden von den Aufsichtsbehörden, ver- 
pflichtet werden können, wenn der Zivildienst 
innerhalb des schon bestehenden Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses abgeleistet werden soll. Den 
Arbeitsämtern wird in diesen Fällen aber die Mög- 
lichkeit eines Widerspruchs eingeräumt, über den 
die der Heranziehungsbehörde Vorgesetzte Dienst- 
stelle entscheidet. Umgekehrt sind die Arbeits- 
ämter, wenn sie Personal der aufgeführten öffent- 
lichen Dienstherren für andere Dienstherren oder 
Arbeitgeber verpflichten wollen, an die Zustimmung 
des Dienstherrn bzw. dessen Aufsichtsbehörde ge- 
bunden. 

Schon bei der Behördenzuständigkeit stellt sich die 
Frage des Vorranges unter den einzelnen Bedarfs- 
trägern für Zivildienstleistungen. Diese Frage kann 
nicht durch starre gesetzliche Regelungen gelöst 
werden. Ebensowenig kann ihre Entscheidung allein 
dem Ermessen der Arbeitsverwaltung und der üb- 
rigen Heranziehungsbehörden überlassen bleiben. 
Hier sollen Verwaltungsvorschriften der Bundes- 
regierung den Heranziehungsbehörden Richtlinien 
für die Feststellung und den Ausgleich des Kräfte- 
bedarfs für lebens- und verteidigungswichtige Auf- 
gaben geben. Durch Rechtsverordnung soll das hier- 
bei zu beachtende Verfahren näher geregelt werden. 

Nicht minder bedeutsam ist die Abgrenzung zwi- 
schen Zivildienstpflicht und Wehrpflicht. Sie ist im 
Entwurf so gelöst, daß die Heranziehung zum Wehr- 
dienst einer Heranziehung zum Zivildienst vorgeht. 
Dies soll nicht eine einseitige Bevorzugung militä- 
rischer Interessen bedeuten. Vielmehr wird über die 
UK-Stellung die die Freistellung von Wehrpflich- 
tigen, die für Tätigkeiten im zivilen Bevölkerungs- 
schutz zur Verfügung stehen, nach den §§ 13 und 13 a 
des Wehrpflichtgesetzes und den dazu ergehenden 
Rechts Verordnungen und allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften der Bundesregierung ein befriedigender 
Ausgleich zwischen militärischen und zivilen Bedürf- 
nissen gefunden werden müssen. 

Das durch den Heranziehungsbescheid begründete 
Zivildienstverhältnis zwischen dem Zivildienst- 
pflichtigen und dem Zivildienstberechtigten fügt 
sich nach Möglichkeit an die bekannten Rechtsfor- 
men des öffentlichen Dienstverhältnisses (Beamten- 
verhältnis) oder des Arbeitsverhältnisses als Ar- 
nehmer (Angestellter, Arbeiter) an. Dies gilt 
zunächst für die Zivildienstverpflichtung von Be- 
diensteten, die an ihr bestehendes Dienst- oder 
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Arbeitsverhältnis gebunden oder hier gewissen 
Veränderungen in ihrer Tätigkeit unterworfen wer- 
den sollen (Verwendung in anderer, auch geringer- 
wertiger Tätigkeit oder Verwendung in einem an- 
deren Amt oder bei einem anderen Dienstherrn). 
Es gilt aber auch für die Neubegründung eines Ar- 
beitsverhältnisses oder die Begründung eines Be- 
amtenverhältnisses auf Widerruf bei Ruhestands- 
beamten oder bei früheren Beamten. An die Neu- 
begründung von Beamtenverhältnissen ist, von der 
genannnten Ausnahme abgesehen, nicht gedacht. 
Wo die bekannnten Rechtsformen des Öffentlichen 
Dienst- oder des privaten Arbeitsverhältnisses nicht 
ausreichen, kann ein als Hilfsdienstverhältnis be- 
zeichnetes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis be- 
sonderer Art begründet werden, dies aber — der 
Natur des Verhältnisses entsprechend — - nur bei 
öffentlichen Dienstherren. Ein solches Hilfsdienst- 
verhältnis kann z. B. bei der Auffüllung des Luft- 
schutzhilfsdienstes oder der Polizei mit Zivildienst- 
pflichtigen in Betracht kommen und - — - in der Form 
des kurzfristigen Zivildienstes — - bei Ausbildungs- 
veranstaltungen. 

Neben dem Zivildienstverhältnis regelt der Entwurf 
den rechtlichen Status der Herangezogenen in ihren 
bisherigen Dienst- oder Arbeitsverhältnissen. Nach 
dem Vorbild des Arbeitsplatzschutzgesetzes bei der 
Einberufung zum Wehrdienst geht er von dem Fort- 
bestand solcher Dienst- oder Arbeitsverhältnisse 
aus. Die wirtschaftliche Sicherung der Herangezoge- 
nen, die wegen des Zivildienstes eine Minderung 
ihres bisherigen Einkommenstandes erleiden, wird 
in Anlehnung an die entsprechenden Grundsätze 
des Unterhaltssicherungsgesetzes behandelt. In 
einem besonderen Abschnitt werden ferner die so- 
zialversicherungs- und arbeitslosenversicherungs- 
rechtlichen Verhältnisse der Herangezogenen ge- 
regelt. Für Herangezogene, die Zivildienst in der 
Form des Hilfsdienstverhältnisses leisten, und für 
ihre Hinterbliebenen wird bei Unfällen im Zivil- 
dienst eine Versorgung in entsprechender Anwen- 
dung des Bundesversorgungsgesetzes eingeführt, da 
für sie eine Unfallversorgung nach Grundsätzen des 
Beamtenrechts oder der Reichsversicherungsord- 
nung nicht eintritt. 

Die Bestimmungen über Gegenstand und Umfang 
der Zivildienstleistungen wahren die durch Arti- 
kel 12 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes abgesteck- 
ten Grenzen, wonach herkömmliche allgemeine, für 
alle gleiche öffentliche Dienstleistungspflichten zu- 
lässig sind. Als „öffentliche" Dienstleistungspflicht 
ist auch die Verpflichtung zu Zivildienstleistungen 
im Bereich der privaten Wirtschaft anzusehen, die 
im öffentlichen Interesse gefordert werden. Bei der 
Beurteilung, ob die Zivildienstpflicht sich im Rah- 
men der „Herkömmlichkeit" hält, ist auf die Staats- 
und Verwaltungspraxis in Deutschland und den 
Demokratien der freien Welt abzustellen. Auch eine 
organische Weiterentwicklung historischer Vorbil- 
der zur Anpassung an die veränderten Verhältnisse 
der Gegenwart ist dem Gesetzgeber durch Arti- 
kel 12 Abs. 2 Satz 1 nicht verwehrt. In diesem Zu- 
sammenhang ist das bereits erwähnte geschichtliche 
Vorbild des Gesetzes über den Vaterländischen 
Hilfsdienst vom 5. Dezember 1916 von Bedeutung. 


Dieses Gesetz ging über den im vorliegenden Ent- 
wurf verfolgten Grundsatz der Einzelheranziehung 
noch hinaus und unterstellte alle bei lebens- und 
verteidigungswichtigen Arbeiten Beschäftigten glo- 
bal der Verpflichtung zum Hilfsdienst. Die ebenfalls 
schon erwähnten Gesetze und Verordnungen, die 
in der Zeit zwischen 1933 und 1945 öffentliche 
Dienstpflichten begründeten, können bei der Prü- 
fung der „Herkömmlichkeit" insoweit herangezogen 
werden, als vergleichbare demokratische Staaten zu 
dieser Zeit ähnliche Regelungen getroffen haben. 
Ein Vergleich bestätigt, daß eine Reihe solcher Staa- 
ten damals entsprechende Dienstpflichten einführte. 

Soweit der Entwurf Anforderungen erlaubt, die eine 
Einschränkung von Grundrechten darstellen, sind 
diese Grundrechte im Einklang mit Artikel 19 Abs. 1 
Satz 2 des Grundgesetzes aufgeführt. 

4. Kosten 

Die Kosten, die aus dem Vollzug des Zivildienst- 
gesetzes unmittelbar entstehen, werden im allge- 
meinen von verhältnismäßig untergeordneter Be- 
deutung sein. Das trifft insbesondere für die finan- 
ziellen Belastungen in Friedenszeiten zu, da hier 
nur Heranziehungen zu den nach Zeit und Umfang 
beschränkten Ausbildungsveranstaltungen und die 
Erteilung von Bereithaltungsbescheiden in Betracht 
kommen. Im wesentlichen wird es sich um zwei 
Arten von Aufwendungen handeln: einmal die sich 
aus dem Heranziehungsverfahren ergebenden 
Kosten, zum anderen die Kosten für die Vergütung 
und Entschädigung der Herangezogenen. 

a) Die Kosten des Heranziehungsverfahrens unter- 
teilen sich in die persönlichen und sächlichen 
Verwaltungskosten der mit der Heranziehung 
betrauten Behörden und in die Zweckausgaben. 
Zu den letzteren zählen vor allem die Kosten 
aus der persönlichen Vorstellung und ärztlichen 
Untersuchung von Zivildienstpflichtigen (§ 19 
des Entwurfs) einschließlich der Erstattung von 
Auslagen und Verdienstausfall der Zivildienst- 
pflichtigen im Heranziehungsverfahren (§ 26 des 
Entwurfs). 

Die Kosten des Heranziehungsverfahrens trägt 
der Bund, soweit die Arbeitsämter oder andere 
Bundesbehörden tätig werden. In § 66 Abs. 2 
des Entwurfs ist eine pauschale Abgeltung an 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vorgesehen. Da Grund- 
lagen für eine Veranschlagung der anfallenden 
Kosten noch nicht bestehen, läßt sich ihre Höhe 
vorerst nicht abschätzen. Das Pauschale wird zu- 
nächst nach einem allgemeinen Kostensatz für 
jede Heranziehung zu ermitteln sein; dabei kön- 
nen vergleichsweise die Erfahrungen bei der 
Vermittlung von Arbeitskräften ausgewertet 
werden. Später kann das Pauschale den Erfah- 
rungssätzen angeglichen werden. 

Die Länder einschließlich der Gemeinden und 
Gemeindeverbände tragen die Kosten aus der 
Heranziehung ihres eigenen Personals innerhalb 
der bestehenden Dienst- oder Arbeitsverhält- 
nisse. In diesem Falle werden nur Verwaltungs- 
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kosten entstehen, die wegen ihrer geringen 
Höhe nicht besonders zu veranschlagen sind. 

b) Die Kosten für die Vergütung und Entschädi- 
gung der Herangezogenen — im Frieden handelt 
es sich nur um die Kosten bei Ausbildungsver- 
anstaltungen — können im allgemeinen nicht als 
spezifische Folge des Gesetzes angesprochen 
werden, da dieses nur einen Weg für die Dek- 
kung des nach den Planungen in den einzelnen 
Fachgebieten ohnedies vorhandenen Kräfte- 
bedarfs angibt. Eine Schätzung an dieser Stelle 
wäre auch nicht möglich. Es darf aber davon aus- 
gegangen werden, daß die Kosten im allgemei- 
nen den Ausgaben entsprechen werden, die für 
frei angeworbene Kräfte aufzuwenden wären. 

Die Kostenlast trifft grundsätzlich die Empfänger 
der Dienstleistungen; das können öffentliche 
oder private Dienstherren und Arbeitgeber sein. 
Bei Ausbildungsveranstaltungen hat deren Trä- 
ger die Kosten aufzubringen. Wer die Kosten 
für Zivildienstleistungen im Bereich der öffent- 
lichen Verwaltung endgültig trägt, richtet sich 
nach der für die einzelnen Fachgebiete maßgeb- 
lichen Kostenregelung. 

Besonderer Erwähnung bedarf aber noch die Be- 
lastung der öffentlichen Hand aus den Bestimmun- 
gen über die wirtschaftliche Sicherung der Heran- 
gezogenen bei einer Minderung ihres bisherigen 
Einkommenstandes durch den Zivildienst. 

Hier sind zunächst die voraussichtlich nicht sehr 
erheblichen Lasten zu nennen, die den öffentlichen 
Dienstherren und Arbeitgebern bei Personal ent- 
stehen, das in eine Tätigkeit außerhalb des bisheri- 
gen Dienst- oder Arbeitsverhältnisses verpflichtet 
wird. Die Dienstherren oder Arbeitgeber müssen für 
dieses Personal einen Teil der bisherigen Bezüge 
einschließlich etwaiger darauf entfallender Sozial- 
versicherungsbeiträge als Unterschiedsbetrag wei- 
terzahlen, wenn die Bezüge aus dem Zivildienstver- 
hältnis geringer sind als die früheren Bezüge. Die 
Höhe der daraus sich ergebenden Belastung läßt sich 
im einzelnen nicht veranschlagen. Doch werden diese 
Fälle Ausnahmen darstellen, weil der Zivildienst- 
pflichtige im allgemeinen entsprechend seiner Aus- 
bildung und seinen Fähigkeiten verwendet und 
dementsprechend auch vergütet werden wird. 

Für diejenigen Herangezogenen, die vor ihrer Her- 
anziehung nicht im öffentlichen Dienst beschäftigt 
waren, trägt der Bund die Kosten der bei geringerer 
Vergütung im Zivildienstverhältnis vorgesehenen 
Unterhaltssicherung nach den Grundsätzen des 
Unterhaltssicherungsgesetzes. Gleiches gilt für die 
auf den Betrag der Unterhaltssicherung entfallenden 
Sozialversicherungsbeiträge. Ferner wird der Bund 
belastet durch den von ihm zu erstattenden Mehr- 
aufwand an Leistungen der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
wegen der Gleichstellung von gewissen Zivildienst- 
zeiten mit Zeiten einer versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung. 

Schließlich trägt der Bund die Beschädigtenversor- 
gung nach den Grundsätzen des Bundesversorgungs- 
gesetzes, wie sie für den Zivildienst in einem Hilfs- 


dienstverhältnis vorgesehen ist. Soweit Länder, Ge- 
meinden, Gemeindeverbände oder andere juristische 
Personen des öffentlichen Rechts Zivildienstberech- 
tigte sind, haben sie dem Bund die verauslagten 
Beträge zu erstatten. 


II 

Die einzelnen Bestimmungen 
Zur Einleitungsformel 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates 
jedenfalls nach Artikel 87 b Abs. 2 des Grundge- 
setzes, da es Bestimmungen über die Ausführung in 
bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwal- 
tungsunterbau und über die Ausführung durch die 
Länder im Aufträge des Bundes enthält. 


ERSTER ABSCHNITT 

Inhalt und Umfang des Zivildienstes 
Zu § 1 

§ 1 begründet die Zivildienstpflicht für alle Per- 
sonen, die ihren ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich des Gesetzes haben. Der Geltungsbereich 
erstreckt sich nicht auf Berlin, da das Gesetz keine 
Berlinklausel enthält. Durch die Bestimmung wird 
zunächst allgemein der Kreis der Personen umrissen, 
der für die Anforderung von Dienstleistungen in 
Betracht kommt. Näheres, insbesondere über die 
altersmäßigen Voraussetzungen, die Freistellung be- 
stimmter Personengruppen und die Art und Weise 
der Anforderung von Dienstleistungen, ergeben die 
Einzelbestimmungen des ersten und zweiten Ab- 
schnitts. 

Zu § 2 

Der Entwurf geht von dem Gedanken der Vorran- 
gigkeit freiwilliger Dienstleistungen aus. Von der 
Möglichkeit einer Heranziehung zum Zivildienst soll 
kein Gebrauch gemacht werden, soweit der Bedarf 
auf andere Weise gedeckt werden kann, insbeson- 
dere durch Freiwillige oder mit Hilfe des freien 
Arbeitsmarktes. Die Heranziehung als Mittel der 
Bedarfsdeckung soll aber nicht ausgeschlossen sein, 
wenn die anderen Möglichkeiten wegen etwa damit 
verbundener Verzögerungen zu einer Gefährdung 
der Bedarfsdeckung führen würden. Soll der Zivil- 
dienst in einem schon bestehenden Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis gefordert werden, kann der Grund- 
satz, daß zunächst auf Freiwillige oder auf den 
freien Arbeitsmarkt zurückzugreifen ist, nicht gelten. 
Andernfalls würden eingearbeitete Kräfte auf wich- 
tigen Arbeitsplätzen im Ernstfall durch neue ersetzt 
werden müssen, wodurch die Erfüllung lebens- und 
verteidigungswichtiger Aufgaben beeinträchtigt 
würde. Des weiteren soll eine Heranziehung zum 
Zivildienst zulässig sein, wenn ein Zivildienst- 
pflichtiger sie wünscht. Dies wird in Betracht kom- 
men, wenn die Rechtsstellung freiwilliger Helfer 
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insbesondere hinsichtlich des Arbeitsplatzschutzes, 
der Vergütung der Dienstleitungen und der Versor- 
gung bei Unfällen im Zivildienst, ohne Anwendung 
des Zivildienstgesetzes nicht befriedigend geklärt 
wäre. Hier liegt die Heranziehung im eignen Inter- 
esse des Zivildienstpflichtigen, da sie zur Begrün- 
dung gesicherter Rechtsverhältnisse führt. 

Zu § 3 

Die Vorschrift nennt die Aufgaben, für welche 
Dienstleistungen gefordert werden können. Es han- 
delt sich dabei um Dienstleistungen im Rahmen der 
Gesamtverteidigung. Ausgenommen sind alle Dienst- 
leistungen militärischer Art. Die Anforderung mili- 
tärischer Dienstleistungen, d. h. des Waffendienstes 
in den Streitkräften, richtet sich nach dem Wehr- 
pflichtgesetz, Mit dieser Ausnahme kann Zivil- 
dienst für alle lebens- und verteidigungswichtigen 
Aufgaben verlangt werden. Solche Aufgaben gibt 
es zunächst im öffentlichen Bereich innerhalb der 
Verwaltung und auch bei den Streitkräften ein- 
schließlich der verbündeten Streitkräfte; dabei ist 
die Verwendung von Frauen nur innerhalb der 
Grenzen des Artikels 12 Abs. 3 des Grundgesetzes 
möglich. 

Das Gesetz hat, wie sich aus § 3 Abs. 1 ergibt, aber 
auch Aufgaben im nichtöffentlichen, also im privaten 
Bereich im Auge, soweit es sich um den Schutz der 
Zivilbevölkerung oder um die Herstellung und Auf- 
rechterhaltung der Verteidigungsbereitschaft han- 
delt. Gleiches gilt für die Versorgung der Zivil- 
bevölkerung, wobei in erster Linie an solche Ver- 
sorgungszweige oder -betriebe zu denken sein wird, 
von denen unter den erschwerten Bedingungen des 
Verteidigungsfalles das überleben der Zivilbevöl- 
kerung abhängt. 

Absatz 2 erweitert die Zivildienstpflicht auf die 
Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen; dazu 
zählen Unterrichtsveranstaltungen, wie Lehrgänge, 
aber auch Übungen. Durch die Ausbildung werden 
Zivildienstpflichtige auf Dienstleistungen vorberei- 
tet, zu denen sie im Ernstfall herangezogen werden 
sollen. Sie wird aber nur dort erforderlich, wo die 
Zivildienstpflichtigen in neuen Aufgaben unterwie- 
sen oder wo neue Organisationen zur Erfüllung 
besonderer Aufgaben eingerichtet werden müssen. 
In Betracht kommt etwa die Ausbildung für Öffent- 
liche Hilfsdienste, wie den Luftschutzhilfsdienst, für 
die Polizei sowie für Instandsetzungsdienste zur 
Aufrechterhaltung der Versorgung. Um die Ausbil- 
dung auf das unumgänglich notwendige Maß zu 
beschränken, wird es einer Rechtsverordnung der 
Bundesregierung Vorbehalten, aus dem Kreis der 
Zivildienstaufgaben diejenigen zu bestimmen, für 
welche Ausbildungsveranstaltungen durchgeführt 
werden können. Ferner wird durch § 7 die Heran- 
ziehung von Zivildienstpflichtigen zu Ausbildungs- 
veranstaltungen zeitlich beschränkt. 

Zu § 4 

Die Anforderung von Zivildienstleistungen ist mit 
Ausnahme der Ausbildungen auf den Ernstfall be- 
schränkt. Dazu rechnet in erster Linie der gemäß 


Artikel 59 a des Grundgesetzes festgestellte Vertei- 
digungsfall. Die zeitlichen Voraussetzungen für die 
Anforderung von Zivildienstleistungen treffen aber 
auch dann schon zu, wenn Feindseligkeiten gegen 
die Bundesrepublik durch eine fremde bewaffnete 
Macht eröffnet wurden, ohne daß der Verteidigungs- 
fall bereits festgestellt, verkündet oder in dem be- 
treffenden Gebiet bekannt werden konnte. Schließ- 
lich muß der Zivildienst auch schon dann gefordert 
werden können, wenn in einer Zeit akuter inter- 
nationaler Spannungen, die den Ausbruch von 
Feindseligkeiten gegen die Bundesrepublik ernstlich 
befürchten lassen, vorsorglich Maßnahmen zur 
Erfüllung der in § 3 Abs. 1 genannten Aufgaben ein- 
geleitet werden müssen. Die schwerwiegende Ent- 
scheidung, ob diese Voraussetzungen gegeben sind, 
kann jedoch nicht den Heranziehungsbehörden über- 
lassen bleiben. Hier bedarf es vielmehr einer Fest- 
stellung durch die Bundesregierung. Diese Feststel- 
lung muß von der Bundesregierung aufgehoben 
werden, wenn die Voraussetzungen, die zu ihr 
geführt haben, wieder entfallen sind. Bundestag und 
Bundesrat können aber auch eine Kontrolle dahin- 
gehend geltend machen, daß sie von der Bundes- 
regierung die Aufhebung der Feststellung verlangen. 
Die Regelung entspricht dem § 1 Abs. 2 des Bundes- 
leistungsgesetzes in der Fassung vom 27. September 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1769). 

Für die Ausbildung kann die Beschränkung auf die 
Zeit eines Ernstfalls nicht gelten. Die sachgemäße 
Vorbereitung der im Ernstfall erforderlichen Hilfs- 
kräfte auf ihre Aufgaben muß vielmehr voraus- 
schauend im Frieden aufgenommen werden. 

Zu § 5 

Der Entwurf unterscheidet drei Rechtsformen des 
Zivildienstes, von denen sich die beiden ersten 
(Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2) an die bekannten Rechts- 
formen des öffentlichen Dienstverhältnisses als 
Beamter oder des Arbeitsverhältnisses als Ange- 
stellter oder Arbeiter anfügen, während es sich bei 
der dritten Form um ein öffentlich-rechtliches Dienst- 
verhältnis besonderer Art handelt, das der Entwurf 
als Hilfsdienstverhältnis bezeichnet. Die Unterteilung 
des Zivildienstes in unterschiedliche Rechtsformen 
ist bedeutsam für die rechtliche Ausgestaltung des 
Zivildienstverhältnisses im zweiten bis vierten 
Unterabschnitt des dritten Abschnittes. 

Durch die Heranziehung nach Absatz 1 Nr. 1 ist es 
unter den Voraussetzungen der §§ 1 bis 4 möglich, 
bereits vorhandenes Personal zu verpflichten, seine 
Arbeit im Ernstfall weiter zu verrichten. Des wei- 
teren wird aber auch für den Dienst- oder Arbeit- 
geber die Möglichkeit geschaffen, das Personal in- 
nerhalb des bisherigen Dienst- oder Arbeitsver- 
hältnisses entsprechend den Notwendigkeiten des 
Ernstfalls mit anderen, auch geringerwertigen Tätig- 
keiten zu beauftragen; Beamte können in einem 
anderen Amt verwendet werden, im Amt einer nie- 
drigeren Laufbahngruppe aber nur, wenn dies bereits 
auf Grund anderer Vorschriften möglich ist, wie 
z. B. nach § 21 des Bundesbahngesetzes. Sie können 
unter diesen Bedingungen sogar einem anderen 
Dienstherrn zugewiesen werden. 
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Nummer 2 ermöglicht die Heranziehung in einem 
neu zu begründenden Arbeitsverhältnis. Das Dienst- 
verhältnis eines Beamten soll im Wege des Zivil- 
dienstes nur ausnahmsweise, d. h. nur mit im Ruhe- 
stand befindlichen oder früheren Beamten begründet 
werden können, und zwar als Beamtenverhältnis auf 
Widerruf. 

Das Hilfsdienstverhältnis nach Absatz 1 Nr. 3 er- 
möglicht eine Berücksichtigung der besonderen Ver- 
hältnisse, die sich im öffentlichen Aufgabenbereich 
dadurch ergeben können, daß hier im Ernstfall neue 
personelle Bedürfnisse außerhalb der bekannten 
Formen von Dienst- oder Arbeitsverhältnissen be- 
friedigt werden müssen. Die Begründung von Hilfs- 
dienstverhältnissen wird insbesondere zur Ergän- 
zung der Polizei in Betracht kommen oder wenn 
Zivildienstpflichtige in besonderen Verbänden zu- 
sammengefaßt werden, wie etwa im Luftschutzhilfs- 
dienst. Ein Hilfsdienstverhältnis kann aber auch 
dann begründet werden, wenn kein verbandsmäßi- 
ger Einsatz beabsichtigt ist, die Begründung eines 
Arbeitsverhältnisses aber nicht tunlich erscheint, wie 
z. B. bei der Heranziehung von Ärzten. 

Beim Hilfsdienstverhältnis unterscheidet der Ent- 
wurf zwischen langfristigem und kurzfristigem 
Zivildienst. Langfristiger Zivildienst liegt erst 
dann vor, wenn nicht nur eine Zeitdauer von 
zwei Wochen überschritten wird, sondern auch 
die berufliche Tätigkeit wesentlich beeinträchtigt 
oder die Arbeitskraft des Zivildienstpflichtigen 
erheblich in Anspruch genommen wird. Auch 
die Beeinträchtigung der hausfraulichen Tätigkeit 
ist zu berücksichtigen. Praktische Bedeutung 
werden die Vorschriften über den kurzfristigen 
Zivildienst bereits im Frieden bei der Heranziehung 
zu Ausbildungsveranstaltungen erlangen (vgl. § 7). 

Eine Heranziehung von Richtern innerhalb ihres 
bestehenden Dienstverhältnisses (entsprechend Ab- 
satz 1 Nr. 1) oder die Begründung eines Richterver- 
hältnisses auf Widerruf mit einem im Ruhestand 
befindlichen oder früheren Richter (entsprechend 
Absatz 1 Nr. 2) wird wegen verfassungsrechtlicher 
Bedenken nicht zugelassen, um die richterliche Un- 
abhängigkeit nicht zu gefährden. Hingegen ist die 
Heranziehung von Richtern und ehemaligen Rich- 
tern zu nicht richterlichen Tätigkeiten in einem neu 
zu begründenden Arbeitsverhältnis oder in einem 
Hilfsdienstverhältnis möglich. Richter können aber 
nach § 20 Abs. 3 im Hinblick auf ihre besondere ver- 
fassungsrechtliche Stellung nur mit vorheriger Zu- 
stimmung des für sie zuständigen Gerichtspräsidiums 
herangezogen werden. 

Zu § 6 

Die Bestimmung ermöglicht es, schon im Frieden die 
Heranziehung solcher Kräfte, die im Ernstfall vor- 
aussichtlich dringend benötigt werden, auf der 
Grundlage vorsorglicher Planung vorzubereiten. 
Diese Kräfte werden im Frieden durch einen Bereit- 
haltungsbescheid gemäß § 23 über ihre Einteilung 
zu einer Zivildienstleistung benachrichtigt. Ein Be- 
reithaltungsbescheid, der zum Zivildienst innerhalb 
eines bestehenden Dienst- oder Arbeitsverhältnis- 
ses (§ 5 Abs. 1 Nr. 1) einteilt, hat die Wirkung, 


daß der Zivildienstpflichtige später, nach Eintritt 
eines Ernstfalls (§ 4), seinen Arbeitsplatz nicht ohne 
behördliche Zustimmung verlassen darf. Zielt der 
Bereithaltungsbescheid auf die Begründung eines 
neuen Dienst- oder Arbeitsverhältnisses (§ 5 Abs. 1 
Nr. 2 oder 3) ab, so stellt er sicher, daß der Zivil- 
dienstpflichtige in einem Ernstfall auf schnellstem 
Wege seine neue Tätigkeit aufnehmen kann, ohne 
daß vermeidbare Zeitverluste aus der Durchführung 
des Heranziehungsverfahrens entstehen. 

Die durch einen Bereithaltungsbescheid eingeteilten 
Zivildienstpflichtigen werden im Frieden in der 
freien Wahl ihres Berufs oder Arbeitsplatzes nicht 
beeinträchtigt, da durch eine Einteilung nach § 6 
außer der Verpflichtung, jeden Wohnungswechsel 
binnen zweier Wochen mitzuteilen, Pflichten im 
Frieden nicht begründet werden. 


Zu § 7 

Die gesetzliche Festsetzung einer jährlichen Höchst- 
dauer, bis zu welcher der Einzelne im Frieden zur 
Ausbildung herangezogen werden kann, soll die 
Anforderung im Interesse des Zivildienstpflichtigen 
beschränken. Auch die Teilnahme an Ausbildungs- 
veranstaltungen ist Zivildienst; Satz 2 stellt dies 
klar. 


Zu § 8 

Der Grundsatz, daß die Heranziehung zum Wehr- 
dienst oder zum zivilen Ersatzdienst der Heran- 
ziehung zum Zivildienst vorgeht, schafft klare 
Rechtsverhältnisse für den Einzelnen, der auf Grund 
der verschiedenen Dienstpflichten möglicherweise 
mehrfache Einberufungen erhält. Für ihn ist die 
Einberufung zum Wehrdienst oder zum zivilen Er- 
satzdienst bindend, auch wenn er eine Heranziehung 
zum Zivildienst erhält oder bereits im Zivildienst 
tätig ist. Dies bedeutet aber nicht, daß die Belange 
der zivilen Verteidigung denen der militärischen 
Verteidigung in jedem Fall nachgeordnet seien. Die 
Bestimmungen der §§ 13 und 13 a des Wehrpflicht- 
gesetzes über die Unabkömmlichstellung vom Wehr- 
dienst im öffentlichen Interesse und über die Nicht- 
heranziehung von Wehrpflichtigen, die dem zivilen 
Bevölkerungsschutz zur Verfügung stehen, werden 
vielmehr in ihrer Wirksamkeit nicht beeinträchtigt. 
Die sachgemäße Abgrenzung der zivilen und mili- 
tärischen Bedürfnisse bei der Anforderung der ver- 
schiedenartigen Dienstleistungen wird durch die 
Rechtsverordnung zu § 13 a Abs. 2 und die allge- 
meinen Verwaltungs Vorschriften der Bundesregie- 
rung nach § 13 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes über 
die Grundsätze, die dem Ausgleich des personellen 
Kräftebedarfs zugrunde zu legen sind, sichergestellt 
werden. 


Zu § 9 

Die untere Altersgrenze für die Zivildienstpflicht 
stimmt mit derjenigen für die Wehrpflicht überein, 
während als obere Grenze für Männer die auch sonst 
bei Dienst- oder Arbeitsverhältnissen im allgemei- 
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nen übliche Altersgrenze von 65 Jahren maßgeblich 
sein soll. An Frauen sollen die Anforderungen, die 
sich aus der Zivildienstpflicht ergeben, nur bis zum 
55. Lebensjahr gestellt werden können. Außer den 
allgemeinen altersmäßigen Voraussetzungen müs- 
sen nach §§ 14 bis 16 in jedem Einzelfall die kör- 
perliche und geistige Eignung und die gesundheit- 
liche Tauglichkeit des Heranzuziehenden gegeben 
sein. 

Da die Zivildienstpflicht nach § 1 für alle Personen 
gilt, die sich im Geltungsbereich des Gesetzes stän- 
dig aufhalten, sind Ausländer, für die nach allgemei- 
nen Regeln des Völkerrechtes Befreiungen gelten, ge- 
mäß Artikel 25 des Grundgesetzes von der Pflicht 
auszunehmen. Ferner sollen auch Ausländer von 
der Zivildienstpflicht ausgenommen sein, für die auf 
Grund von Staatsverträgen Befreiungen bestehen 
oder begründet werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Heranziehung zum Zivildienst 

Zu § 10 

Zur Begründung der Zivildienstpflicht des Einzelnen 
bedarf es jeweils einer besonderen behördlichen 
Entscheidung gegenüber dem Zivildienstpflichtigen, 
der sogenannten Heranziehung. Für die Vorberei- 
tung und den Vollzug dieser Entscheidungen muß 
nach Möglichkeit die einheitliche Zuständigkeit 
eines Behördenzweiges vorgesehen werden, damit 
ein sinnvoller Ausgleich zwischen den zu erwarten- 
den Personalanforderungen gesichert ist. 

Absatz 1 begründet die allgemeine Zuständigkeit 
der Arbeitsämter, die durch § 66 insoweit den Wei- 
sungen des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung unterstellt werden. Wegen der besonderen 
Verhältnisse bei dem Personal der Schiffahrt und 
der Luftfahrt ist in Satz 3 die Ermächtigung zu einer 
Rechtsverordnung gegeben, für dieses Personal eine 
abweichende Zuständigkeitsregelung zu treffen. 
Ferner ermächtigt Satz 4 zu einer Rechtsverord- 
nung, welche die deutschen Auslandsvertretungen 
im Rahmen der allgemeinen Regeln des Völker- 
rechts und der für die Bundesrepublik Deutschland 
verbindlichen internationalen Vereinbarungen für 
zuständig erklären kann, Deutsche bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des Gesetzes auch im Ausland 
heranzuziehen. Die Absätze 2 bis 4 enthalten Aus- 
nahmen für die Zuständigkeit anderer Verwal- 
tungen. 

Nach Absatz 2 wird das vorhandene Personal des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände, das innerhalb eines schon bestehenden 
Dienst- oder Arbeitsverhältnisses im öffentlichen 
Dienst zum Zivildienst verpflichtet werden soll (vgl. 
§ 5 Abs. 1 Nr. 1), durch die zuständige Dienststelle 
der Körperschaft oder die zuständige Aufsichts- 
behörde herangezogen. Eine Heranziehung durch 
die Arbeitsämter würde in diesen Fällen unnötigen 
Aufwand verursachen und den Erfordernissen der 
Verwaltung möglicherweise nicht immer Rechnung 


tragen. Um eine zu starke Aufsplitterung zu ver- 
meiden, ist die Sonderzuständigkeit jedoch lediglich 
auf die genannten Körperschaften begrenzt. Fer- 
ner soll die Einführung der Bundesauftragsverwal- 
tung durch § 27 mit der sich daraus ergebenden 
Weisungsbefugnis des Bundes den einheitlichen 
Vollzug im Rahmen der Gesamtplanung sichern. 
Hinsichtlich der Bediensteten der in Absatz 2 nicht 
genannten juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts bleibt es bei der Zuständigkeit der Arbeits- 
ämter. Die Mitteilungspflicht der Sonderheranzie- 
hungsbehörde soll dem Arbeitsamt den nötigen 
Überblick über die Gesamtheit der Dienstverpflich- 
tungen gewähren. Der dem Arbeitsamt eingeräumte 
Widerspruch, der kein Rechtsbehelf im Sinne der 
verwaltungsgerichtlichen Bestimmungen ist, wird 
die beteiligten Behörden veranlassen, den Weg 
eines praktischen Ausgleichs zu suchen, über den 
Widerspruch soll die nächsthöhere Behörde ent- 
scheiden, d. h. die der Heranziehungsbehörde Vor- 
gesetzte Dienststelle bzw. ihre Aufsichtsbehörde, in 
Hamburg wegen des besonderen Verwaltungsauf- 
baus in diesem Lande jedoch die Heranziehungs- 
behörde selbst. Die Sonderzuständigkeit nach Ab- 
satz 2 wird ergänzt durch § 20 Abs. 2, wonach die 
Arbeitsämter, wenn sie Personal der aufgeführten 
öffentlichen Körperschaften für andeje Dienstherren 
oder Arbeitgeber verpflichten wollen, an die Zu- 
stimmung des Dienstherrn bzw. der Aufsichts- 
behörde gebunden sind. 

Absatz 3 erweitert die Anwendung des Absatzes 2 
auf im Ruhestand befindliche und ehemalige Be- 
amte, da insofern ähnliche Verhältnisse vorliegen. 
Absatz 4 soll eine schnelle Heranziehung von Zivil- 
dienstpflichtigen bei Gefahr im Verzüge ermög- 
lichen. Es erscheint jedoch ausreichend, diese Son- 
derzuständigkeit auf die Heranziehung zu Dienst- 
leistungen bis zu einer Dauer von zwei Wochen zu 
beschränken. 


Zu § 11 

Die einzelnen Heranziehungsbehörden können Ent- 
scheidungen nur dann befriedigend treffen, wenn 
ihnen auf Grund einer einheitlichen Planung Richt- 
linien über die Dringlichkeit und den Ausgleich des 
Kräftebedarfs für die verschiedenen lebens- und 
verteidigungswichtigen Aufgaben gegeben werden. 
Absatz 1 sieht daher den Erlaß entsprechender all- 
gemeiner Verwaltungsvorschriften durch die Bun- 
desregierung vor. 

Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften können 
nur generelle Richtlinien enthalten. Es sind des wei- 
teren Bestimmungen nötig über die Zusammen- 
arbeit der Dienststellen der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung mit 
den fachlich zuständigen Bundes- und Landesbehör- 
den bei der Bedarfsfeststellung, insbesondere wenn 
die zur Verfügung stehenden Zivildienstpflichtigen 
allgemein oder in bestimmten Berufsgruppen nicht 
ausreichen, um allen Bedarfsanmeldungen zu ge- 
nügen. Absatz 2 ermächtigt die Bundesregierung 
zum Erlaß solcher Bestimmungen durch eine Rechts- 
verordnung. 
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Zu § 12 

Die Vorschrift enthält eine gesetzliche Definition. 
Sie bezeichnet als Zivildienstberechtigten denjeni- 
gen, dem der Zivildienstpflichtige auf Grund der 
Heranziehung zur Dienstleistung zugewiesen wird. 
Bei dem durch die Heranziehung begründeten Zivil- 
dienstverhältnis handelt es sich demgemäß um die 
Rechtsbeziehungen zwischen dem herangezogenen 
Zivildienstpflichtigen und dem Zivildienstberechtig- 
ten. Der Zivildienstpflichtige kann jedem Träger 
öffentlicher Verwaltungsaufgaben und auch jedem 
privaten Arbeitgeber zur Dienstleistung zugewiesen 
werden, vorausgesetzt, daß dieser lebens- und ver- 
teidigungswichtige Aufgaben im Sinne des § 3 
Abs. 1 wahrnimmt. Ein Rechtsanspruch auf Zuwei- 
sung von Zivildienstpflichtigen wird nicht einge- 
räumt. 

Die in Absatz 2 enthaltene Begrenzung des Kreises 
der Zivildienstberechtigten im Falle eines Hilfs- 
dienstverhältnisses nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 ergibt sich 
daraus, daß es sich hier um ein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis handelt, das nur mit einer juristi- 
schen Person des öffentlichen Rechts begründet wer- 
den kann. Wenn in diesem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis zivile Dienstleistungen für die ver- 
bündeten Streitkräfte erbracht werden sollen, wird 
der Bund die Rechte und Pflichten des Zivildienst- 
berechtigten wahrnehmen. 

Zu § 13 

Die Auflagen binden den Zivildienstberechtigten 
(vgl. § 29 Abs. 2). Zuwiderhandlungen stellen eine 
Ordnungswidrigkeit 'dar (§ 65 Abs. 2). Gedacht ist 
an Sicherheitsbestimmungen und nähere Vorschrif- 
ten über die Bedingungen, unter denen die Arbeit 
zu leisten ist. Auflagen über den Einsatz können 
außer zum Schutz des Zivildienstpflichtigen auch 
aus Gründen des öffentlichen Interesses an den 
durchzuführenden Aufgaben erteilt werden. 

Zu § 14 

Die Vorschrift gibt Richtlinien für die Auswahl 
Zivildienstpflichtiger. Dabei soll nicht nur die Eig- 
nung des Zivildienstpflichtigen geprüft, sondern 
auch auf seine sonstigen persönlichen Verhältnisse 
Rücksicht genommen werden. So sind z. B. Alter 
und Geschlecht zu berücksichtigen, wenn Arbeiten 
verlangt werden, die ihrer Natur nach oder unter 
den besonderen Umständen des Ernstfalles eine ge- 
wisse Gefährdung einschließen. Nach Möglichkeit 
soll der Zivildienstpflichtige seinen beruflichen 
Fähigkeiten entsprechend herangezogen werden, 
damit die vorhandenen Arbeitskräfte sinnvoll ein- 
gesetzt werden und auch eine soziale Schlechter- 
stellung vermieden wird. 

Zu §§ 15 und 16 

Die in § 15 aufgeführten Befreiungsgründe sind 
solche, die im wesentlichen dauernd vorliegen, 
während die in § 16 genannten Zurückstellungs- 
gründe ihrer Natur nach vorübergehender Art sind. 


Die gesetzliche Befreiung oder Zurückstellung vom 
Zivildienst erstreckt sich nicht auf die Nebenpflich- 
ten, wie z. B. die Meldepflicht und die Pflicht zur 
Vorstellung auf Grund des § 19. Diese Pflichten 
bleiben bestehen, damit geprüft werden kann, ob 
die Voraussetzungen für eine Befreiung zutreffen. 

Die Befreiungsgründe des § 15 lehnen sich an das 
Vorbild des § 11 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 des Wehrpflicht- 
gesetzes an, doch sollen Geistliche vom kurzfristigen 
Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis nicht be- 
freit sein. 

Die Zurückstellungsgründe des § 16 Abs. 2 ent- 
sprechen denen des § 12 Abs. 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes. Zivildienstpflichtige, deren Tätigkeit im 
öffentlichen Interesse liegt, sollen unter den in § 16 
Abs. 3 angegebenen Bedingungen zu einer anderen 
Tätigkeit im Wege des Zivildienstes nicht herange- 
zogen werden, und zwar auch dann, wenn keine 
Heranziehung für ihre Tätigkeit ausgesprochen 
wurde. Zurückstellungen aus persönlichen Gründen 
beurteilen sich nach den Grundsätzen des § 14. 

Zu § 17 

Soweit es möglich ist, im Wege der Amtshilfe die 
Arbeitsergebnisse einer anderen Verwaltung zu ver- 
werten, sollen besondere Feststellungen der Heran- 
ziehungsbehörden erübrigt werden. Die nötigen 
Auskünfte können auch durch Überlassung von 
schriftlichen Unterlagen zur Einsicht erteilt werden. 
Von Bedeutung wird insbesondere die Zusammen- 
arbeit mit den Wehrersatzbehörden sein, die den 
Heranziehungsbehörden ihre Feststellungen über 
solche Zivildienstpflichtige, die nicht zum Wehr- 
dienst einberufen werden, zugänglich machen kön- 
nen, soweit nicht Gründe der militärischen Geheim- 
haltung entgegenstehen. 

Zu § 18 

Die Auskunftspflicht von Dienstherren, Arbeitgebern 
und auch Haushaltungen soll es den Heranziehungs- 
behörden ermöglichen, diejenigen Tatsachen zu er- 
kunden, die für die Entscheidung über die Fieran- 
ziehung und die Zuweisung von Zivildienstpflichti- 
gen wichtig sind. Dabei kann es sich um Tatsachen 
handeln, welche die Zuweisung von Zivildienst- 
pflichtigen an den Auskunftspflichtigen beeinflus- 
sen, wie auch um solche, die für eine Heranziehung 
von Personen, die dem Betrieb oder dem Haushalt 
des Auskunftspflichtigen angehören, von Interesse 
sind. Eine Pflicht zur Erteilung von Auskünften be- 
steht nicht, wo eine Schweigepflicht gesetzlich be- 
gründet ist (z. B. § 300 StGB). Gegen eine unbefugte 
Weitergabe der erteilten Auskünfte werden die 
Auskunftspflichtigen durch § 64 geschützt. 

Die Einschränkung der Auskunftspflicht durch Ab- 
satz 2 und die Befreiung der Arbeitsämter von der 
Beistands- und Anzeigepflicht gegenüber den 
Finanzämtern durch Absatz 3 haben § 46 Abs. 5 und 
9 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vom 27. Juli 1957 (Bundesgesctzbl. I S. 1081) zum 
Vorbild. 
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Zu § 19 

In Absatz 1 werden Nebenverpflichtungen begrün- 
det, welche die notwendige Mitwirkung des Heran- 
zuziehenden bei der Vorbereitung der Heranziehung 
sicherstellen sollen. Neben einer Melde- und Aus- 
kunftspflicht besteht insbesondere die Pflicht, sich 
auf Anordnung der Heranziehungsbehörde ärztlich 
untersuchen zu lassen. Hierbei hat der Zivildienst- 
pflichtige — wie auch der Wehrpflichtige bei der 
Musterung — - einfache ärztliche Untersuchungsmaß- 
nahmen zu dulden, zum Beispiel Blutentnahmen aus 
dem Ohrläppchen, dem Finger oder einer Blutader 
oder röntgenologische Untersuchungen. Wenn ein 
Zivildienstpflichtiger sich weigert, den Verpflich- 
tungen nachzukommen, kann gegen ihn auf Grund 
des § 25 Zwang angewendet werden. Verstöße gegen 
die Verpflichtungen werden durch § 65 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4 zur Ordnungswidrigkeit erklärt. 

Da bei Wahrnehmung der in § 19 Abs. 1 festgelegten 
Verpflichtungen die Arbeitszeit nur kurzfristig 
unterbrochen wird, kann dem Dienstherrn oder 
Arbeitgeber des Heranzuziehenden sowie auch dem 
Auftraggeber eines Heimarbeiters zugemutet werden, 
für diese Zeit die Dienstbezüge oder das Arbeits- 
entgelt weiterzuzahlen. Die Verpflichtung hierzu ist 
in Absatz 2 ausgesprochen. Sie entspricht — soweit 
sie Dienstherren und Arbeitgeber betrifft — dem 
§ 12 des Arbeitsplatzschutzgesetzes. Die Erstattung 
von Auslagen des Zivildienstpflichtigen und von 
Verdienstausfall für Grenzarbeitnehmer wird in § 26 
geregelt. 

Zu § 20 

Durch die Anhörung des Dienstherrn oder Arbeit- 
gebers, bei Heimarbeitern des Auftraggebers, nach 
Absatz 1 soll vermieden werden, daß die Heran- 
ziehungsbehörden Personen, die in ihrem bisherigen 
Tätigkeitsbereich weiterhin dringend benötigt wer- 
den, zu einer anderen Tätigkeit verpflichten. Aus 
dem gleichen Grund ist für die im Gesundheits- 
oder Veterinärwesen tätigen Personen die Anhörung 
des Gesundheitsamtes oder der entsprechenden 
Veterinärdienststelle vorgeschrieben, wenn sie kei- 
nen Dienstherrn oder Arbeitgeber haben. Durch die 
Heranziehung von Personen, die als freiwillige 
Helfer in Hilfsorganisationen des Katastrophen- 
schutzes tätig sind, könnten diese in der Erfüllung 
ihrer im Verteidigungsfall wichtigen Aufgaben be- 
einträchtigt werden. Aus diesem Grunde verpflichtet 
der Entwurf die Heranziehungsbehörden, die Orga- 
nisation vor der Heranziehung zu hören. 

Der Zustimmungsvorbehalt, der den in Absatz 2 ge- 
nannten Behörden eingeräumt ist, entspricht der in 
§ 10 begründeten Sonderzuständigkeit dieser Behör- 
den im Heranziehungsverfahren (vgl. Begründung 
zu § 10 Abs. 2). Die Zustimmung muß erteilt werden, 
wenn die Personen, die durch das Arbeitsamt zum 
Zivildienst herangezogen werden sollen, zu lebens- 
und verteidigungswichtigen Aufgaben in ihrem bis- 
herigen Arbeitsbereich nicht unbedingt benötigt 
werden. 

Absatz 3 berücksichtigt die besondere Rechtsstellung 
der Richter (vgl. auch die Begründung zu § 5). 


Zu § 21 

Für die Heranziehung zum Zivildienst bedarf es 
nach Absatz 1 eines schriftlichen Bescheides. Dies 
empfiehlt sich aus Gründen der Rechtssicher- 
heit, weil das Zivildienstverhältnis erhebliche 
Rechtsfolgen begründet. Damit diese Rechtsfolgen 
möglichst vollständig aus dem Bescheid ersichtlich 
werden, soll er die in Satz 2 genannten Angaben 
enthalten. Weitere Angaben können im Einzelfall 
zweckmäßig sein; bei der Heranziehung eines im 
Ruhestand befindlichen oder früheren Beamten unter 
Begründung eines Beamtenverhältnisses auf Wider- 
ruf muß der Zeitpunkt des Beginns des Beamtenver- 
häitnisses angegeben werden (vgl. § 32 Abs. 2). 

Für Ausbildungsveranstaltungen gilt hinsichtlich der 
Zeitangaben eine Sonderregelung, da die Heran- 
ziehungsbehörde und auch der Träger der Ausbil- 
dung, der die Heranziehung vorschlägt, den Beginn 
und die Dauer der Heranziehung nicht immer im 
voraus übersehen werden, z. B. wenn es sich nicht 
um einen geschlossenen Lehrgang, sondern um eine 
Reihe von Einzelveranstaltungen handelt. Enthält 
ein Bescheid, durch den ein Zivildienstpflichtiger zur 
Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen ver- 
pflichtet wird, keine Angaben über den genauen 
Beginn und den zeitlichen Ablauf der Ausbildung, 
so genügt eine Angabe über die Gesamtdauer der 
Ausbildung und den Zeitpunkt, bis zu dem sie abge- 
schlossen sein wird. In diesem Fall muß der Träger 
der Ausbildung den Herangezogenen nach § 47 über 
die zeitliche Durchführung besonders benachrichtigen 
und zur Teilnahme auffordern. 

Absatz 2 bestimmt, wem die Heranziehungsbehörde 
von der Heranziehung Kenntnis zu geben hat. Dem 
Zivildienstpflichtigen ist der Bescheid zuzustellen. 

Absatz 3 enthält eine Sonderregelung für dringende 
Fälle, in denen die Zustellung eines schriftlichen 
Bescheids nicht möglich ist oder zu zeitraubend 
wäre. Ferner sollen die hier genannten Benachrich- 
tigungsformen auch zu Ausbildungszwecken ange- 
wandt werden können, um die Beteiligten damit 
rechtzeitig vertraut zu machen. Wird die Heranzie- 
hung durch öffentlichen Aufruf bekanntgegeben, so 
hat er nicht die Bedeutung einer Ersatzzustellung. 
Es kommt vielmehr darauf an, daß der Zivildienst- 
pflichtige auch tatsächlich Kenntnis von dem Aufruf 
erlangt; im Zweifel muß ihm dies nachgewiesen 
werden. 

Zu § 22 

Die Heranziehung kann durch die Heranziehungs- 
behörde, unabhängig von einer im Heranziehungs- 
bescheid angegebenen Befristung, von Amts wegen 
oder auf Verlangen des Zivildienstberechtigten 
jederzeit wieder aufgehoben werden. Ein Anspruch 
etwa des Zivildienstberechtigten, die Heranziehung 
aufrechtzuerhalten, wird nicht begründet. Sie ist 
nach allgemeinen Verwaltungsgrundsätzen insbe- 
sondere dann aufzuheben, wenn wesentliche Vor- 
aussetzungen für die Heranziehung weggefallen 
sind. 

Für den Aufhebungsbescheid gelten die Bestimmun- 
gen des § 21 Abs. 2 entsprechend. 
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Zu § 23 

Der Bereithaltungsbescheid dient der nach § 6 schon 
in Friedenszeiten möglichen vorsorglichen Eintei- 
lung eines Zivildienstpflichtigen. Form und Inhalt 
des Bescheides richten sich im wesentlichen nach 
den entsprechend anwendbaren Vorschriften über 
den Heranziehungsbescheid. Ein Heranziehungs- 
bescheid wird nur dann nötig, wenn im Bereithal- 
tungsbescheid nicht festgelegt ist, daß der Zivil- 
dienstpflichtige sich zu einem bestimmten Zeitpunkt 
zur vorgesehenen Dienstleisung einzufinden hat. Die 
Zeitangabe kann auch in der Weise geschehen, daß 
auf ein bestimmtes Ereignis, wie die Eröffnung von 
Feindseligkeiten oder die Verkündung des Ver- 
teidigungsfalles, abgestellt wird. 


Zu § 24 

Als Heranziehungsbehörden kommen nach der Zu- 
ständigkeitsbestimmung des § 10 sowohl Bundes- 
wie auch Landesbehörden in Betracht. Bei Zustel- 
lungen (z. B. bei der in §§ 21 bis 23 vorgeschrie- 
benen Zustellung von Bescheiden der Heranzie- 
hungsbehörden) durch Bundesbehörden ist nach dem 
Verwaltungszustellungsgesetz vom 3. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 379) zu verfahren. Im übrigen 
sollen die Zustellungsvorschriften der Länder gel- 
ten. 

Der Zivildienst ist eine gesetzlich auferlegte, höchst- 
persönliche Pflicht, die in den Grenzen des § 9 auch 
Minderjährige trifft. In Abweichung von § 7 Abs. 1 
des Verwaltungszustellungsgesetzes und den ent- 
sprechenden landesrechtlichen Vorschriften muß des- 
halb dem minderjährigen Zivildienstpflichtigen 
selbst zugestellt werden, damit er von seiner Be- 
fugnis, Rechtsmittel einzulegen, Gebrauch machen 
kann und die Rechtsmittelfristen ihm gegenüber in 
Lauf gesetzt werden. 


Zu § 25 

Die Vorschrift schafft die notwendige Rechtsgrund- 
lage für eine Vorführung solcher Zivildienstpflich- 
tigen, die einer Aufforderung der Heranziehungs- 
behörde, sich vorzustellen oder sich ärztlich unter- 
suchen zu lassen, nicht Folge leisten. Wegen der 
Durchführung kann die Heranziehungsbehörde die 
örtlichen Polizeiorgane um Amtshilfe ersuchen. 


Zu § 26 

Für das im öffentlichen Interesse durchzuführende 
Heranziehungsverfahren sollen von dem Zivildienst- 
pflichtigen keine behördlichen Kosten erhoben wer- 
den. Aus dem gleichen Grunde sollen ihm seine 
eigenen notwendigen Auslagen im Verfahren, ins- 
besondere Fahrkosten bei der Erfüllung seiner Vor- 
stellungspflicht nach § 19 Abs. 1, erstattet werden. 
Auslagen (z. B. Fahrkosten), die durch den Dienst- 
antritt entstehen, rechnen hierzu nicht. Ob sie er- 
statttet werden, ist innerhalb des zwischen dem 
Zivildienstberechtigten und dem Herangezogenen 


entstehenden Rechtsverhältnisses zu regeln (vgl. 
§ 32 Abs. 1, § 40 Abs. 2, § 44). 

Da bei Grenzarbeitnehmern der ausländische Arbeit- 
geber nicht nach § 19 Abs. 2 zur Fortzahlung des 
Arbeitsentgelts während ausfallender Arbeitszeiten 
verpflichtet wird, kann dem Grenzarbeitnehmer ein 
Verdienstausfall entstehen, der erstattet werden 
soll. 


Zu § 27 

In der Regel wird das Zivildienstgesetz von Bundes 
wegen durch die Arbeitsämter als allgemeine Her- 
anziehungsbehörden ausgeführt. Die den Landes- 
behörden im Rahmen der Sonderzuständigkeit in 
§ 10 Abs. 2 bis 4 und § 20 Abs. 2 eingeräumten 
Befugnisse ergeben jedoch eine Ausführungszustän- 
digkeit der Länder einschließlich der Gemeinden 
und Gemeindeverbände. Durch die Einrichtung der 
Bundesauftragsverwaltung auf Grund des Arti- 
kels 87 b Abs. 2 des Grundgesetzes soll in diesen 
Fällen, entsprechend den Anforderungen des Ernst- 
falles, der einheitliche Vollzug nach der Gesamt- 
planung des Bundes gesichert werden (vgl. auch Be- 
gründung zu § 10). Die einheitliche Lenkung und der 
schnelle Vollzug machen es auch unerläßlich, daß 
bei der Durchführung des Gesetzes in den Gemein- 
den und Gemeindeverbänden an die Stelle eines 
kollegialen Organs der leitende Verwaltungsbeamte 
tritt. 


Zu § 28 

Nach Absatz 1 soll für alle Rechtsstreitigkeiten aus 
dem Heranziehungsverfahren die Zuständigkeit der 
allgemeinen Verwaltungsgerichte begründet sein. 
Diese Feststellung ist erforderlich, da sonst im Hin- 
blick auf § 51 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes in 
der Fassung vom 23. August 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 614) bei der Anfechtung von Entscheidungen der 
Arbeitsämter im Heranziehungsverfahren Zweifel 
über den Rechtsweg auftauchen könnten. Die Zu- 
ständigkeit anderer Gerichte für Rechtsstreitigkeiten 
außerhalb des Heranziehungsverfahrens bleibt un- 
berührt. So sind die Gerichte für Arbeitssachen zu- 
ständig für Rechtsstreitigkeiten, die sich aus einem 
durch die Heranziehung begründeten Arbeitsver- 
hältnis ergeben. 

In Absatz 2 wird die aufschiebende Wirkung von 
Widerspruch und Anfechtungsklage ausgeschlossen, 
weil sonst nicht vertretbare Unsicherheit bei der 
Durchführung der Heranziehungen entstehen könnte. 
Die Befugnis des Gerichts, im Einzelfall nach Maß- 
gabe der Verwaltungsgerichtsordnung die auf- 
schiebende Wirkung anzuordnen, wird hierdurch 
nicht eingeschränkt. 

Der Ausschluß der Berufung durch Absatz 3 verfolgt 
den Zweck, möglichst schnell eine gerichtliche End- 
entscheidung zu erreichen und unvertretbare Ver- 
zögerungen bei der Abwicklung der Heranziehung 
zu vermeiden. In diesem Falle ist nach Maßgabe des 
§ 135 der Verwaltungsgerichtsordnung die Revision 
an das Bundesverwaltungsgericht gegeben. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Rechtsverhältnis der zum Zivildienst 
Herangezogenen 

1. UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

Zu § 29 

§ 29 führt diejenigen Verpflichtungen auf, die sich 
allgemein aus dem durch die Heranziehung begrün- 
deten Rechtsverhältnis ergeben, welche der ver- 
schiedenen Rechtsformen (vgl. § 5) auch im ein- 
zelnen für dieses Rechtsverhältnis gewählt wird. 

Absatz 1 nennt die Pflichten des Herangezogenen, 
Absatz 2 die des Empfängers der Zivildienstleistung, 
d. h. des Zivildienstberechtigten. 

Der Herangezogene hat alles in seinen Kräften Ste- 
hende zu tun, um bei seiner Dienstleistung die ihm 
übertragenen Aufgaben zu erfüllen. Da eine Reihe 
von Dienstleistungen, zu denen Zivildienstpflichtige 
herangezogen werden, ihrer Natur nach mit gewis- 
sen Gefahren verbunden sein können, z. B. im Ber- 
gungs-, Lösch- oder Sanitätseinsatz, in der Polizei 
oder bei Arbeiten in einem durch Luftangriffe ge- 
fährdeten Gebiet, muß von dem Herangezogenen 
verlangt werden, daß er unter den besonderen Um- 
ständen des Ernstfalls auch in einem höheren Maße 
Gefahren auf sich nimmt, als dies bei friedensmäßi- 
gen Verrichtungen üblich ist. Diese Forderungen 
können über das Maß hinausgehen, das z. B. in 
§ 330 c StGB für Hilfeleistungen bei Unglücksfällen 
gegenüber jedermann festgelegt ist. Art und Um- 
fang der Gefahrtragung richten sich nach der Eigen- 
art des jeweiligen Dienstes wie auch nach den per- 
sönlichen Verhältnissen des Herangezogenen (vgl. 
§ 14). Für Ausbildungsveranstaltungen gilt die Ver- 
pflichtung zur Übernahme von besonderen Gefahren 
naturgemäß nicht. 

Der Zivildienstberechtigte hat insbesondere Bedin- 
gungen und Auflagen zu erfüllen, die von der 
Heranziehungsbehörde auf Grund des § 13 festge- 
setzt werden. 


2. UNTERABSCHNITT 

Zivildienst innerhalb eines bestehenden 
Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1) 

Zu § 30 

Hauptwirkung der Heranziehung zum Zivildienst 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 ist die Bindung an das bereits 
bestehende Dienst- oder Arbeitsverhältnis. Der Ar- 
beitsplatzwechsel ist daher auch bei Einvernehmen 
zwischen den Parteien des Dienst- oder Arbeitsver- 
hältnisses nur mit Zustimmung der Heranziehungs- 
behörde möglich. Dabei ist zu beachten, daß in den 
Fällen des § 10 Abs. 2 und 3 nicht das Arbeitsamt, 
sondern eine Behörde des Dienstherrn bzw. die Auf- 
sichtsbehörde Heranziehungsbehörde ist. 


\ Weitere Wirkungen sind nach Satz 2 die Verlänge- 
rung befristeter Dienst- oder Arbeitsverhältnisse 
und die Hinausschiebung der Altersgrenze, soweit 
diese nicht mit der in § 9 für den Zivildienst fest- 
gelegten Höchstaltersgrenze übereinstimmt. Schließ- 
lich ist noch auf die durch § 5 Abs. 1 Nr. 1 für alle 
Arbeitgeber begründete Möglichkeit hinzuweisen, 
den zivildienstverpflichteten Arbeitnehmer in einer 
geringerwertigen Tätigkeit zu verwenden; bei Be- 
amten besteht die Möglichkeit der Verwendung in 
einem anderen Amt der gleichen Laufbahngruppe 
bei dem gleichen oder sogar bei einem anderen 
Dienstherrn. 

Zu § 31 

§ 31 trägt den Besonderheiten Rechnung, die sich 
aus der durch § 5 Abs. 1 Nr. 1 eröffneten Möglich- 
keit ergeben, einen innerhalb eines bestehenden 
Dienst- oder Arbeitsverhältnisses zum Zivildienst 
Herangezogenen in einer geringerwertigen Tätig- 
keit zu verwenden. Die Vorschrift geht von dem 
Grundsatz aus, daß der Besitzstand nach Möglichkeit 
gewahrt bleiben soll. Absatz 1 bestimmt daher, daß 
der in einer geringerwertigen Tätigkeit verwendete 
Zivildienstpflichtige während der Heranziehung die 
Ansprüche aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
behält, die er hätte, wenn er seine frühere Tätigkeit 
fortsetzen würde. Aufwandsentschädigungen, Er- 
schwernis- und entsprechende Funktionszulagen so- 
wie Auslagenerstattungen richten sich jedoch nach 
der neuen Tätigkeit, weil sie nicht als Bestandteil 
der allgemeinen Vergütung anzusehen sind, son- 
dern die mit einer bestimmten Tätigkeit verbun- 
denen besonderen Aufwendungen ausgleichen sol- 
len. 

Absatz 2 entspricht dem auch in den §§ 33, 34, 41 
und 43 Abs. 3 des Entwurfs enthaltenen Benachteili- 
gungsverbot, das an § 6 Abs. 1 des Gesetzes über 
den Schutz des Arbeitsplatzes bei Einberufung zum 
Wehrdienst (Arbeitsplatzschutzgesetz) angelehnt ist. 
Die Leitgedanken, die zu den in den Absätzen 1 
und 2 getroffenen Regelungen führen, gelten auch, 
wenn Beamte in einem anderen Amt oder bei einem 
anderen Dienstherrn verwendet werden. Absatz 3 
schreibt daher eine entsprechende Anwendung vor. 
Er regelt außerdem für den Fall der Verwendung 
bei einem anderen Dienstherrn die Erstattungs- 
ansprüche des alten gegenüber dem neuen Dienst- 
herrn. Die Erstattung wird auf die Höhe der dem 
ausgeübten Amt entsprechenden Bezüge beschränkt. 


3. UNTERABSCHNITT 

Zivildienst in einem neu zu begründenden 
Arbeitsverhältnis oder Beamtenverhältnis auf 
Widerruf (§ 5 Abs. 1 Nr. 2) 

Zu § 32 

Die Vorschrift regelt das Rechtsverhältnis, das durch 
eine Heranziehung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 zwischen 
dem Herangezogenen und dem Zivildienstberechtig- 
ten entsteht. Hierbei sind zwei Fälle zu unterschei- 
den. Absatz 1 befaßt sich mit der Neubegründung 
eines Arbeitsverhältnisses, Absatz 2 mit der Be- 
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gründung eines Beamtenverhältnisses auf Widerruf 
mit einem im Ruhestand befindlichen oder früheren 
Beamten. 

Nach Absatz 1 wird durch die Heranziehung zu 
einem neuen Arbeitsverhältnis, in der Regel also 
durch die Zustellung des Heranziehungsbescheides, 
das Arbeitsverhältnis für die Dauer der Heranzie- 
hung begründet. Anfang und Ende des Arbeitsver- 
hältnisses beruhen somit auf dem behördlichen Akt 
der Heranziehung. Im übrigen richten sich die bei- 
derseitigen Rechtsbeziehungen unter Beachtung der 
allgemeinen Verpflichtungen des § 29 nach den ein- 
schlägigen arbeitsrechtlichen Grundsätzen, die sich 
auch aus Tarifverträgen ergeben können; lediglich 
die bei den Zivildienstberechtigten bestehenden Re- 
gelungen über eine zusätzliche Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung sollen keine Anwendung fin- 
den, da nach den §§33 und 34 entsprechende An- 
wartschaften des Herangezogenen bei seinem bis- 
herigen Arbeitgeber aufrechterhalten werden. 

Besonders geregelt ist in Absatz 1 Satz 3 bis 5 die 
Erstattung der Kosten, die einem Herangezogenen 
dadurch entstehen, daß er zum Zivildienst außer- 
halb seines Wohnortes verpflichtet wird. Im Gegen- 
satz zu einem Arbeitnehmer, der sich freiwillig 
seinen Arbeitsort auswählt, kann es einem Heran- 
gezogenen nicht zugemutet werden, diese Kosten 
selbst zu tragen. Wenn sich aus den anzuwenden- 
den arbeitsrechtlichen Grundsätzen jedoch eine Re- 
gelung ergibt, die günstiger ist, soll diese gelten. 

Auch die Begründung eines Beamtenverhältnisses 
auf Widerruf mit einem im Ruhestand befindlichen 
oder früheren Beamten wird nach Absatz 2 durch 
die Heranziehung, also unabhängig von den sonst 
nach dem öffentlichen Recht vorgeschriebenen For- 
men vollzogen. Eine Heranziehung auf diesem 
Wege, die sich nach § 10 Abs. 3 vollzieht, ist nur 
zulässig, wenn die von dem Beamten verlangten 
Dienstleistungen einer Tätigkeit innerhalb seiner 
früheren Laufbahngruppe entsprechen. Soll ein im 
Ruhestand befindlicher oder früherer Beamter nicht 
im Beamtenverhältnis auf Widerruf verwendet wer- 
den (z. B. weil eine Verwendung innerhalb seiner 
früheren Laufbahngruppe nicht in Betracht kommt), 
so kann er zum Zivildienst nur in einem neu zu be- 
gründenden Arbeitsverhältnis oder in einem Hilfs- 
dienstverhältnis herangezogen werden. Wegen der 
Heranziehung von im Ruhestand befindlichen oder 
früheren Richtern wird auf die Begründung zu § 5 
verwiesen. 

Zu § 33 

§ 33 behandelt die Auswirkungen der Heranziehung 
auf bestehende Beschäftigungsverhältnisse mit Aus- 
nahme derjenigen im öffentlichen Dienst, für die 
eine besondere Regelung in § 34 getroffen wird. 
Das bestehende Beschäftigungsverhältnis soll durch 
die Heranziehung nicht aufgelöst werden, sondern 
nur ruhen. Dem Herangezogenen sollen im übrigen 
aus der Heranziehung keine Nachteile in Beruf und 
Beschäftigungsverhältnis entstehen. Die Vorschrift 
schließt sich an die entsprechenden Bestimmungen 
des Gesetzes über den Schutz des Arbeitsplatzes bei 
Einberufung zum Wehrdienst (Arbeitsplatzschutz- 


gesetz) vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 293) 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Un- 
terhaltssicherungsgesetzes vom 21. April 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 457) an. Nur wegen der Beiträge 
zu Pensionskassen oder anderen Einrichtungen und 
Formen der betrieblichen und überbetrieblichen Al- 
ters- und Hinterbliebenenversorgung mußte eine 
besondere Bestimmung getroffen werden, da die Re- 
gelung des § 5 des Arbeitsplatzschutzgesetzes für 
den Zivildienst wegen der anders gelagerten Ver- 
hältnisse nicht entsprechend anwendbar ist. Zur Er- 
stattung der Beiträge soll der Zivildienstberechtigte 
verpflichtet sein, da dieser auch den Nutzen aus den 
Dienstleistungen des Herangezogenen hat. Da der 
Herangezogene für seine Dienstleistungen ein Ar- 
beitsentgelt erhält, ist es gerechtfertigt, ihn auch 
mit etwaigen Arbeitnehmeranteilen zu belasten. 

Zu § 34 

§ 34 regelt die Auswirkungen der Heranziehung auf 
bestehende Dienst- oder Arbeitsverhältnisse im 
öffentlichen Dienst. Die Vorschrift schließt sich 
ebenso wie § 33 an das Arbeitsplatzschutzgesetz an. 
Sie behandelt Beamte, Richter und Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst gleichmäßig. Als Arbeitnehmer 
im öffentlichen Dienst sind alle im Dienst des Bun- 
des, eines Landes, einer Gemeinde oder einer ande- 
ren Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent- 
lichen Rechts mit Ausnahme der öffentlich-recht- 
lichen Religionsgesellschaften und ihrer Verbände 
stehenden Arbeitnehmer anzusehen. Das Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis besteht während der Heran- 
ziehung fort. Dienstbezüge, Vergütungen oder 
Löhne werden weitergewährt; für die Arbeitnehmer 
im öffentlichen Dienst wird durch die Verweisung 
auf § 5 Abs. 1 des Arbeitsplatzschutzgesetzes klar- 
gestellt, daß auch die Beiträge für eine bestehende 
Versicherung in der zusätzlichen Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung wie bisher weiterzuentrichten 
sind. Da aber nur der bisherige Einkommenstand 
gewahrt werden soll, bestimmt Satz 3, daß auf die 
fortzugewährenden Leistungen die laufenden Geld- 
bezüge aus dem Zivildienstverhältnis anzurechnen 
sind. Bei Krankheit oder Unfall zu gewährende ge- 
setzliche Geldleistungen werden nach Satz 4 den 
laufenden Geldbezügen gleichgestellt. 

Zu § 35 

Während die im öffentlichen Dienst beschäftigten 
Personen auf Grund der Regelung des § 34 durch 
die Heranziehung keine Minderung ihres bisherigen 
Einkommenstandes erfahren, trifft dies für die aus 
Beschäftigungsvernältnissen in der privaten Wirt- 
schaft Kommenden (vgl. § 33) und für die beruflich 
Selbständigen nicht zu. Für sie sieht § 35 daher eine 
Regelung vor, welche die entsprechenden Bestim- 
mungen des Unterhaltssicherungsgesetzes für die zu 
Wehrübungen nach Vollendung des 25. Lebensjah- 
res oder im Verteidigungsfall einberufenen Wehr- 
pflichtigen zum Vorbild hat und den bisherigen Ein- 
kommenstand in angemessenem Rahmen wahren 
soll. 

Der in Absatz 1 festgesetzte Höchstbetrag von 
2700, — Deutsche Mark, bis zu dem die durch die 
Heranziehung zum Zivildienst verursachte Einkom- 
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mensminderung durch Zahlung eines Unterschieds- 
betrages unter Anrechnung der laufenden Geldbe- 
züge aus dem Zivildienstverhältnis ausgeglichen 
wird, entspricht dem in § 13 des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes in der Fassung vom 31. Mai 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 661) vorgesehenen Höchstbe- 
trag von 2000, — Deutsche Mark für Verdienstaus- 
fallentschädigung. Der in § 35 genannte Betrag ist 
deswegen höher, weil ein nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 her- 
angezogener Zivildienstpflichtiger im Gegensatz zu 
dem herangezogenen Wehrpflichtigen weder freie 
Unterkunft, Verpflegung, Dienstbekleidung oder 
Heilfürsorge noch eine dem Wehrsold entsprechende 
anrechnungsfreie Vergütung erhält. Von einer Staf- 
felung des Unterschiedsbetrages nach dem Familien- 
stand wurde abgesehen, weil die Staffelung sich auf 
Besonderheiten bei der Einberufung zur Truppe 
gründet, die bei der Heranziehung zum Zivildienst 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 nicht zutreffen; auch in § 34 
wird bei der Regelung für die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes der Familienstand nicht be- 
rücksichtigt. 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen § 13 Abs. 4 und 5 
des Unterhaltssicherungsgesetzes. Wird der Betrieb 
oder die selbständige Tätigkeit des Herangezogenen 
durch Ersatzkräfte oder Vertreter fortgeführt, so 
kann dadurch erreicht werden, daß die Einkünfte 
etwa in der bisherigen Höhe weiterlaufen. Es recht- 
fertigt sich daher, statt des Unterschiedsbetrages 
nach Absatz 1 angemessene Aufwendungen für Er- 
satzkräfte oder Vertreter zu erstatten. Wird der Be- 
trieb oder die selbständige Tätigkeit nicht fortge- 
führt, so sind dem Herangezogenen neben dem Un- 
terschiedsbetrag nach Absatz 1 auch die notwendi- 
gen Aufwendungen zur Erhaltung seiner Berufs- 
stätte zu erstatten. 

Nach Absatz 4 sollen entsprechend § 13 Abs. 6 des 
Unterhaltssicherungsgesetzes die Leistungen nach 
den Absätzen 1 bis 3 auf Antrag gewährt werden. 
Die Zuständigkeit und das Verfahren bei der Durch- 
führung der in § 35 getroffenen Regelungen richten 
sich nach den Vorschriften des dritten Abschnitts 
des Unterhaltssicherungsgesetzes. Die Durchführung 
wird damit den Ländern als Bundesauftragsverwal- 
tung zugewiesen. 


4. UNTERABSCHNITT 

Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 3) 

I. Allgemeine Vorschriften 

Zu § 36 

Durch die Heranziehung zum Zivildienst in einem 
Hilfsdienstverhältnis nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 wird ein 
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis begründet, 
das selbständig neben andere Arten des öffentlich- 
rechtlichen Dienstverhältnisses, wie das Beamten- 
verhältnis oder das Soldatenverhältnis, tritt. Diese 
Rechtsform soll es ermöglichen, das Dienstverhältnis 
im Zivildienst nach den besonderen Bedürfnissen 
des Ernstfalls auszugestalten. Soweit das Hilfs- 


dienstverhältnis nicht in den nachfolgenden Bestim- 
mungen besonders geregelt ist, wird es sich nach 
den Grundsätzen des Rechts der öffentlich-recht- 
lichen Dienstverhältnisse richten. 

Dienstherr des Herangezogenen und damit Zivil- 
dienstberechtigter kann im Hilfsdienstverhältnis so- 
wohl der Bund als auch ein Land, eine Gemeinde, 
ein Gemeindeverband oder eine andere juristische 
Person des öffentlichen Rechts sein (vgl. § 12 

Abs. 2). 

Gegenstand des Zivildienstes in einem Hilfsdienst- 
verhältnis sind demgemäß nur Dienstleistungen im 
öffentlichen Bereich (vgl. § 3 Abs. 1). Auf Nr. 3 des 
allgemeinen Teils der Begründung und auf die Be- 
gründung zu § 5 wird im übrigen verwiesen. 


Zu § 37 

Bei Hilfsdienstleistungen, insbesondere wenn sie 
in einem Verband erbracht werden, muß notwendi- 
genfalls von dem Herangezogenen auch die Teil- 
nahme an einer gemeinschaftlichen Unterbringung 
und Verpflegung verlangt werden können. Ferner 
kann die Art des Dienstes das Tragen einer be- 
stimmten Dienst- oder Arbeitskleidung erfordern. 
Diesen Bedürfnissen trägt Absatz 1 Rechnung. 

Eine Heranziehung zum Hilfsdienst, insbesondere in 
der Form des kurzfristigen Zivildienstes, wird häufig 
dann in Betracht kommen, wenn es sich um die Be- 
kämpfung im Verteidigungsfall plötzlich eintreten- 
der Notstände handelt. Daher soll von dem Heran- 
gezogenen verlangt werden können, daß er Arbeits- 
kleidung und Handwerksgeräte, die sich in seiner 
Hand befinden und für die Ausführung des Zivil- 
dienstes erforderlich sind, mitbringt und verwendet. 
Bei Verlust dieser Sachen oder ihrer Beschädigung 
im Zivildienst hat der Zivildienstberechtigte dem 
Geschädigten nach § 39 Geldersatz zu gewähren. 


Zu § 38 

Die Vorschrift regelt die Schadenshaftung des Her- 
angezogenen gegenüber dem Zivildienstberechtigten 
bei Verletzung seiner Pflicht aus dem Hilfsdienst- 
verhältnis. Für die Haftung des Herangezogenen 
gegenüber Dritten gilt Artikel 34 des Grundgesetzes. 

Absatz 1 entspricht den Bestimmungen für Bundes- 
beamte in § 78 des Bundesbeamtengesetzes in der 
Fassung vom 1. Oktober 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1801) und für Soldaten der Bundeswehr in § 24 
des Soldatengesetzes vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114). Doch wird die Verpflichtung zum 
Schadenersatz allgemein auf die Fälle beschränkt, 
in denen der Herangezogene vorsätzlich oder grob 
fahrlässig gehandelt hat. Diese generelle Haftungs- 
beschränkung ist dadurch gerechtfertigt, daß von 
den Herangezogenen in einem Hilfsdienstverhältnis 
sehr häufig ohne eine entsprechende Ausbildung 
Dienstleistungen gefordert werden, die sie bisher 
nicht ausgeführt haben. 

Absatz 2 verweist wegen der Verjährung der An- 
sprüche gegen den Herangezogenen und wegen des 
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Übergangs von Ersatzansprüchen des Zivildienstbe- 
rechtigten gegenüber Dritten auf den Herangezoge- 
nen auf § 78 Abs. 3 und 4 des Bundesbeamtengeset- 
zes, der gleichmäßig für Beamte und Soldaten gilt. 

Zu § 39 

Die Vorschrift begründet einen Ersatzanspruch für 
den Verlust oder die Beschädigung von Sachen, die 
von einem Herangezogenen zum Zivildienst in einem 
Hilfsdienstverhältnis mitgebracht v/urden, wie z. B. 
Bekleidung und Arbeitsgerät. Die Haftung beruht 
auf dem Grundsatz der Gefährdungshaftung, doch 
wird dem Geschädigten mitwirkendes Verschulden 
nach den Grundsätzen des § 254 BGB angerechnet. 
Andere Ansprüche nach allgemeinen Haftungsvor- 
schriften werden nicht ausgeschlossen. Die Haftung 
ist als Ausgleich für die besondere Gefährdung der 
Sachen während des Dienstes gedacht. Ein Ersatz- 
anspruch ist nur gegeben, wenn die Sache zur Aus- 
führung des Dienstes erforderlich war oder auf Wei- 
sung des Zivildienstberechtigten (vgl. § 37 Abs. 2) 
mitgebracht wurde. Schadenersatz ist bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des § 39 auch dann zu leisten, 
wenn die Sache einem Dritten gehört. Wegen Per- 
sonenschäden der Herangezogenen wird auf § 58 
hingewiesen. 

Die Verpflichtung zum Schadenersatz trifft den 
Zivildienstberechtigten. Dieser kann den Geschädig- 
ten nicht auf andere, gegen Dritte bestehende Er- 
satzansprüche verweisen. Er ist zur Ersatzleistung 
jedoch nur verpflichtet, wenn ihm die gegenüber 
Dritten bestehenden Ersatzansprüche abgetreten 
werden, es sei denn, daß es sich um Ansprüche aus 
einem Versicherungsverhältnis handelt. 


II. Besondere Vorschriften für den 
langfristigen Zivildienst in einem 
Hilfsdienstverhältnis 

Zu § 40 

Die Regelung der Vergütung für die zum langfristi- 
gen Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis Her- 
angezogenen lehnt sich weitgehend an die Bestim- 
mungen des Wehrsoldgesetzes in der Fassung vom 
22. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1611) für die 
an Wehrübungen teilnehmenden Soldaten der Bun- 
deswehr an. Diese Lösung erscheint um so mehr 
angezeigt, als ein großer Teil der Hilfsdienstleistun- 
gen, ähnlich wie beim Soldatenverhältnis, in Ver- 
bänden (z. B. des Luftschutzhilfsdienstes) erbracht 
werden wird. Die als Anlage beigefügte Übersicht 
ermöglicht es, den im Hilfsdienstverhältnis Heran- 
gezogenen nach seiner Tätigkeit so einzustufen, daß 
die Vergütungstabellen des Wehrsoldgesetzes ange- 
wendet werden können. Von Bedeutung sind insbe- 
sondere die Bestimmungen über die Zahlung eines 
Übungsgeldes. Die Anwendung des § 7 Abs. 3 des 
Wehrsoldgesetzes mußte ausgeschlossen werden, 
weil auch Herangezogene, die vor ihrer Heran- 
ziehung als Beamte, Richter oder Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst tätig waren, das Übungsgeld in 
voller Höhe von dem zur Zahlung verpflichteten 


Zivildienstberechtigten erhalten sollen. Die Anrech- 
nung des Übungsgeldes auf die weiterzugewähren- 
den Bezüge aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
im öffentlichen Dienst ergibt sich aus § 41 in Ver- 
bindung mit § 34. 

Die Bestimmung über die Erstattung von notwen- 
digen Kosten einer selbst besorgten Unterkunft ist 
notwendig, weil das Wehrsoldgesetz davon ausgeht, 
daß den Soldaten immer amtliche Unterkunft ge- 
währt wird. Dies braucht jedoch beim Hilfsdienst- 
verhältnis nicht notwendig zuzutreffen. 

Auch die Reisekostenregelung des Absatzes 2 lehnt 
sich an die für die Soldaten der Bundeswehr gelten- 
den Bestimmungen an. Wegen der unterschiedlichen 
Verhältnisse im Zivildienst wird zusätzlich eine Be- 
stimmung über die Fahrkostenerstattung bei täg- 
lichen Fahrten zwischen der Wohn- und der Dienst- 
leistungsstätte erforderlich. 

Die nach Absatz 3 vorgesehenen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften sollen eine gleichmäßige 
Durchführung der in Absatz 1 und 2 getroffenen 
Bestimmungen sichern. 

Zu § 41 

Die Auswirkungen der Heranziehung zum langfristi- 
gen Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis auf 
ein bestehendes Dienst- oder Arbeitsverhältnis des 
Herangezogenen sind ebenso zu behandeln wie bei 
der Heranziehung zum Zivildienst in einem neu zu 
begründenden Arbeitsverhältnis. Die einschlägigen 
Regelungen der §§33 und 34 werden daher über- 
nommen. 

Zu § 42 

Die Regelung für die Unterhaltssicherung der zum 
langfristigen Zivildienst in einem Hilfsdienstver- 
hältnis Herangezogenen und ihrer Angehörigen 
lehnt sich, wie schon die Vergütungsregelung nach 
§ 40, eng an die für die Soldaten der Bundeswehr 
geltenden Bestimmungen an, da die Verhältnisse 
beider Personengruppen insofern weitgehend ähn- 
lich sind. Es können daher die für die Unterhalts- 
sicherung der einberufenen Wehrpflichtigen maß- 
gebenden Vorschriften des Unterhaltssicherungsge- 
setzes in der Fassung vom 31. Mai 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 661) für entsprechend anwend- 
bar erklärt werden. Somit erhält der Herangezogene 
Verdienstausfallentschädigung und sonstige Leistun- 
gen nach § 13 des Unterhaltssicherungsgesetzes. 
Auch die behördliche Zuständigkeit und das Ver- 
fahren richten sich nach dem Unterhaltssicherungs- 
gesetz, nur entfällt wegen der anderen Ressortzu- 
ständigkeit die Mitwirkung des Bundesministers der 
Verteidigung beim Härteausgleich nach § 23 des 
Unterhaltssicherungsgesetzes. 

Für die bisher im Öffentlichen Dienst beschäftigten 
Personen gelten die Vorschriften über die Unter- 
haltssicherung nicht, da diesen Personen nach § 41 
in Verbindung mit § 34 während der Dauer der 
Heranziehung grundsätzlich die Dienstbezüge, Ver- 
gütungen oder Löhne weitergewährt werden. 
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III. Besondere Vorschriften für den 
kurzfristigen Zivildienst in einem 
Hilfsdienstverhältnis 

Zu § 43 

Die Heranziehung zum kurzfristigen Zivildienst in 
einem Hilfsdienstverhältnis soll ein bestehendes 
Arbeitsverhältnis nach Möglichkeit unberührt las- 
sen. § 43 lehnt sich an die für die freiwilligen Helfer 
im Luftschutzdienst nach § 13 des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
vom 9. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1696) 
getroffene Regelung an. 

Absatz 1 stellt fest, daß bei einem bestehenden 
Arbeitsverhältnis nur die Pflicht zur Arbeitsleistung 
für die Dauer der Heranziehung entfällt — soweit 
sich nämlich der Zivildienst mit der Arbei tszeit über- 
schneidet — , während der Arbeitgeber das Arbeits- 
entgelt weiterzuentrichten hat. 

Absatz 2 gibt dem Arbeitgeber einen Anspruch auf 
Erstattung der fortgewährten Leistungen, wenn der 
Arbeitsausfall eine bestimmte Zeitdauer überschrei- 
tet, von der ab es dem Arbeitgeber nicht mehr zu- 
zumuten ist, die finanzielle Einbuße selbst zu tra- 
gen. Erstattungspflichtig ist der Zivildienstberech- 
tigte (§ 45). Von der Erstattung der durch einen 
öffentlichen Dienstherrn fortgewährten Leistungen 
wird aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
abgesehen. 

Absatz 3 verbietet es, den Herangezogenen in sei- 
nem Arbeitsverhältnis aus Gründen der Heranzie- 
hung in irgendeiner Weise zu benachteiligen. Um 
den Fortbestand eines Arbeitsverhältnisses zu 
sichern, gewährt Satz 2 dem herangezogenen Ar- 
beitnehmer einen besonderen Kündigungsschutz in 
Anlehnung an § 2 des Arbeitsplatzschutzgesetzes. 

Absatz 4 bezieht — entsprechend § 9 Abs. 4 und 5 
des Arbeitsplatzsdiutzgesetzes — auch Beamte und 
Richter in die Regelung ein. 

Zu § 44 

Für den kurzfristigen Zivildienst in einem Hilfs- 
dienstverhältnis ist eine besondere Vergütung nicht 
vorgesehen. Durch die Heranziehung sollen dem 
Herangezogenen jedoch keine unzumutbaren finan- 
ziellen Nachteile entstehen. § 44 bestimmt daher, 
daß einem zu kurzfristigem Zivildienst Herangezo- 
genen Ersatz für notwendige Aufwendungen, wie 
Fahrkosten, zusätzliche Verpflegungskosten oder 
Kosten für eine Ersatzkraft, zu leisten ist. Außer- 
dem ist Grenzarbeitnehmern und Herangezogenen, 
die nicht in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
stehen, der Verdienstausfall zu ersetzen. Herange- 
zogenen, denen Arbeitslosengeld, Lohnausfallver- 
gütung, Schlechtwettergeld, Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe oder Fürsorgeunterstützung zu- 
stande, sind diese Unterstützungen audi in der Zeit, 
in der sie Zivildienst leisten, zu gewähren. 

Die näheren Bestimmungen über die Ersatzleistun- 
gen für notwendige Aufwendungen und Verdienst- 
ausfall — z. B. auch über pauschale Abfindungen 
und Höchstsätze — werden nach § 46 in einer 
Rechtsverordnung erlassen. 


Zu § 45 

§ 45 erklärt den Zivildienstberechtigten zum Schuld-, 
ner des dem Arbeitgeber eines Herangezogenen auf 
Grund von § 43 Abs. 2 zustehenden Erstattungsan- 
spruchs und der dem Herangezogenen nach § 44 
Abs. 1 und 2 zu gewährenden Ersatzleistungen, da 
der Zivildienstberechtigte den Nutzen aus den er- 
brachten Dienstleistungen zieht. 


Zu § 46 

Um einen gleichmäßigen und einheitlichen Vollzug 
bei der Erstattung der vom Arbeitgeber fortgewähr- 
ten Leistungen und beim Ersatz der notwendigen 
Aufwendungen und des Verdienstausfalls zu ge- 
währleisten, wird der Bundesminister des Innern in 
§ 46 ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, nähere Be- 
stimmungen über diese Leistungen zu treffen. 


Zu § 47 

Nach § 21 Abs. 1 kann bei der Heranziehung zu 
Ausbildungsveranstaltungen im Heranziehungsbe- 
scheid statt des Beginns und der voraussichtlichen 
Dauer der Dienstleistung die Gesamtdauer der Aus- 
bildung und der Zeitraum, innerhalb dessen die 
Ausbildung durchgeführt wird, angegeben werden. 
In diesen Fällen muß noch eine Aufforderung zur 
Teilnahme an einer bestimmten Ausbildungsveran- 
staltung ergehen. Diese Aufforderung wird aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung nicht von 
der Heranziehungsbehörde, sondern von dem Trä- 
ger dei Ausbildung ausgesprochen. Nähere Bestim- 
mungen über das Verfahren bei der Aufforderung 
und über die Dauer der Ausbildungsveranstaltun- 
gen werden durch eine Rechtsverordnung getroffen, 
welche die in § 7 festgesetzte Höchstdauer der Aus- 
bildung im Frieden zu beachten hat. 


VIERTER ABSCHNITT 

Sozialversicherung, Arbeitslosenversicherung 
und Versorgung 

1. UNTERABSCHNITT 

Sozialversicherungsrechtliche Vorschriften 
Zu § 48 

Die Vorschrift regelt die sozialversicherungsrecht- 
lichen Verhältnisse des Herangezogenen bei Zivil- 
dienst innerhalb eines bestehenden Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses. Sie bestimmt mit Rücksicht 
auf die in den §§ 30 und 31 für diese Art des Zivil- 
dienstes getroffene Regelung, nach der sich das be- 
stehende Dienst- oder Arbeitsverhältnis grundsätz- 
lich nicht verändert, sondern lediglich seine Beendi- 
gung von der Zustimmung der Heranziehungs- 
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behörde abhängig gemacht wird, daß Zivildienst in 
einem bestehenden Dienst- oder Arbeitsverhältnis 
die sozialversicherungsrechtlichen Verhältnisse des 
Herangezogenen nicht berührt. Dabei wird klar- 
gestellt, daß insbesondere die im Zeitpunkt der 
Heranziehung bestehende Zugehörigkeit zu einem 
Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung unbe- 
rührt bleibt, wenn etwa auf Grund der Regelung 
des § 5 Abs. 1 Nr. 1 der Herangezogene in einer 
anderen Tätigkeit verwendet wird und dadurch nach 
allgemeinen sozialversicherungsrechtlichen Vor- 
schriften ein Wechsel in dem Zweig der gesetzlichen 
Rentenversicherung eintreten würde. Eine Aus- 
nahme soll aber gelten, wenn Herangezogene im 
Zivildienst eine den Vorschriften des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes unterliegende Beschäftigung aus- 
üben. Es ist geboten, diesen Herangezogenen die er- 
höhten Steigerungssätze der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung für die im Zivildienst verbrachten 
Zeiten knappschaftlicher Tätigkeit zu sichern. 


Zu § 49 

Diese Vorschrift regelt die sozialversicherungsrecht- 
lichen Verhältnisse des Herangezogenen bei Zivil- 
dienst in einem neu zu begründenden Arbeitsver- 
hältnis oder Beamtenverhältnis auf Widerruf. Zu 
ihrer Ergänzung werden in den §§ 49 bis 52 für die 
einzelnen Versicherungszweige noch besondere 
Vorschriften getroffen. 

Absatz 1 bestimmt, daß sich bei Zivildienst in einem 
neu zu begründenden Arbeitsverhältnis oder Be- 
amtenverhältnis auf Widerruf die Versicherungs- 
pflicht in der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und 
Rentenversicherung nach 'den allgemeinen Vor- 
schriften richtet. Dies erscheint gerechtfertigt, da 
nach § 32 durch die Heranziehung ein Arbeitsver- 
hältnis bzw. Dienstverhältnis begründet wird, das 
in sozialversicherungsrechtlicher Hinsicht nicht an- 
ders beurteilt werden sollte, als ein auf freiwilliger 
Grundlage entstandenes Arbeits- bzw. Dienstver- 
hältnis. Wegen der vorübergehenden Dauer des 
Zivildienstes soll jedoch auch hier eine im Zeitpunkt 
der Heranziehung bestehende Zugehörigkeit zu 
einem bestimmten Zweig der gesetzlichen Renten- 
versicherung — mit Ausnahme des Falles des § 48 
Satz 2, der entsprechende Anwendung findet — 
unberührt bleiben. 

Absatz 2 bestimmt in Ergänzung der in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung geltenden Vorschriften 
über die Versicherungsfreiheit kraft Gesetzes und 
die Befreiung von der Versicherungspflicht auf An- 
trag weitere Ausnahmen von der Versicherungs- 
pflicht. Hinsichtlich der in Satz 1 genannten Perso- 
nen ist die Normierung der Versicherungsfreiheit 
kraft Gesetzes deshalb gerechtfertigt, weil sich an 
ihrer Rechtsstellung, die in ihrem bisherigen Be- 
schäftigungsverhältnis zur Versicherungsfreiheit 
führte, durch die Heranziehung zum Zivildienst in 
einem neu zu begründenden Arbeitsverhältnis oder 
Beamtenverhältnis auf Widerruf nichts ändert (vgl. 
§ 34). Die in Satz 2 genannten Personen, bei denen 
es sich im wesentlichen um Selbständige handelt, 


die ihrer bisherigen Tätigkeit nach nicht von der 
gesetzlichen Krankenversicherung erfaßt wurden, 
sollen demgegenüber nur auf ihren Antrag von der 
Versicherungspflicht befreit werden. Es soll ihrer 
Entscheidung überlassen bleiben, ob sie sich für die 
Dauer der Heranziehung den Schutz der gesetz- 
lichen Krankenversicherung sichern wollen. 

Absatz 3 ergänzt — wie Absatz 2 für die Kranken- 
versicherung — die in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung geltenden Vorschriften über Ausnahmen 
von der Versicherungspflicht. Nach Satz 1 soll ein 
Herangezogener, der in dem durch Zivildienst neu 
begründeten Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 in Ver- 
bindung mit den allgemeinen Vorschriften an sich 
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten- 
versicherung unterliegt, in dieser unter den in der 
Vorschrift näher bezeichneten Voraussetzungen ver- 
sicherungsfrei sein, wenn er auf Grund der von ihm 
im Zeitpunkt der Heranziehung ausgeübten unselb- 
ständigen Beschäftigung nicht pflichtversichert war. 
Es besteht kein Anlaß, einen solchen Versicherten 
für die in der Regel kurze Zivildienstzeit in der 
gesetzlichen Rentenversicherung zu versichern, wenn 
und solange die Voraussetzungen, die ihn in seinem 
bisherigen Beschäftigungsverhältnis versicherungs- 
frei sein ließen, während der Dauer der Heranzie- 
hung fortbestehen. Ferner soll nach Satz 2 — um 
eine Doppelversorgung zu vermeiden - — - ein zur 
Dienstleistung in einem Beamtenverhältnis auf 
Widerruf Herangezogener versicherungsfrei sein, 
wenn ihm nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen eine lebenslängliche Versorgung be- 
willigt und Hinterbliebenenversorgung gewährlei- 
stet ist, weil die in dem Beamtenverhältnis auf 
Widerruf zurückgelegte Zeit bei der Bemessung der 
Versorgungsbezüge als Dienstzeit im Sinne des 
Besoldungs- und Versorgungsrechts zu berücksich- 
tigen ist (§ 32 Abs. 2 Satz 3). Entsprechendes soll 
für einen Selbständigen — auch Handwerker — gel- 
ten, der im Zeitpunkt der Heranziehung nicht oder 
nicht mehr pflichtversichert war. Satz 2 bestimmt 
deshalb außerdem, daß ein im Zeitpunkt der Heran- 
ziehung nicht pflichtversicherter Selbständiger, auch 
wenn er mit Rücksicht auf § 49 Abs. 1 in Verbindung 
mit den allgemeinen Vorschriften für die Dauer der 
Heranziehung an sich der Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenversicherung unterliegt, ver- 
sicherungsfrei sein soll. Allerdings soll dies nicht 
ausnahmslos gelten, sondern nur dann, wenn seine 
in der Vorschrift näher bestimmten Einkünfte nach 
dem letzten Einkommensteuerbescheid vor der Her- 
anziehung 15 000 Deutsche Mark überstiegen. Die 
Versicherungspflicht eines Selbständigen, der vor 
der Heranziehung zwar nicht pflichtversichert war, 
jedoch geringere Einkünfte als 15 000 Deutsche Mark 
erzielte, richtet sich daher allein nach den über Ab- 
satz 1 geltenden allgemeinen Vorschriften. Dies er- 
scheint gerechtfertigt, weil seine aus selbständiger 
Tätigkeit erzielten Einkünfte die in der Angestellten- 
versicherung geltende Jahresarbeitsverdienstgrenze 
nicht übersteigen. Für die Dauer der Heranziehung, 
in der er unselbständig beschäftigt ist, sollte deshalb 
seine Einbeziehung in den Schutz der gesetzlichen 
Rentenversicherung allein von den allgemein gel- 
tenden Vorschriften abhängig gemacht werden. 
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Zu § 50 

Die Vorschrift stellt für die gesetzliche Krankenver- 
sicherung klar, daß die auf Grund des § 34 nach 
Anrechnung der laufenden Geldbezüge aus dem neu 
begründeten Arbeitsverhältnis noch zu zahlenden 
Bezüge und die auf Grund des § 35 Abs. 1 zu zahlen- 
den Unterschiedsbeträge nicht Arbeitsentgelt sind. 
Diese Bezüge bzw. Unterschiedsbeträge als Arbeits- 
entgelt gelten zu lassen, damit im Krankheitsfalle 
die Barleistungen nach dem höheren bisherigen 
Regellohn bemessen werden können, erscheint nicht 
notwendig. Es genügt, wenn die Barleistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung nach dem dem 
Arbeitsentgelt aus dem neu zu begründenden Ar- 
beitsverhältnis entsprechenden Regellohn bemessen 
werden, da die auf Grund des § 34 weitergewährten 
Bezüge und die auf Grund des § 35 Abs. 1 gezahlten 
Unterschiedsbeträge auch im Krankheitsfalle ge- 
währt werden. Andererseits ist es geboten, die Be- 
züge nach § 34 und die Unterschiedsbeträge nach 
§ 35 Abs. 1 bei der Berechnung der Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze zu berücksichtigen? hierdurch wird ver- 
mieden, daß Herangezogene, die im Rahmen des neu 
begründeten Arbeits- oder Dienstverhältnisses eine 
Angestelltentätigkeit verrichten, versicherungspflich- 
tig sind, obwohl ihr unter 660 Deutsche Mark im 
Monat liegendes Arbeitsentgelt aus dem Zivil- 
dienstverhältnis zusammen mit den auf Grund des 
§ 34 weitergewährten Bezügen bzw. mit den nach 
§ 35 Abs. 1 gezahlten Unterschiedsbeträgen die in 
der Krankenversicherung für Angestellte geltende 
Jahresarbeitsverdienstgrenze von 660 Deutsche 
Mark übersteigt. 

Zu § 51 

Für die Behandlung der Arbeitsunfälle im Zivildienst 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 gelten gemäß § 49 Abs. 1 
grundsätzlich die Vorschriften des Dritten Buchs 
der Reichsversicherungsordnung. 

Im Absatz 1 sind im Interesse der Herangezogenen 
für die Errechnung des Jahresarbeitsverdienstes 
besondere Vorschriften vorgesehen. Diese sollen 
verhindern, daß bei einem Arbeitsunfall im Zivil- 
dienst nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 eine Verschlechterung 
der Leistungen gegenüber den Leistungen eintritt, 
die in einem vorausgegangenen Versicherungsver- 
hältnis in der gesetzlichen Unfallversicherung ein 
Arbeitnehmer oder ein Unternehmer oder ein Ehe- 
gatte eines Unternehmers hätte beanspruchen kön- 
nen. Soweit es daher für den Leistungsberechtigten 
günstiger ist, soll ihm der Jahresarbeitsverdienst 
zugute kommen, der bei einem Arbeitsunfall am 
letzten Tage vor der Heranziehung zum Zivildienst 
hätte zugrunde gelegt werden müssen. 

Bei den zum Zivildienst in einem neu begründeten 
Arbeitsverhältnis herangezogenen Beamten und son- 
stigen im öffentlichen Dienst Beschäftigten, für die 
beamtenrechtliche Vorschriften oder Grundsätze 
gelten, kann nicht außer Betracht bleiben, daß ihr 
Dienstverhältnis fortbesteht. Erleiden sie im Zivil- 
dienst einen Arbeitsunfall, so soll nach Absatz 2 für 
sie § 564 Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung gel- 
ten. Die Vorschrift bezweckt, den durch einen 
Arbeitsunfall verletzten Beamten hinsichtlich seiner 


Versorgung im Ergebnis möglichst so zu stellen, wie 
wenn er einen Dienstunfall erlitten hätte. Die vor- 
gesehenen Maßgaben berücksichtigen, daß das 
Arbeitseinkommen aus dem Zivildienstverhältnis 
höher sein kann, als die der Berechnung des Unfall- 
ruhegehaltes zugrunde zu legenden Dienstbezüge 
und daß der Unfallverletzte Beamte bei einer wesent- 
lichen Beschränkung in seiner Erwerbsfähigkeit in- 
folge des Unfalls neben den Dienstbezügen oder dem 
Ruhegehalt einen Unfallausgleich erhält. 

Zu § 52 

Im Gegensatz zu der Regelung für die gesetzliche 
Krankenversicherung (vgl. § 50) erscheint es not- 
wendig, in der gesetzlichen Rentenversicherung die 
nach § 34 weitergewährten Bezüge und die nach § 35 
Abs. 1 gezahlten Unterschiedsbeträge insoweit als 
Entgelt zu behandeln, als sie auf eine im Zeitpunkt 
der Heranziehung ausgeübte versicherungspflichtige 
Beschäftigung oder Tätigkeit zurückgehen und an 
einen Herangezogenen gezahlt werden, der auch für 
die Dauer der Heranziehung nach § 49 Abs. 1 in 
Verbindung mit den allgemeinen Vorschriften in der 
gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert ist. 
Dadurch wird sichergestellt, daß der Herangezogene, 
der während des Zivildienstes in einem neu begrün- 
deten Arbeitsverhältnis oder Beamtenverhältnis auf 
Widerruf gegenüber seiner bisherigen Beschäftigung 
oder Tätigkeit einen geringeren Arbeitsverdienst er- 
hält, hinsichtlich seiner Rentenbemessungsgrundlage 
nicht beeinträchtigt wird. 

Absatz 1 bestimmt daher, daß die genannten Bezüge 
und Unterschiedsbeträge als Arbeitsentgelt gelten. 
Da es in der Praxis zu Schwierigkeiten führen würde, 
wenn die auf diese Beträge entfallenden Beiträge 
von den bisherigen Dienstherren oder Arbeitgebern 
des öffentlichen Dienstes bzw. den für die Feststel- 
lung und Bewilligung der Unterschiedsbeträge zu- 
ständigen Stellen oder dem Zivildienstberechtigten 
im Lohnabzugsverfahren entrichtet würden, geht der 
Entwurf von einer fiktiven Mehrfachbeschäftigung 
aus. Danach gilt der Herangezogene unter den in 
Absatz 1 aufgestellten Voraussetzungen als Mehr- 
fachbeschäftigter, der beim Zivildienstberechtigten 
überwiegend beschäftigt ist. Das hat zur Folge, daß 
die auf das Arbeitsentgelt aus dem neu begründeten 
Arbeitsverhältnis bzw. neu begründeten Beamten- 
verhältnis entfallenden Beiträge vom Zivildienst- 
berechtigten, die auf die nach § 34 weitergewährten 
Bezüge und auf die nach § 35 Abs. 1 gezahlten 
Unterschiedsbeträge entfallenden Beiträge — abge- 
sehen von dem in Absatz 4 geregelten Fall — vom 
Versicherten selbst durch Verwendung von Beitrags- 
marken zu entrichten sind (vgl. beispielsweise 
§§ 1396, 1405 der Reichsversicherungsordnung). Dies 
gilt auch dann, wenn der Herangezogene mit der 
Hauptbeschäftigung der knappschaftlichen Renten- 
versicherung unterliegt, die auf die vorstehend ge- 
nannten Bezüge entfallenden Beiträge aber zur 
Rentenversicherung der Arbeiter oder zur Renten- 
versicherung der Angestellten zu entrichten sind. 
Daß von diesen Bezügen im übrigen nur insoweit 
Beiträge zu entrichten sind, als sie zusammen mit 
dem Arbeitsentgelt aus dem neu begründeten 
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Dienst- oder Arbeitsverhältnis die jeweils geltende 
Beitragsbemessungsgrenze nicht übersteigen, ergibt 
sich schon aus den allgemein geltenden Vorschriften. 

Absatz 2 bestimmt, von wem und in welcher Höhe 
die auf die nach § 34 weitergewährten Bezüge und 
auf die nach § 35 Abs. 1 gezahlten Unterschiedsbe- 
träge entfallenden Pflichtbeiträge zu tragen sind. 
Während es im Falle des § 34 gerechtfertigt er- 
scheint, daß der nach dieser Vorschrift zur Weiter- 
gewährung der Bezüge verpflichtete Dienstherr oder 
Arbeitgeber neben dem Versicherten auch die Hälfte 
— in der knappschaftlichen Versicherung den in 
§ 130 Abs. 6 Buchstabe a des Reichsknappschaftsge- 
setzes bestimmten Prozentsatz — der Pflichtbeiträge 
trägt, ist es mit Rücksicht darauf, daß der dem Ver- 
sicherten gezahlte Unterschiedsbetrag nach § 35 
Abs. 1 auf sein bisheriges Nettoeinkommen abge- 
stellt ist, geboten, daß bei Zahlung von Unter- 
schiedsbeträgen der Bund die vollen darauf entfal- 
lenden Pflichtbeiträge allein trägt. 

In Absatz 3 wird bestimmt, daß der bisherige Dienst- 
herr und der bisherige Arbeitgeber den von ihm zu 
tragenden Beitragsanteil sowie die für die Feststel- 
lung und Bewilligung der Unterschiedsbeträge nach 
§ 35 Abs. 1 zuständige Stelle die vom Bund zu tra- 
genden Beiträge an den Versicherten zu zahlen 
haben. Die Vorschrift lehnt sich damit an die in 
§ 1405 Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung und 
in § 127 Abs. 4 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes für den Fall, daß der Versicherte selbst die 
Beiträge durch Verwendung von Beitragsmarken zu 
entrichten hat, getroffene Regelung en. 

Absatz 4 berücksichtigt, daß die knappschaftliche 
Rentenversicherung eine Beitragsentrichtung durch 
Verwendung von Beitragsmarken nicht kennt. Die 
Vorschrift sieht deshalb vor, daß der Versicherte in 
Fällen, in denen die auf die oben genannten Bezüge 
entfallenden Pflichtbeiträge zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung zu entrichten sind, diese un- 
mittelbar an die Knappschaft entrichtet, an die auch 
die Pflichtbeiträge für die Versicherung in der 
Hauptbeschäftigung entrichtet werden. 

Zu § 53 

Die Vorschrift lehnt sich für den langfristigen Zivil- 
dienst in einem Hilfsdienstverhältnis an die Rege- 
lung des § 209 a der Reichsversicherungsordnung an. 
Mit Rücksicht auf die in § 34 für herangezogene Be- 
schäftigte im öffentlichen Dienst getroffene Rege- 
lung, die von den für wehrdienstleistende Be- 
schäftigte im öffentlichen Dienst insoweit maß- 
gebenden Vorschriften abweicht, geht sie allerdings 
für alle Herangezogenen von § 209 a Abs. 2 aus. 

Nach Absatz 1 soll bei allen Herangezogenen eine 
Versicherung bei einem Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung, die im Zeitpunkt der Heran- 
ziehung besteht, aufrechterhalten bleiben, wobei es 
keinen Unterschied macht, ob es sich um eine 
Pflicht- oder freiwillige Versicherung handelt. Da 
der Zivildienstberechtigte dem Herangezogenen 
nach § 40 in entsprechender Anwendung des Wehr- 
soldgesetzes ärztliche Betreuung zu gewähren hat, 
ist bestimmt, daß die Versichertenkrankenhilfe und 


Versichertenwochenhilfe während der Heranziehung 
zum Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis ruht. 
Die Verpflichtung der Krankenkasse zur Zahlung 
des Sterbegeldes sowie zur Gewährung von Fami- 
lienhilfe bleibt jedoch bestehen. Für die Berechnung 
des Sterbegeldes und von Barleistungen der Fami- 
lienhilfe soll der letzte Grundlohn des Versicherten 
vor der Heranziehung maßgebend sein, da der Ver- 
sicherte während der Heranziehung kein Arbeits- 
entgelt erhält und deshalb auch von den zuletzt vor 
der Heranziehung entrichteten Beiträgen ausgegan- 
gen wird. 

Absatz 2 bestimmt, daß mit Rücksicht auf das Ruhen 
der Versichertenkrankenhilfe und der Versicherten- 
wochenhilfe nur ein Drittel des Beitrages zu zahlen 
ist, der zuletzt vor der Heranziehung zu entrichten 
war. Während der für Versicherungspflichtige zu 
entrichtende Beitrag vom Zivildienstberechtigten zu 
tragen ist, sollen freiwillig Versicherte den auf ein 
Drittel ermäßigten Beitrag selbst tragen. Mit Rück- 
sicht auf die ihnen nach §§40 bis 42 gewährten Lei- 
stungen erscheint dies angemessen. Für den Fall, 
daß freiwillig Versicherte ihre Mitgliedschaft wäh- 
rend der Heranziehung deshalb aufgeben sollten — 
dies könnte möglicherweise für solche freiwillig 
Versicherte in Betracht kommen, die keinen An- 
spruch auf Familienhilfe haben — , haben diese nach 
Absatz 3 das Recht, innerhalb von 6 Wochen nach 
Beendigung der Heranziehung dem Träger der ge- 
setzlichen Krankenversicherung, bei dem sie vor der 
Heranziehung freiwillig versichert waren, wieder 
beizutreten. 

Die in Absatz 4 vorgesehenen Meldungen sind zur 
Durchführung der Vorschriften notwendig. Es muß 
sichergestellt werden, daß die Krankenkassen recht- 
zeitig von der Heranziehung eines Versicherten 
unterrichtet werden. Dabei konnte auf die Vorschrift 
des § 209 a Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung 
zurückgegriffen werden. 

Absatz 5 entspricht dem § 209 a Abs. 4 der Reichs- 
versicherungsordnung. Er gibt dem Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung die Möglichkeit, im 
Wege einer Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Ausnahmen von der nach Absatz 4 vor- 
gesehenen Meldepflicht zu bestimmen und insbe- 
sondere die Beitragsentrichtung zu vereinfachen. 
Ohne eine solche Ermächtigung könnten die Bei- 
träge nur nach Maßgabe der allgemeinen Vorschrif- 
ten entrichtet werden, so daß sämtliche Kranken- 
kassen (mehr als 2000) an dem Verfahren unmittel- 
bar beteiligt wären und der Zivildienstberechtigte 
in der Regel Beiträge an mehrere Krankenkassen 
abzuführen hätte. Der dadurch, insbesondere soweit 
der Bund und die Länder als Zivildienstberechtigte 
in Betracht kommen, bedingten umfangreichen Ver- 
waltungsarbeit läßt sich aber durch eine auf Grund 
der vorgesehenen Ermächtigung ergehende Rechts- 
verordnung begegnen. 

Zu § 54 

Nach Absatz 1 wird ein Herangezogener, der vor 
der Heranziehung zum langfristigen Zivildienst in 
einem Hilfsdienstverhältnis zuletzt auf Grund der 
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in der Vorschrift näher bezeichneten Bestimmungen 
versichert war oder vor der Heranziehung in kei- 
nem Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflicht- oder freiwillig versichert war, für die Dauer 
der Heranziehung in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung versichert. Die Vorschrift lehnt sich damit 
an die in der gesetzlichen Rentenversicherung für 
Wehrdienstleistende geltende Regelung an (vgl. 
unter anderem § 1227 Abs. 1 Nr. 6 der Reichsver- 
sicherungsordnung und § 2 Nr. 8 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes). Mit Ausnahme der schon 
bisher versicherungsfreien Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes (vgl. Satz 4) und der freiwillig Ver- 
sicherten, die ihre Versicherung auch während der 
Heranziehung freiwillig fortsetzen können und 
durch die Regelung der §§40 bis 42 auch über die 
dafür notwendigen Mittel verfügen, werden somit 
sämtliche Herangezogene für die Dauer der Heran- 
ziehung zum langfristigen Zivildienst in einem 
Hilfsdienstverhältnis versichert. Satz 3, der dem § 1 
Abs. 2 des Handwerkerversicherungsgesetzes ent- 
spricht, soll für Handwerker, die in die Handwerks- 
rolle eingetragen sind, eine Doppelversicherung 
während der Dauer ihrer Heranziehung vermeiden. 

Absatz 2 entspricht der Regelung des § 1255 Abs. 6 
Satz. 2 der Reichsversicherungsordnung und der ent- 
sprechenden Vorschriften des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und des Reichsknappschaftsgesetzes. 
Er trifft damit für die Frage, welcher Betrag dem 
zum Zivildienst Herangezogenen bei der Berech- 
nung seiner Rente zur Ermittlung seiner persön- 
lichen Bemessungsgrundlage für die Dauer der Her- 
anziehung anzurechnen ist, die gleiche Regelung, 
wie sie für Wehrdienstleistende gilt. Die Zugrunde- 
legung des durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts 
aller Versicherten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter, der Angestellten und der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung ohne Lehrlinge und An- 
lernlinge stellt sicher, daß die Rentenbemessungs- 
grundlage des Herangezogenen durch die Heran- 
ziehung nicht in unzumutbarem Maße beeinflußt 
wird und daß für alle Beteiligten eine entscheidende 
Verwaltungsvereinfachung eintritt. 

Durch Absatz 3 wird die Erstattung der Beiträge, die 
für die Dauer der Heranziehung entrichtet werden, 
in Übereinstimmung mit der für Wehrdienstlei- 
stende geltenden Regelung ausgeschlossen. Da für 
die Dauer der Heranziehung der Zivildienstberech- 
tigte den vollen Beitrag zu tragen hat (vgl. Ab- 
satz 4), ist eine Beitragserstattung, die nach den 
allgemein geltenden Vorschriften (vgl. beispiels- 
weise § 1303 Abs. 1 der Reichsversicherungsord- 
nung) immer nur die vom Versicherten selbst getra- 
gene Hälfte des Beitrages erfaßt, nicht gerecht- 
fertigt. 

Absatz 4 sieht vor, daß bei der Bemessung des Bei- 
trages von derselben Bemessungsgrundlage, die für 
die Berechnung der Leistungen zugrunde gelegt 
wird, auszugehen ist. Im übrigen begründet diese 
Vorschrift die Verpflichtung des Zivildienstberech- 
tigten, den Beitrag für den Herangezogenen allein 
zu tragen. 

In Absatz 5 wird in Abweichung von den allge- 
meinen Vorschriften über die Beitragsentrichtung 


bestimmt, daß der Beitrag jeweils für ein Kalender- 
jahr^ zu entrichten ist, und zwar — unter Ausschal- 
tung der sonst in den Beitragseinzug eingeschalteten 
Einzugsstellen (Krankenkassen) — unmittelbar an 
den zuständigen Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherung. Die Vorschrift sieht im übrigen eine 
Ermächtigung für den Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung vor, auf Grund der er mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Beitragsentrichtung wei- 
ter vereinfachen und den jeweils gegebenen Ver- 
hältnissen anpassen kann. Diesem Ziel dient die 
Ermächtigung insbesondere dadurch, daß in der 
Rechtsverordnung für einzelmrZivildienstberechtigte 
— gedacht ist dabei insbesondere an Bund und 
Länder — eine pauschale Berechnung der Beiträge 
und deren Entrichtung in einem Gesamtbetrag vor- 
geschrieben werden kann. 

Absatz 6 enthält Vorschriften, die der verwaltungs- 
mäßigen Durchführung dienen. 


Zu § 55 

Die Vorschrift regelt die sozialversicherungsrecht- 
lichen Verhältnisse des Herangezogenen bei kurz- 
fristigem Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis. 
Sie bestimmt mit Rücksicht auf die in § 43 für den 
kurzfristigen Zivildienst in einem Hilfsdienstver- 
hältnis getroffene Regelung, die ein bestehendes 
Arbeitsverhältnis unberührt und bei Weiterzahlung 
des Arbeitsentgelts nur die Pflicht zur Arbeitslei- 
stung für die Dauer der Heranziehung entfallen 
läßt, daß diese Art des Zivildienstes die sozialver- 
sicherungsrechtlichen Verhältnisse des Herangezo- 
genen, die aus dem bestehenden Arbeitsverhältnis 
folgen, nicht berührt. Dabei erscheint eine besondere 
Vorschrift dahin überflüssig, daß das bei kurz- 
fristigem Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis 
begründete Zivildienstverhältnis Versicherungs- 
pflicht nach sozialversicherungsrechtlichen Vorschrif- 
ten nicht begründet, da diesem die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Begründung einer solchen 
Versicherungspflicht mangeln. 


2. UNTERABSCHNITT 

Arbeitslosenversicherungsrechtliche 

Vorschriften 

Zu § 56 

Soweit der Zivildienst innerhalb eines Arbeits- und 
Beschäftigungsverhältnisses abgeleistet wird, das 
der Krankenversicherungspflicht oder — soweit diese 
wegen Überschreitens der Jahresarbeitsverdienst- 
grenze nicht besteht — der Rentenversicherungs- 
pflicht unterliegt, muß Versicherungsschutz für den 
Fall der Arbeitslosigkeit wie bei sonstigen Arbeits- 
und Beschäftigungsverhältnissen gegeben sein. Die 
Vorschrift in Satz 2 soll bewirken, daß Arbeiter, die 
in einem neu begründeten Arbeitsverhältnis als 
Angestellte Zivildienst leisten und deren Jahres- 
arbeitsverdienst die Jahresarbeitsverdienstgrenze 
in der Krankenversicherung übersteigt, für den Fall 
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der Arbeitslosigkeit wie sonstige Angestellte pflicht- 
versichert sind. Ohne diese Vorschrift würden sie 
der Arbeitslosenversicherungspflicht nicht unterlie- 
gen. Sie würden weder zu dem versicherungspflich- 
tigen Personenkreis nach § 56 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung (AVAVG) gehören, da sie einer Kran- 
kenversicherungspflicht nicht unterliegen, noch zu 
dem nach § 56 Abs. 1 Nr. 2 AVAVG, da sie nach 
§ 49 Abs. 1 Satz 2 weiterhin in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter versichert bleiben. 


Zu § 57 

Zeiten des Zivildienstes, der nicht der Arbeitslosen- 
versicherungspflicht unterliegt, insbesondere also 
des Zivildienstes, der in einem Hilfsdienstverhält- 
nis abgeleistet wird, werden den Zeiten einer ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung im Sinne des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung gleichgestellt, um dem Herangezoge- 
nen für den Fall der Arbeitslosigkeit nach Beendigung 
des Zivildienstes denselben Schutz zu gewährleisten, 
wie ihn § 194 AVAVG in bezug auf Zeiten des 
Wehr- und Ersatzdienstes vorsieht. Die der Bundes- 
anstalt dadurch entstehenden Kosten müssen vom 
Bund getragen werden, weil der Versichertenge- 
meinschaft dieser zusätzliche Aufwand nicht aufer- 
legt werden kann. Um eine verwaltungsmäßig ein- 
fache Regelung der Erstattung zu gewährleisten, 
wird der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung ermächtigt, durch Rechts Verordnung ein Pau- 
schale festzusetzen. Da Interessen der Länder nicht 
berührt werden, bedarf diese Verordnung nicht der 
Zustimmung des Bundesrates. 


3. UNTERABSCHNITT 
Versorgungsrechtliche Vorschriften 

Zu § 58 

§ 58 regelt die Voraussetzungen des Anspruchs auf 
Versorgung wegen einer im Zivildienst in einem 
Hilfsdienstverhältnis (§ 5 Abs. 1 Nr. 3) erlittenen 
gesundheitlichen Schädigung. Die Vorschrift lehnt 
sich an die Bestimmungen des Bundesversorgungs- 
gesetzes und des Soldatenversorgungsgesetzes an. 
Sie hält an dem Grundsatz fest, daß nur solche 
Gesundheitsstörungen den Versorgungsanspruch be- 
gründen, die durch den Zivildienst hervorgerufen 
worden sind. Dem Vorbild des Soldatenversorgungs- 
gesetzes und des Bundesversorgungsgesetzes ent- 
sprechend sind in Absatz 2 den durch den 
Zivildienst herbeigeführten Schädigungen solche 
Schädigungen gleichgestellt worden, die den Her- 
angezogenen wegen seiner Zugehörigkeit zum 
Zivildienst betroffen haben oder die eine noch nicht 
verpflichtete Person bei der Vorbereitung der Her- 
anziehung erlitten hat. 

Versorgung nach § 58 soll, wie auch nach den 
übrigen versorgungsrechtlichen Vorschriften, nur 
auf Antrag gewährt werden. 


Zu § 59 

§ 59 regelt das Zusammentreffen versorgungsrecht- 
licher Ansprüche. 

Die Bestimmung des Absatzes 1 ist ein Ausfluß des 
Versorgungsgrundsatzes. Sie soll dafür sorgen, daß 
bei mehreren gesundheitsschädigenden Einwirkun- 
gen, die versorgungsrechtliche Ansprüche begrün- 
den, eine einheitliche Bewertung der gesundheit- 
lichen und wirtschaftlichen Einbuße vorgenommen 
wird. 

Absatz 2 stellt klar, daß § 55 des Bundesversor- 
gungsgesetzes, der sich mit dem Zusammentreffen 
verschiedenartiger Versorgungsansprüche (Beschä- 
digten- undHinterbliebenenrentenansprüche) befaßt, 
auch auf Ansprüche nach diesem Gesetz und bei 
deren Zusammentreffen mit andersartigen versor- 
gungsrechtlichen Ansprüchen nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz und nach anderen Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 
anzuwenden ist. 


Zu § 60 

Die Vorschrift des § 60 stellt den Grundsatz auf, 
daß letztlich die zivildienstberechtigte Körperschaft 
die Versorgungslast für die im Zivildienst auftreten- 
den Gesundheitsschädigungen zu tragen hat. Um 
für den Versorgungsberechtigten jedoch eine klare 
Regelung der Leistungsverpflichtung sicherzustellen, 
die ihn von allen Risiken der Zuständigkeitsver- 
teilung freistellt, wurde im Gesetz eine unbedingte 
Leistungspflicht des Bundes festgelegt. Dieser erhält 
Aufwendungen von dem Zivildienstberechtigten er- 
stattet. § 60 letzter Satz stellt eine Ergänzung des 
§ 81 des Bundesversorgungsgesetzes dar. 


Zu § 61 

Die Regelung der Versorgungsansprüche soll nach 
§61 von den zur Durchführung des Bundesversor- 
gungsgesetzes zuständigen Landesbehörden im Auf- 
träge des Bundes durchgeführt werden. Die Über- 
tragung an diese Behörden erscheint wegen der in 
§ 58 Abs. 1 angeordneten entsprechenden Anwen- 
dung des Bundesversorgungsgesetzes geboten. Da 
das Hilfsdienstverhältnis seiner Rechtsnatur nach 
mit dem Wehrdienst- und mit dem Ersatzdienst- 
verhältnis vergleichbar ist, wird in Absatz 1, wie 
im Soldatenversorgungsgesetz und im Gesetz über 
den zivilen Ersatzdienst, vorgesehen, daß die Ver- 
sorgung im Wege der Auftragsverwaltung durch- 
geführt wird. 

Absatz 3 und 4 stellen sicher, daß für das Verfahren 
und die haushaltsmäßige Behandlung in Versor- 
gungssachen nach diesem Entwurf die gleichen Vor- 
schriften gelten wie bei der Durchführung der Ver- 
sorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz, dem 
Unterhaltsbeihilfegesetz, dem Häftlingshilfegesetz, 
dem Soldatenversorgungsgesetz und dem Ersatz- 
dienstgesetz. Das gleiche gilt nach Absatz 5 für den 
Rechtsweg bei öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten in 
Angelegenheiten der §§ 58 und 59. 
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Die Nichtanwendbarkeit der Absätze 3 und 5 bei 
Leistungen der Kriegsopferfürsorge folgt daraus, daß 
die Durchführung der Kriegsopferfürsorge nicht den 
Versorgungsämtern und Landesversorgungsämtern, 
sondern den Bezirksfürsorgeverbänden — Fürsorge» 
stellen für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterblie- 
bene — und Hauptfürsorgestellen, d. h. Behörden 
der inneren Verwaltung übertragen ist. Für das 
Verwaltungsverfahren in der Kriegsopferfürsorge 
gilt neben den allgemeinen Vorschriften die Ver- 
ordnung zur Kriegsopferfürsorge vom 30. Mai 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 653) — Abschnitt 3 (Verfahren). 
Der Rechtsweg richtet sich nach der Verwaltungs- 
gerichtsordnung (vgl. auch § 51 Abs. 2 Satz 2 des 
Sozialgerichtsgesetzes). 

Zu § 62 

Im Hinblick darauf, daß das Zivildienstgesetz nicht 
in Berlin gelten wird (vgl. Begründung zu § 1), soll 
durch § 62 klargestellt werden, daß gleichwohl Ver- 
sorgungsleistungen nach diesem Gesetz an An- 
spruchsberechtigte, die ihren Wohnsitz oder ständi- 
gen Aufenthalt im Lande Berlin haben, gewährt 
werden. Die Vorschrift entspricht § 95 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes und § 43 des Gesetzes über den 
zivilen Ersatzdienst. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

Zu § 63 

§ 63 bedroht schwerwiegendere Verstöße des Heran- 
gezogenen gegen die durch die Heranziehung be- 
gründete Dienstleistungspflicht mit Strafe. Die ein- 
zelnen Tatbestände sind vergleichbaren Vorschrif- 
ten des Wehrstrafgesetzes vom 30. März 1957 — 
Bundesgesetzbl. I S. 298 — (§§ 15, 16 und 20) und 
des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst vom 
13. Januar 1960 — Bundesgesetzbl. I S. 10 — (§§ 36, 
37, 38) angepaßt. Mit Rücksicht auf den durch den 
Entwurf angesprochenen Personenkreis ist der Be- 
reich des Strafbaren gegenüber den genannten Vor- 
schriften des Wehrstrafgesetzes und des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst jedoch teilweise er- 
heblich eingeengt. Auch sind die Strafrahmen den 
Besonderheiten des Zivildienstes angepaßt. 

Absatz 1 bedroht den zum Zivildienst Herangezo- 
genen, der seine Dienst- oder Arbeitsstelle verläßt 
oder ihr fernbleibt und länger als drei volle Tage 
abwesend ist, mit Strafe. Unter Fernbleiben ist zu 
verstehen, daß der Täter sich nicht zu gebotener 
Zeit zum Dienst oder zur Arbeit stellt oder seinen 
Urlaub oder die Dauer einer zulässigen Abwesen- 
heit überschreitet. Wie in § 15 Abs. 1 des Wehr- 
strafgesetzes und in § 36 Abs. 1 des Gesetzes über 
den zivilen Ersatzdienst wird auch hier voraus- 
gesetzt, daß der Täter eigenmächtig handelt, d. h., 
daß er weiß oder billigend in Kauf nimmt, daß ihm 
die Abwesenheit nicht gestattet worden ist (vgl. die 
Begründung zu § 15 des Entwurfs eines Wehrstraf- 
gesetzes, — Drucksache 3040 der 2. Wahlperiode — 


und die Begründung zu § 29 des Entwurfs eines Ge- 
setzes über den zivilen Ersatzdienst, — Drucksache 
34 der 3. Wahlperiode). Darüber hinaus ist jedoch 
noch erforderlich, daß der Täter ohne zwingenden 
Grund handelt. Damit wird es möglich, Härtefälle in 
weitergehendem Maße Rechnung zu tragen, als dies 
nach dem Wehrstrafgesetz oder nach dem Gesetz 
über den zivilen Ersatzdienst möglich ist. Durch die 
weitere Voraussetzung, daß der Täter vorsätzlich 
oder fahrlässig drei volle Kalendertage abwesend 
sein muß, werden leichtere Fälle weitgehend ausge- 
schlossen. Wer vorsätzlich länger als einen vollen 
Kalendertag abwesend ist, obwohl er auf die Straf- 
barkeit der Abwesenheit von der Heranziehungsbe- 
hörde ausdrücklich hingewiesen worden ist, wird 
allerdings dem Täter gleichgestellt, der länger als 
drei volle Kalendertage abwesend ist. Für die Dauer 
der dreitätigen Abwesenheit soll, wie bei Soldaten 
und Ersatzdienstpflichtigen, Fahrlässigkeit genügen. 
Der Schwerpunkt der Tat liegt im vorsätzlichen Ver- 
lassen oder Fernbleiben; hierfür muß der Dienst- 
pflichtige auch dann einstehen, wenn er sich eigent- 
lich vor Ablauf von drei vollen Kalendertagen wieder 
einfinden wollte, dazu aber infolge Fahrlässigkeit 
nicht imstande war. 

Ist der Täter länger als einen Monat abwesend, so 
ist eine höhere Strafe angedroht. Hierdurch sollen 
besonders die Fälle erfaßt werden, in denen der 
zum Zivildienst Herangezogene zwar längere Zeit 
abwesend ist, jedoch nicht nach Absatz 2 bestraft 
werden kann, weil ihm die Absicht, sich der Zivil- 
dienstpflicht dauernd zu entziehen, fehlte oder nicht 
nachgewiesen werden kann. 

Absatz 2 entspricht in seinen Grundzügen der in 
§ 16 Abs. 1 des Wehrstrafgesetzes enthaltenen Vor- 
schrift über die Fahnenflucht und der entsprechen- 
den Vorschrift des § 37 Abs. 1 des Gesetzes über 
den zivilen Ersatzdienst. Auch der zum Zivildienst 
Herangezogene muß schärfer bestraft werden, wenn 
er die Dienst- oder Arbeitsstelle verläßt oder ihr 
fernbleibt, um sich der Zivildienstpflicht dauernd 
zu entziehen. 

Absatz 3 behandelt die Fälle, in denen der zum Zivil- 
dienst Herangezogene zwar auf der Dienst- oder 
Arbeitsstelle erscheint, aber die Dienstleistung ver- 
weigert. Die Vorschrift ist dem § 20 Nr. 2 des Wehr- 
strafgesetzes und dem § 38 des Gesetzes über den 
zivilen Ersatzdienst nachgebildet. Auch hier ist er- 
forderlich, daß eine beharrliche Verweigerung vor- 
liegt, d. h. daß der Zivildienstpflichtige trotz wieder- 
holter Aufforderung auf seiner Weigerung be- 
stehenbleibt. Der Bereich des Strafbaren ist auch 
hier durch das Erfordernis, daß der Täter ohne an- 
erkennenswerten Grund handelt, eingeengt. 

Die in den Absätzen 1 bis 3 verwendeten Straf- 
rahmen bleiben hinter dem Strafrahmen der aufge- 
führten Bestimmungen des Wehrstrafgesetzes und 
des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst zurück. 
Insbesondere ist in allen Fällen die Möglichkeit 
vorgesehen, nur auf Geldstrafe zu erkennen. Dies 
erscheint im Hinblick darauf, daß ein weiterer Per- 
sonenkreis, insbesondere auch Frauen, als Täter in 
Betracht kommt, angezeigt. 
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Absatz 4 sieht einen strengeren Strafrahmen für 
Straftaten nach den Absätzen 1 bis 3 vor, wenn der 
Täter schuldhaft eine Gefahr für die Durchführung 
einer der in § 3 Abs. 1 bezeichneten Aufgaben, für 
Leib oder Leben eines anderen oder für fremde 
Sachen von bedeutendem Wert herbeiführt. Ist die 
Gefahr für Leib oder Leben eines anderen wissent- 
lich herbeigeführt, so ist die Strafe Gefängnis nicht 
unter drei Monaten, neben der auf Geldstrafe er- 
kannt werden kann. 

Die Strafdrohungen der Absätze 1 bis 4 sollen nur 
für Zuwiderhandlungen im Ernstfälle (§ 4) gelten. 
Absatz 5 bestimmt daher, daß die Absätze 1 bis 4 
nicht auf Personen anwendbar sind, die lediglich zu 
Ausbildungsveranstaltungen herangezogen werden. 
Die Verletzung der Pflicht, an einer Ausbildungs- 
veranstaltung teilzunehmen, kann nach § 65 Abs. 1 
Nr. 5 als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

Zu § 64 

§ 64 begründet für die Angehörigen und Beauftrag- 
ten der mit der Ausführung des Gesetzes betrauten 
Behörden eine besondere Schweigepflicht und stellt 
die Verletzung dieser Pflicht unter Strafe. Die 
Schweigepflicht ist das Gegenstück zu der Aus- 
kunftspflicht nach den §§18 und 19. Geschützt sind 
die Geheimnisse anderer, insbesondere die Ge- 
schäfts- oder Betriebsgeheimnisse, die den Behör- 
denangehörigen und Beauftragten bei ihrer Tätig- 
keit bekanntwerden. Der Schweigepflicht unter- 
liegen auch diejenigen Behördenangehörigen, die 
— etwa als Dienstvorgesetzte oder als Angehörige 
einer Aufsichtsbehörde — im Wege dienstlicher 
Berichterstattung oder auf andere Weise dienstlich 
von einem geschützten Geheimnis Kenntnis erlan- 
gen, sofern ihre Behörde mit der Ausführung dieses 
Gesetzes betraut ist. Wann die Offenbarung eines 
Geheimnisses unbefugt ist, richtet sich nach den 
allgemeinen Grundsätzen des Strafrechts. 

Absatz 1 sieht einen von Geldstrafe bis zu Gefäng- 
nis von einem Jahre reichenden Strafrahmen vor, 
um dem im Einzelfall sehr unterschiedlichen Aus- 
maß der Pflichtverletzung Rechnung tragen zu 
können. 

Die Fälle, in denen die Verletzung der Schweige- 
pflicht als besonders strafwürdig erscheint, sind in 
Absatz 2 erfaßt. Als besonders vorwerfbares Ver- 
halten muß es angesehen werden, wenn der Täter 
gegen Entgelt handelt oder das Geheimnis unbefugt 
verwertet, ferner wenn er in der Absicht handelt, 
sich oder einen anderen zu bereichern oder einen 
anderen zu schädigen. Für diese Fälle ist Gefäng- 
nisstrafe bis zu zwei Jahren vorgesehen, neben der 
auf Geldstrafe erkannt werden kann. 

Da durch die Pflicht zur Verschwiegenheit in erster 
Linie Interessen des Verletzten geschützt werden, 
bestimmt Absatz 3, daß die Strafverfolgung ledig- 
lich auf Antrag eintritt. 

Absatz 1 und 2 stellen nur vorsätzliches Handeln 
unter Strafe. Soweit die Geheimhaltungsvorschrift 
oder das Verwertungsverbot fahrlässig verletzt 


werden, erscheinen die Möglichkeiten einer Be- 
schwerde an die Vorgesetzte Behörde und, wenn 
dem Verletzten ein Schaden entstanden ist, der 
Klage wegen Amtspflichtverletzung als ausreichend. 

Sachlich entspricht § 64 ähnlichen Bestimmungen 
anderer Gesetze (z. B. § 13 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 
— Bundesgesetzbl. I S. 1314 — , § 17 des Gesetzes 
über die Kontrolle von Kriegswaffen vom 20. April 
1961 — Bundesgesetzbl. I S. 444 — , § 44 Abs. 4 
und § 45 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 
1961 — Bundesgesetzbl. I S. 481 — , § 86 des Bun- 
desleistungsgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 27. September 1961 — Bundes- 

gesetzbl. I S. 1769 — ). Die Fassung, insbesondere 
des Absatzes 2, entspricht den Arbeitsergebnissen 
der Großen Strafrechtsreform. 

Zu § 65 

§ 65 sieht für diejenigen Verstöße gegen Vorschrif- 
ten des Entwurfs, die als Verwaltungsunrecht zu 
bewerten sind, Bußgelddrohungen vor. 

Die Höhe der Bußgelddrohungen ist hinsichtlich der 
in Absatz 1 genannten Vorstöße an § 45 Abs. 2 des 
Wehrpflichtgesetzes angepaßt. Es handelt sich hier 
um Verstöße des Zivildienstpflichtigen gegen be- 
stimmte Nebenpflichten, die sich aus der Zivildienst- 
pflicht ergeben (Absatz 1 Nr. 1 bis 4) und gegen 
die Pflicht, an Ausbildungsveranstaltungen teilzu- 
nehmen (Absatz 1 Nr. 5). 

Für die in Absatz 2 erfaßten Verstöße des Zivil- 
dienstberechtigten gegen die von der Heranzie- 
hungsbehörde festgesetzten Auflagen und für die 
in Absatz 3 genannten Verstöße gegen die Aus- 
kunftspflicht nach § 18 sind hingegen höhere Geld- 
bußen vorgesehen. Dies erscheint mit Rücksicht auf 
die Bedeutung und die möglichen Folgen von Ver- 
stößen gegen die hier genannten Vorschriften und 
im Hinblick darauf angezeigt, daß ein anderer Per- 
sonenkreis angesprochen ist als in Absatz 1. 

Für die Ahndung und Verfolgung von Ordnungs- 
widrigkeiten im Sinne dieser Bestimmung soll die 
Heranziehungsbehörde zuständig sein. Wegen § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten mußte 
dies ausdrücklich im Entwurf bestimmt werden. 
Ebenso war in Abweichung von § 66 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten besonders zu 
bestimmen, daß die Heranziehungsbehörde auch 
über die Abänderung und Aufhebung eines rechts- 
kräftigen, gerichtlich nicht nachgeprüften Bußgeld- 
bescheides entscheidet. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

Zu § 66 

Die Arbeitsämter unterstehen nach § 34 des Geset- 
zes über die Errichtung einer Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
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nur der Rechtsaufsicht des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung. Die ordnungsgemäße 
Durchführung des Zivildienstgesetzes erfordert aber 
eine Ausdehnung der Aufsicht auch auf die Zweck- 
mäßigkeit der Ausführung dieses Gesetzes. Ferner 
muß der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung den Arbeitsämtern bei der Wahrnehmung ihrer 
Zuständigkeiten im Heranziehungsverfahren Wei- 
sungen erteilen können. Absatz 1 enthält diese Rege- 
lung. Satz 3 sieht in den dort genannten Fällen für 
die Weisungen das Einvernehmen des Bundesmini- 
sters des Innern vor, weil es sich hier um Rechts- 
verhältnisse handelt, die dem öffentlichen Dienst- 
recht angehören. Ein Weisungsrecht der zuständigen 
obersten Bundesbehörden besteht auch gegenüber 
den Heranziehungsbehörden der Länder im Rahmen 
der durch § 27 begründeten Bundesauftragsverwal- 
tung. 

Absatz 2 bestimmt, daß der Bund die Kosten er- 
stattet, die der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung aus der Durchführung 
des Zivildienstgesetzes erwachsen, da ihr andere 
Mittel hierfür nicht zur Verfügung stehen. Im übri- 
gen wird auf die Ausführungen unter Nr. 4 Buch- 
stabe a des allgemeinen Teils der Begründung hin- 
gewiesen. 


Zu § 67 

Die Vorschrift dient der Klarstellung. Eine ähnliche 
Begriffsbestimmung lindet sich auch in anderen Ge- 
setzen, wie in § 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes, § 4 
Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes und § 15 
Abs. 1 des Arbeitsplatzschutzgesetzes. 

Zu § 68 

Aus den Grundgedanken des Entwurfs ergibt sich 
die Notwendigkeit, in den Personenkreis der 
Schwerbeschädigten im Sinne des § 1 des Schwer- 
beschädigtengesetzes in der Fassung vom 14. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1233) auch diejenigen 
Personen aufzunehmen, die eine gesundheitliche 
Schädigung im Sinne des § 58 erlitten haben. Ge- 
sundheitliche Schädigungen, die auf einem Arbeits- 
oder Dienstunfall bei Ausführung des Zivildienstes 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 beruhen, fallen 
unter § 1 Abs. 1 Buchstabe e des Schwerbeschädig- 
tengesetzes. 

Zu § 69 

Die Bestimmung entspricht der Vorschrift des Ar- 
tikels 19 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes, wonach 
die Grundrechte, die durch das Gesetz eingeschränkt 
werden, unter Angabe des Artikels zu nennen sind. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 4 

a) In Zeile 8 sind nach dem Wort „Bundes- 
regierung" die Worte „mit Zustimmung des 
Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 

Da die dritte Alternative für die Anforde- 
rung des Zivildienstes nicht unter dem Zeit- 
druck wie die erste oder zweite Alternative 
steht, ist — auch mit Rücksicht auf die weit- 
gehenden arbeitsmarktpolitischen Auswir- 
kungen — die Einschaltung des Bundesrates 
bei der Feststellung, daß Zivildienstleistun- 
gen im Hinblick auf einen drohenden Ver- 
teidigungsfall erforderlich sind, gerechtfer- 
tigt und geboten. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bun- 
desrates zu dem Entwurf eines Notdienst- 
gesetzes — • BT-Drucksache 1806 der 3. Wahl- 
periode, Anlage 2, Nr. 1 Buchstabe d. 

b) Der letzte Halbsatz ist wie folgt zu fassen: 

„oder wenn der Bundestag oder der Bundes- 
rat dies verlangt." 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung trägt der Stel- 
lung des Bundesrates im Verfassungsgefüge 
besser Rechnung. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bun- 
desrates zum Entwurf eines Notdienstgeset- 
zes — BT-Drucksache 1806 der 3. Wahl- 
periode, Anlage 2, Nr. 1 Buchstabe d. 

2. Zu § 5 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü- 
fen, ob nicht in § 5 Abs. 1 Nr. 1 der zweite 
Halbsatz „die Verwendung von Arbeitneh- 
mern ..." gestrichen und in § 30 eingearbeitet 
werden sollte. 

Begründung 

§ 5 regelt nur die Rechtsform des Zivildienstes; 
der jeweilige Inhalt des Zivildienstverhältnis- 
ses ergibt sich aus dem Dritten Abschnitt (vgl. 
§§29 ff.). Außerdem kennzeichnet der beanstan- 
dete zweite Halbsatz den Inhalt des Zivildienst- 
verhältnisses innerhalb eines bestehenden 
Dienst- oder Arbeitsverhältnisses nur unvoll- 
ständig. 

3. Zu § 6 

In Absatz 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Dies gilt auch, wenn ein Zivildienstpflichtiger 
sich freiwillig für Dienstleistungen gemeldet 


hat, die Gegenstand des Zivildienstes nach § 3 
sein können." 

Begründung 

Es erscheint notwendig, daß auch diejenigen, 
die sich freiwillig zu Dienstleistungen oder zur 
Ausbildung im Sinne des § 3 gemeldet haben, 
durch einen Bereithaltungsbescheid eingeteilt 
werden können. 

4. Zu § 9 

In Absatz 1 sind die Worte „für Frauen mit der 
Vollendung des 55. Lebensjahres" durch die 
Worte „für Frauen mit der Vollendung des 
50. Lebensjahres" zu ersetzen. 

Begründung 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Altersgrenze für Frauen erscheint zu hoch. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bundes- 
rates zu dem Entwurf eines Notdienstgesetzes 
— BT-Drucksache 1806 der 3. Wahlperiode, An- 
lage 2, Nr. 5. 

5. Zu § 10 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „Ab- 
sätze 2 und 3" durch die Worte „Absätze 1 a 
bis 3" zu ersetzen. 

b) Es ist folgender Absatz 1 a einzufügen: 

„(1 a) Sollen Zivildienstpflichtige zu 
Dienstleistungen nichtmilitärischer Art für 
lebens- und verteidigungswichtige Aufgaben 
im Bereich der öffentlichen Verwaltung her- 
angezogen werden, so ist Heranziehungs- 
behörde die zuständige Dienststelle des 
Landkreises bzw. der kreisfreien Stadt. In 
den Ländern, in denen untere staatliche Be- 
hörden der allgemeinen inneren Verwaltung 
bestehen, sind diese als Heranziehungsbe- 
hörden zuständig. Die Landesregierungen 
können bestimmen, daß kreisangehörige Ge- 
meinden, die nach Landesrecht ganz oder 
teilweise Aufgaben der unteren Verwal- 
tungsbehörden erfüllen, Heranziehungsbe- 
hörden sind. Die Heranziehungsbehörden 
haben die Heranziehung dem Arbeitsamt 
mitzuteilen. Das Arbeitsamt kann gegen die 
Heranziehung aus Gründen des allgemeinen 
Kräftebedarfs Einspruch erheben. Durch den 
Einspruch wird die Rechtswirksamkeit der 
Heranziehung nicht berührt, über den Ein- 
spruch entscheidet die der Heranziehungs- 
behörde übergeordnete Behörde; ist eine 
solche nicht vorhanden, entscheidet die Her- 
anziehungsbehörde. In der Freien und 
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Hansestadt Hamburg entscheidet die Heran- 
ziehungsbehörde. " 

c) In Absatz 2 sind die Sätze 2 bis 5 durch fol- 
genden Satz zu ersetzen: 

„Absatz 1 a Sätze 3 bis 8 sind anzuwenden." 

d) In Absatz 3 Satz 1 sind vor den Worten 
„herangezogen wird" folgende Worte einzu- 
fügen: 

„oder von der nach Absatz 1 a Satz 3 be- 
stimmten Gemeinde". 

Begründung zu a) bis d) 

Es ist davon auszugehen, daß das Schwer- 
gewicht der Durchführung von Notstands- 
aufgaben bei den Landkreisen bzw. kreis- 
freien Städten liegen wird. Die schnelle und 
reibungslose Durchführung aller in diesem 
Fall im öffentlichen Bereich zu bewältigen- 
den Aufgaben kann nur dadurch sicher- 
gestellt werden, daß die Landkreise und 
kreisfreien Städte selbst sofort die Heranzie- 
hung des dazu erforderlichen Personals vor- 
nehmen können. Dies gilt auch für im Kom- 
munalverfassungsrecht ihres Landes beson- 
ders hervorgehobene Städte in den Ländern 
Baden-Württemberg, Niedersachsen und 
Rheinland-JTalz, die als kreisangehörige Ge- 
meinden nicht der Aufsicht des Landkreises 
bezw. des Landratsamtes unterstehen. Sie 
sollten unter gewissen Voraussetzungen 
ebenfalls als Heranziehungsbehörden be- 
stimmt werden können. 

Die Ersetzung der Worte „widersprechen" 
bzw. „Widerspruch" durch „Einspruch er- 
heben" bzw. „Einspruch" dient der An- 
gleichung an die übliche Terminologie, da 
es sich hier nicht um ein formelles Rechts- 
mittel im Sinne der Verwaltungsgerichtsord- 
nung handelt. Entsprechend ist auch der 
Wortlaut des § 10 Abs. 2 des Gesetzentwurfs 
anzugleichen. 

Bei der Zuständigkeitsregelung für die Ent- 
scheidung über den Einspruch ist auch der 
Fall zu berücksichtigen, daß Heranziehungs- 
behörde eine oberste Bundes- oder Landes- 
behörde ist, die keine übergeordnete Be- 
hörde hat. 

e) In Absatz 3 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Für im Ruhestand befindliche und frühere 
Beamte, . . . , ist Heranziehungsbehörde die 
nach § 60 des genannten Gesetzes zustän- 
dige oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
bestimmte Stelle, soweit die zuständige 
oberste Dienstbehörde eine Landesbehörde 
ist, die von der Landesregierung bestimmte 
Stelle." 

Begründung 

Angleichung an die übliche Gesetzesfas- 
sung. 


6. Zu § 11 

Es ist folgender Absatz 01 voranzustellen: 

„(01) Die Arbeitsämter haben die in § 10 
Abs. 1 a bis 3 genannten Heranziehungsbehör- 
den bei der Erfassung und der Feststellung der 
Verfügbarkeit der Zivildienstpflichtigen zu 
unterstützen." 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 10. 

7. Zu § 16 

a) In Absatz 1 sind 

Nr. 2 wie folgt zu fassen: 

„2. Frauen vom Beginn der Schwanger- 
schaft an bis vier Monate nach der Nie- 
derkunft sowie Frauen mit einem Kinde 
oder mit mehreren Kindern bis zu 15 
Jahren, die mit ihnen in häuslicher Ge- 
meinschaft leben." 

und Nr. 3 zu streichen. 

Begründung 

Die Änderungen dienen der Verkürzung des 
Verfahrens und damit der Verwaltungsver- 
einfachung. 

b) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens ist zu prüfen, ob nicht auch Perso- 
nen, die für Pflegebedürftige zu sorgen 
haben, vom Zivildienst zurückzustellen sind, 
wenn die erforderliche Betreuung während 
der Zivildienstleistung nicht anderweitig ge- 
währleistet ist. Der Bundesrat sieht eine sol- 
che Regelung als erforderlich an. 

c) Absatz 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Schüler und Schülerinnen, die öffent- 
liche allgemeinbildende und berufsbildende 
Schulen oder entsprechende private Ersatz- 
schulen im Sinne des Artikels 7 Abs. 4 des 
Grundgesetzes besuchen, können vom Zivil- 
dienst mit Ausnahme des kurzfristigen Zivil- 
dienstes in einem Hilfsdienstverhältnis zu- 
rückgestellt werden. Das gleiche gilt für 
Studierende an Hochschulen und an Inge- 
nieur- und höheren Fachschulen sowie an 
Lehrerbildungseinrichtungen. Sie müssen zu- 
rückgestellt werden, wenn sie sich vor dem 
Abschluß ihrer Ausbildung in dem letzten 
dafür notwendigen Ausbildungsabschnitt 
befinden." 

Begründung 

Die Vorschrift sollte auf die Schüler und 
Schülerinnen der berufsbildenden Schulen 
ausgedehnt werden, die nicht anders behan- 
delt werden können als die Schüler und 
Schülerinnen der allgemeinbildenden Schu- 
len. Die Einbeziehung der Berufsfachschulen 
und Berufsaufbauschulen wird für erforder- 
lich gehalten. Ebenso wie die allgemeinbil- 
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denden Schulen sind sie Schulen mit Voll- 
unterricht. Eine unterschiedliche Behandlung 
ist nicht gerechtfertigt. § 16 Abs. 3 befaßt 
sich nur mit der Berufsausbildung außerhalb 
von Schulen. Die Fachschulen in § 16 Abs. 4 
Satz 2 des Gesetzentwurfs fallen unter den 
Begriff „berufsbildende Schulen“. Satz 2 
müßte jedoch hinsichtlich der Ingenieur- und 
höheren Fachschulen sowie der Lehrerbil- 
dungseinrichtungen ergänzt werden. Die Ein- 
fügung des Satzes 3 ist notwendig, um Stu- 
dierenden den Abschluß ihrer Ausbildung 
zu ermöglichen. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bun- 
desrates zu dem Entwurf eines Notdienst- 
gesetzes — BT-Drucksache 1806 der 3. Wahl- 
periode, Anlage 2, Nr. 10 Buchstabe b. 

8. Zu § 19 

In Absatz 1 Satz 3 ist das Wort „oder" durch 
das Wort „und" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß so- 
wohl einfache ärztliche Untersuchungsmaßnah- 
men als auch röntgenologische Untersuchungen 
zu dulden sind. 

9. Zu § 20 

a) In Absatz 1 ist Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Bei Personen, die hauptberuflich im Gesund- 
heits- oder Veterinärwesen tätig sind und 
keinen Dienstherrn oder Arbeitgeber haben, 
soll die von der Landesregierung bestimmte 
Stelle gehört werden." 

Begründung 

Die Bestimmung der anzuhörenden Stelle 
sollte den Ländern überlassen bleiben. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bun- 
desrates zu dem Entwurf eines Notdienst- 
gesetzes — BT-Drucksache 1806 der 3. Wahl- 
periode, Anlage 2, Nr. 13 Buchstabe b. 

b) Da nach Ansicht des Bundesrates die Soll- 
vorschrift für die Friedenszeit nicht aus- 
reicht, ist in Absatz 1 eine Bestimmung auf- 
zunehmen, durch die die Anhörung in Frie- 
denszeiten zur Pflicht gemacht wird. 

c) In Absatz 2 ist der Satz 1 am Ende wie folgt 
zu ergänzen: 

„ , oder der nach § 10 Abs. 1 a Satz 3 be- 
stimmten Gemeinde". 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 10. 

d) Nach Absatz 2 ist folgender Absatz 2 a ein- 
zufügen: 

„(2 a) Bei Personen, die bei einem Träger 
der Sozialversicherung tätig sind, bedarf die 


Heranziehung zum Zivildienst der Zustim- 
mung der Aufsichtsbehörde. Die Aufsichts- 
behörde kann die Zustimmung nur wegen 
eigener lebens- und verteidigungswichtiger 
Aufgaben des Trägers der Sozialversiche- 
rung verweigern." 

Begründung 

Die Bedeutung der Sozialversicherung in der 
Daseinsordnung des sozialen Bundesstaates 
macht es erforderlich, daß die Träger der So- 
zialversicherung gerade in den Zeiten rei- 
bungslos ihre Aufgaben erfüllen können, in 
denen das Zivildienstgesetz angewendef. 
werden muß. Eine Störung in der Durchfüh- 
rung dieser Aufgaben dürfte geeignet sein, 
das Vertrauen der Bevölkerung zur staat- 
lichen Ordnung in kritischen Zeiten schwer 
zu erschüttern. Entsprechend der in § 20 
Abs. 2 Satz 2 des Regierungsentwurfs vor- 
gesehenen Regelung soll dabei klargestellt 
werden, daß die Aufsichtsbehörde ihre Zu- 
stimmung zur Heranziehung nur wegen eige- 
ner lebens- und verteidigungswichtiger Auf- 
gaben des Trägers der Sozialversicherung, 
bei dem die heranzuziehenden Personen 
tätig sind, verweigern darf. 

Da eine große Zahl bundesunmittelbarer 
Versicherungsträger besteht (Artikel 87 
Abs. 2 GG), kommen Aufsichtsbehörden nach 
Landes- und Bundesrecht in Frage, so daß 
insoweit eine nähere Bestimmung der Auf- 
sichtsbehörde wie in Absatz 2 Satz 1 nicht 
angebracht oder erforderlich ist. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bun- 
desrates zu dem Entwurf eines Notdienst- 
gesetzes — BT-Drucksache 1806 der 3. Wahl- 
periode, Anlage 2, Nr. 13 Buchstabe e. 

e) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung des § 20 Abs. 3 ist erforder- 
lich, um eine wirksame Notstandsplanung 
durchführen zu können. Durch die Strei- 
chung wird eine Regelung erreicht, die der- 
jenigen in der Verordnung über die Zustän- 
digkeit und das Verfahren bei der Unab- 
kömmlichstellung (BR-Drucksache 42/62 — 
Beschluß — ) entspricht. 


10. Zu § 21 

ln Absatz 3 Satz 1 sind die Worte „oder zu Aus- 
bildungszwecken" zu streichen. 

Begründung 

Es besteht kein zwingender Grund, einen Zivil- 
dienstpflichtigen zu Ausbildungszwecken an- 
ders als in der in Absatz 1 und 2 vorgesehenen 
Form zu benachrichtigen. 
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11. Zu § 22 

§ 22 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 22 

Aufhebung der Heranziehung 

Die Heranziehung kann durch die Heranzie- 
hungsbehörde von Amts wegen oder auf Ver- 
langen des Zivildienstberechtigten aufgehoben 
werden. Sie ist aufzuheben, wenn die Voraus- 
setzungen der Heranziehung weggefallen sind. 

§ 21 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden." 

Begründung 

In ihrer jetzigen Form lost die Vorschrift Be- 
denken aus, weil sie keine Bestimmung dar- 
über trifft, auf wessen Veranlassung die Heran- 
ziehung aufgehoben werden kann und unter 
welchen Voraussetzungen sie aufgehoben wer- 
den muß. Auf eine dem § 19 Abs. 3 des Ent- 
wurfs eines Notdienstgesetzes entsprechende 
Bestimmung (vgl. BT-Drucksache 1806 der 
3. Wahlperiode, Anlage 1) sollte nicht verzich- 
tet werden. Die Ergänzung berücksichtigt im 
übrigen die Auffassung der amtlichen Begrün- 
dung zu § 22 des Gesetzentwurfs. 

12. Zu § 23 

In § 23 ist folgender neuer Absatz 3 anzufügen: 

„(3) § 21 Abs. 2 Sätze 3 und 4 gelten ent- 
sprechend." 

Begründung 

Es wird für zweckmäßig gehalten, daß auch der 
Dienstherr oder der Arbeitgeber über die Ertei- 
lung der in § 23 vorgesehenen Bescheide unter- 
richtet wird. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bundes- 
rates zu dem Entwurf eines Notdienstgesetzes - — 
BT-Drucksache 1806 der 3. Wahlperiode, An- 
lage 2, Nr. 16 Buchstabe b. 

! 

13 Zu § 26 

) 

In Satz 2 sind die Worte „Zivildienstpflichtige, j 
die Grenzarbeitnehmer sind, erhalten auch Er- 
satz für Verdienstausfall" durch die Worte ! 
„Zivildienstpflichtige, die nicht unter § 19 Abs. 2 
fallen oder die Grenzarbeitnehmer sind, erhal- 
ten auch Esatz für Verdienstausfall" zu erset- 
zen. 

Begründung 

Die Erweiterung erscheint zur Vermeidung von j 
Härten für Personen, die im freien Beruf stehen, : 
notwendig. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bundes- 
rates zu dem Entwurf eines Notdienstgesetzes 
— BT-Drucksache 1806 der 3. Wahlperiode, An- 
lage 2, Nr. 20. | 


14. Zu § 27 

a) Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Dieses Gesetz wird, soweit seine Durchfüh- 
rung nicht dem Bund Vorbehalten ist, von den 
Ländern im Aufträge des Bundes, von den 
Gemeinden und Gemeindevenbänden im Auf- 
träge der Länder durchgeführt." 

Begründung 

Die Änderung dient der Angleichung an § 2 
Satz 2 des Ersten ZBG. 

b) Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift enthält einen unzulässigen 
Eingriff in das Kommunalverfassungsrecht 
der Länder. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bun- 
desrates zum Entwurf eines Notdienstgeset- 
zes — BT-Drucksache 1806 der 3. Wahl- 
periode, Anlage 2, Nr. 21. 

Eine entsprechende Vorschrift war auch in 
Artikel I Nr. 6 (§ 5 a Abs. 2 Satz 2) des Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Bun- 
desleistungsgesetzes und in der vom Bundes- 
tag zunächst beschlossenen Fassung dieses 
Gesetzes vorgesehen. Sie wurde jedoch auf 
Verlangen des Bundesrates nach Anrufung 
des Vermittlungsausschusses gestrichen. Da- 
bei schloß sich der Vermittlungsausschuß aus- 
drücklich der Rechtsauffassung des Bundes- 
rates an (vgl. 168. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 22. August 1961, S. 9796 D). 

15. Zu § 28 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Für Rechtsstreitigkeiten im Heran- 
ziehungsverfahren ist der Verwaltungs- 
rechtsweg gegeben." 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß die 
Verwaltungsgerichte auch zuständig sein sol- 
len, soweit Verwaltungsakte der Arbeitsäm- 
ter angefochten werden (vgl. dazu § 40 
VwGO und § 51 SGG). 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bun- 
desrates zum Entwurf eines Notdienstgeset- 
zes — BT-Drucksache 1806 der 3. Wahl- 
periode, Anlage 2, Nr. 22 Buchstabe a. 

b) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Es ist nicht sinzusehen, warum der Rechts- 
weg in diesem Falle eingeschränkt werden 
soll. Infolge der Aufhebung der aufschieben- 
den Wirkung in Absatz 2 erleidet der Zivil- 
dienst keine Einbuße. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bun- 
desrates zum Entwurf eines Notdienstgeset- 
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zes — BT-Drucksache 1806 der 3. Wahl- 
periode, Anlage 2, Nr. 22 Buchstabe b. 

16. Zu § 44 

In Absatz 3 ist das Wort „Fürsorgeunterstüt- 
zung" durch „Sozialhilfe" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Anpassung an die 
Terminologie des Bundessozialhilfegesetzes vom 
30. Juni 1961 (BGBL I S. 815). 

17. Zu § 60 

Die Sätze 2 und 3 sind zu streichen. 
Begründung 

Es handelt sich um Aufwendungen für den Ver- 
teidigungsfall. 

18. Zu § 63 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens ist zu prüfen, ob der Gesetzentwurf nicht 
durch eine Richtlinie darüber ergänzt werden 
müßte, wann auf Gefängnis und wann auf Ein- 
schließung erkannt werden soll, wenn beide 
Freiheitsstrafen wahlweise angedroht werden. 

Begründung 

Vergleiche die entsprechenden Bestimmungen in 
§ 20 StGB und § 11 Abs. 2 des Wehrstraf- 
gesetzes. 

Vergleiche auch die Stellungnahme des Bundes- 
rates zum Entwurf eines Notdienstgesetzes — 
BT-Drucksache 1806 der 3. Wahlperiode, An- 
lage 2, Nr. 32 Buchstabe a. 

19. Nach § 67 

ist folgender § 67 a einzufügen: 

,§ 67 a 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz wird wie folgt 
geändert: 


§ 95 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Für die Beschädigtenversorgung (§ 88 der 
in Absatz 1 genannten Berechtigten gelten § 3 
des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der 
Kriegsopferversorgung vom 2. Mai 1955 (Bun- 
desgesetzibl. I S. 202), § 57 Abs. 1 und 2 des 
Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung vom 
23. August 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 613), § 28 
Abs. 1 und 2 der Verordnung zur Kriegs- 
opferfürsorge vom 30. Mai 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 653) und § 52 der Verwaltungs- 
gerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 17) mit der Maßgabe, daß örtlich 
zuständig die Verwaltungsbehörde und das So- 
zialgericht sowie die für die Durchführung der 
Kriegsopferfürsorge sachlich zuständige Behörde 
und das Verwaltungsgericht sind, zu deren Be- 
zirk der letzte Standort des versorgungsberech- 
tigten oder verstorbenen Soldaten gehört." ’ 

Begründung 

Im bisherigen § 95 Abs. 2 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes ist hinsichtlich der in Berlin woh- 
nenden Berechtigten nur eine Regelung der ört- 
lichen Zuständigkeit für die Versorgung im 
engeren Sinn und das Verfahren vor den Sozial- 
gerichten enthalten, nicht aber für die Kriegs- 
opferfürsorge und das insoweit in Betracht kom- 
mende verwaltungsgerichtliche Verfahren. Es 
ist jedoch auch hierfür die örtliche Zuständig- 
keit zu regeln. Dies geschieht am zweckmäßig- 
sten durch eine Bezugnahme in § 95 Abs. 2 des 
Soldatenversorgungsgesetzes auch auf § 28 der 
Verordnung zur Kriegsopferfürsorge und § 52 
der Verwaltungsgerichtsordnung. Da im Gesetz 
über den zivilen Ersatzdienst in § 43 Abs. 2 und 
im vorliegenden Entwurf in § 62 Satz 2 auf § 95 
Abs. 2 des Soldatenversorgungsgesetzes verwie- 
sen wird, wird durch die vorgeschlagene Neu- 
fassung des § 95 Abs. 2 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes auch für Leistungen der Kriegs- 
opferfürsorge an die in Berlin wohnenden Be- 
rechtigten nach dem Gesetz über den zivilen 
Ersatzdienst und nach dem vorliegenden Ent- 
wurf die örtlich zuständige Behörde und das ört- 
lich zuständige Verwaltungsgericht bestimmt. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

1. Zu § 4 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Entgegen der Auffassung des Bundesrates 
wird die Feststellung der Bundesregierung 
möglicherweise (z. B. im Hinblick auf die 
Bündnisverpflichtungen der Bundesrepublik) 
größter Beschleunigung bedürfen. Die Fas- 
sung der Regierungsvorlage entspricht ver- 
gleichbaren Bestimmungen im Wehrpflicht- 
gesetz (§ 49 Abs. 1 Satz 3) und im Bundes- 
leistungsgesetz (§ 1 Abs. 2 Satz 1), denen der 
Bundesrat zugestimmt hat. Im übrigen darf 
auch auf die Stellungnahme der Bundesre- 
gierung zu dem entsprechenden Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates unter l.d) zu § 1 
Abs. 3 des Entwurfs eines Notdienstgesetzes 
— BT-Drucksache 1806 der 3. Wahlperiode 
— verwiesen werden. 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift stimmt mit der entsprechen- 
den Bestimmung in § 1 Abs. 2 Satz 2 des 
Bundesleistungsgesetzes überein, der der 
Bundesrat zugestimmt hat. Sie berücksichtigt 
die Stellung des Bundesrates im Verfas- 
sungsgefüge. 

2. Zu § 5 

Die Bundesregierung ist damit einverstanden, 
in Absatz 1 Nr. 1 den zweiten Halbsatz zu strei- 
chen und schlägt vor, dafür § 31 wie folgt zu 
fassen: 

„§ 31 

Geringerwertige Tätigkeit innerhalb eines be- 
stehenden Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 

(1) Ein innerhalb eines bestehenden Arbeits- 
verhältnisses Herangezogener kann in einer 
geringerwertigen Tätigkeit verwendet werden. 

(2) Der Herangezogene behält während der 
Zeit einer geringerwertigen Verwendung die 
Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis, wie wenn 
er die frühere Tätigkeit fortgesetzt hätte. Auf- 
wandsentschädigungen, Erschwerniszulagen und 
Auslagenerstattungen richten sich nach der 
neuen Tätigkeit. Nach Beendigung der Heran- 
ziehung darf dem Herangezogenen wegen der 
Verwendung in einer geringerwertigen Tätig- 
keit kein Nachteil in seinem Arbeitsverhältnis 
entstehen. 

(3) Ein innerhalb eines bestehenden Dienst- 
verhältnisses herangezogener Beamter kann in 


Tätigkeiten aller Ämter seiner Laufbahngruppe, 
auch bei einem anderen Dienstherrn, verwendet 
werden. Absatz 2 gilt entsprechend. Im Falle 
der Verwendung bei einem anderen Dienst- 
herrn hat dieser die dem ausgeübten Amt ent- 
sprechenden Bezüge bis zur Höhe der bisheri- 
gen Bezüge zu erstatten.' 1 

3. Zu § 6 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

4. Zu § 9 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es ist vertretbar, im Verteidigungsfall auch 
Frauen bis zu 55 Jahren heranzuziehen, insbe- 
sondere wenn sie schon bisher beruflich tätig 
waren. Dies gilt um so mehr, als für sie Frei- 
stellungen, die der Entwurf für Frauen mit Kin- 
dern vorsieht, im allgemeinen nicht mehr in 
Betracht kommen. 

5. Zu § 10 

a) bis d) Den Vorschlägen wird nicht zuge- 
stimmt. 

Eine Aufspaltung der Zuständigkeiten für 
die Heranziehung zu Zivildienstleistungen 
im Bereich der öffentlichen Verwaltung 
einerseits und in den übrigen Bereichen 
einschließlich des Bereichs der Streitkräfte 
andererseits würde eine zweckmär>i b Ar- 
beitskräfteplanung für die Verteidigung m 
Frage stellen und die Durchführung des Ge- 
setzes aufs äußerste erschweren. Es gibt zu- 
dem eine Reihe wichtiger Aufgaben, die 
teils innerhalb der öffentlichen Verwaltung, 
teils in privatwirtschaftlicher Form wahrge- 
nommen werden. Das gilt insbesondere auf 
dem Gebiet des Verkehrs und der Versor- 
gung. Es wäre nicht gerechtfertigt, hier je 
nach der Organisationsform unterschiedliche 
Zuständigkeiten zu begründen. 

Der besonderen Stellung der Landkreise und 
kreisfreien Städte bei der Durchführung von 
Notstandsaufgaben läßt sich dadurch Rech- 
nung tragen, daß sie bei der Feststellung des 
Personalbedarfs für diese Aufgaben maß- 
geblich eingeschaltet werden, wie es § 11 
des Entwurfs vorsieht. Die Durchführung des 
Heranziehungsverfahrens im einzelnen sollte 
jedoch den Behörden der Arbeitsverwaltung 
überlassen bleiben, die auf Grund ihrer Frie- 
densarbeit eine gründliche Übersicht über 
den Arbeitsmarkt und geeignete Unterlagen 
haben, über das notwendige Fachpersonal 
verfügen und auch die Erfahrungen bei 
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einem überregionalen Kräfteausgleich be- | 
sitzen. Die innere Verwaltung sollte man mit 
diesen für sie neuen technischen Verwal- 
tungsarbeiten auch deshalb nicht belasten, I 
weil sie ohnehin — das gilt im besonderen j 
Maße für die Kreisinstanz — im Verteidi- j 
gungsfall und schon in der Planung eine , 
Fülle neu anfallender Aufgaben zu bewälti- 
gen hat. 

Im übrigen können die Kreis- und Gemein- 
debehörden bereits nach dem Regierungs- 
entwurf ihr vorhandenes Personal selbst 
heranziehen. Bei Gefahr im Verzüge kön- 
nen sie darüber hinaus allgemein Heranzie- 
hungen aussprechen. 

Gegen die vom Bundesrat zu den Absätzen 2 
und 3 vorgeschlagene Gleichstellung der im 
Kommunalverfassungsrecht einzelner Länder 
besonders hervorgehobenen Städte sowie 
gegen die Umbenennung des „Widerspruch" j 
in „Einspruch" und die Entscheidung der i 
Heranziehungsbehörde über den Einspruch, j 
falls keine übergeordnete Behörde vorhan- 
den ist, bestehen keine Bedenken. 

e) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

6 . Zu § 11 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Folge der ablehnenden Stellungnahme zu § 10 ; 

unter 5. a) bis 5. d). i 

i 

7. Zu § 16 

i 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vorgeschlagene Erweiterung der abso- 
luten Zurückstellungsgründe für Frauen mit 
Kindern würde die Möglichkeiten, Frauen 
zu Zivildienstleistungen heranzuziehen, in 
unvertretbarer Weise beschränken. Das Ver- 
fahren kann zudem durch Verwaltungsan- 
weisungen unschwer so gestaltet werden, 
daß die besonderen Belange der Frau berück- 
sichtigt werden können, zumal bei der Durch- j 
führung des Gesetzes in der Arbeitsverwal- ! 
tung erfahrene weibliche Kräfte mitwirken. 

b) Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß j 
dem Anliegen des Bundesrates im Rahmen 
von Durchführungsvorschriften zu § 14 in j 
ausreichendem Maße Rechnung getragen 
werden kann. Sie wird im weiteren Gesetz- j 
gebungsverfahren prüfen, ob darüber hinaus j 
noch eine ausdrückliche gesetzliche Bestim- ■ 
mung angebracht wäre. 

c) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Ausdehnung der Vorschrift auf Schüler j 
und Schülerinnen an berufsbildenden Schu- ; 
len ist nicht erforderlich, da dieser Personen- j 
kreis entgegen der Ansicht des Bundesrates ; 
unter Absatz 3 fällt. Bei der Vielfältigkeit j 
berufsbildender Schulen sollte aber gemäß i 


Absatz 3 darauf abgestellt werden, ob die 
Ausbildung an einer derartigen Schule im 
öffentlichen Interesse liegt und die Fortset- 
zung der Ausbildung vordringlich ist. Der 
weiter vorgeschlagenen Anfügung eines Sat- 
zes 3 wird widersprochen, da eine Mußbe- 
stimmung über die Zurückstellung von Stu- 
denten auch im Wehrpflichtgesetz nicht ent- 
halten ist (vgl. § 12 Abs. 4 in Verbindung 
mit § 48 Nr. 6 des Wehrpflichtgesetzes). 

8 . Zu § 19 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

9. Zu § 20 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Gesundheitsämter und die beamteten 
Tierärzte kommen im vorliegenden Falle als 
einzige Behörden für eine Anhörung in Be- 
tracht. Zur Erleichterung der praktischen An- 
wendung erscheint es daher geboten, die 
anzuhörenden Stellen — ebenso wie in 
Satz 4 — ausdrücklich im Gesetz zu bestim- 
men. Im übrigen prajudiziert die Zuweisung 
von Verwaltungsaufgaben an die Gesund- 
heitsämter durch Bundesgesetz nicht die 
Frage, ob das Gesetz zur Vereinheitlichung 
des Gesundheitswesens vom 3. Juli 1934 
Bundesrecht oder Landesrecht geworden ist. 
Auf die Stellungnahme der Bundesregierung 
zu Nr. 53 der Änderungsvorschläge des Bun- 
desrates zum Entwurf des Bundes-Seuchen- 
gesetzes — BTdDrucksache 1888 der 3. Wahl- 
periode — wird Bezug genommen. Das Bun- 
des-Seuchengesetz bestimmt die Gesund- 
heitsämter an verschiedenen Stellen als zu- 
ständige Behörde. 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Nach anerkannten Grundsätzen bindet auch 
eine Sollvorschrift die Verwaltungsbehörde, 
die vorgeschriebene Maßnahme, hier die An- 
hörung, durchzuführen. 

c) Gegen den Vorschlag bestehen im Grundsatz 
keine Bedenken [vgl. den letzten Absatz der 
Stellungnahme zu § 10 unter 5. a) bis 5. d)]. 

d) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

§ 20 Abs. 2 ist die notwendige Ergänzung 
der in § 10 Abs. 2 und 3 getroffenen beson- 
deren Zuständigkeitsregelung für Gebiets- 
körperschaften. Eine Ausdehnung des Zu- 
stimmungserfordernisses auf andere juristi- 
sche Personen des öffentlichen Rechts würde 
dazu führen, daß deren Bedienstete bei feh- 
lendem Einverständnis weder von dem 
Arbeitsamt noch von dem Dienstherrn heran- 
gezogen werden könnten. Den Belangen der 
Sozialversicherungsträger im Verteidigungs- 
fall kann durch die Anhörung nach Absatz 1 
und die Regelung für den Ausgleich des 
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personellen Kräftebedarfs nach § 11 aus- 
reichend Rechnung getragen werden, 

e) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Durch die Vorschrift, die auf den Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates unter 13. d) 
und 13. f) zu § 17 des Entwurfs eines Not- 
dienstgesetzes — BT-Drucksache 1806 der 3. 
Wahlperiode — zurückgeht, sollen Gefähr- 
dungen der richterlichen Unabhängigkeit 
ausgeschlossen werden. Das Präsidium ist 
auch für sonstige personelle Entscheidungen 
zuständig. 

10. Zu § 21 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die in Absatz 3 vorgesehene vereinfachte Form 
der Heranziehung muß bei Ausbildungsveran- 
staltungen im Hinblick auf die Bedingungen 
eines Ernstfalles erprobt werden können. 

11. Zu § 22 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vorgeschlagene Ergänzung erscheint ent- 
behrlich. Ihr Inhalt ergibt sich bereits aus den 
allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungs- 
rechts. 

12. Zu § 23 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Einer besonderen Bestimmung bedarf es nicht, 
da die Pflicht zur Unterrichtung des Dienstherrn 
oder des Arbeitgebers sich schon aus § 23 Abs. 

1 Satz 2 ergibt, der für den Bereithaltungsbe- 
scheid die entsprechende Anwendung der Vor- 
schriften über die Heranziehung vorschreibt. 

13. Zu § 26 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vorgeschlagene Erweiterung würde im Ge- 
gensatz zu der für Wehrpflichtige geltenden 
Regelung des Wehrpflichtgesetzes in Verbin- j 
düng mit dem Arbeitsplatzschutzgesetz stehen. 

14. Zu § 27 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Fassung der Regierungsvorlage stellt 
klar, daß das Auftragsverhältnis im Rahmen 
der Bundesauftragsverwaltung sich auf alle 
mit der Ausführung des Gesetzes befaßten 
Landesbehörden einschließlich der Gemein- 
den und Gemeindeverbände erstreckt. Dies 
wird durch den Vorschlag des Bundesrates 
nicht eindeutig zum Ausdruck gebracht. 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschrift stützt sich auf Artikel 85 
Abs. 1 GG. Die zur Zeit bestehenden landes- 
rechtlichen Regelungen sind nicht ausrei- 
chend. 


15. Zu § 28 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
könnte dahin ausgelegt werden, das in der 
Verwaltungsgerichtsordnung vorgesehene 
Vorverfahren sei ausgeschlossen. Dieser 
Ausschluß ist jedoch nicht beabsichtigt. Um 
den Bedenken des Bundesrates Rechnung zu 
tragen, wird vorgeschlagen, dem Absatz 1 
folgenden Satz anzufügen: 

„§ 51 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes fin- 
det keine Anwendung." 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es wird für erforderlich gehalten, entspre- 
chend der Regelung im Wehrpflichtgesetz 
die Berufung auszuschließen, um eine über- 
mäßige Belastung der Berufungsgerichte zu 
vermeiden. Es liegt auch im Interesse aller 
Beteiligten, möglichst schnell eine abschlie- 
ßende gerichtliche Entscheidung bei der An- 
fechtung eines Heranziehungsbescheides her- 
beizuführen. Diesen Gesichtspunkten wird 
durch die Aufhebung der aufschiebenden 
Wirkung allein nicht ausreichend Rechnung 
getragen. 

16. Zu § 44 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

17. Zu § 60 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die in § 60 Satz 2 vorgesehene Erstattung der 
dem Bund entstehenden Aufwendungen für die 
Versorgung geht von dem Grundsatz aus, daß 
der Zivildienstberechtigte die Aufwendungen 
zu tragen hat, die sich aus dem zwischen ihm 
und dem Herangezogenen begründeten Rechts- 
verhältnis ergeben. Diesem Grundsatz folgt auch 
die Regelung in den §§ 39, 40, 45, 53 Abs. 2 und 
§ 54 Abs. 5 des Entwurfs. Die wegen einer beim 
Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis erlit- 
tenen Gesundheitsschädigung zu gewährenden 
Versorgungsleistungen sollten ebenso behan- 
delt werden. 

18. Zu § 63 

Die Bundesregierung hält es nicht für geboten, 
den Gesetzentwurf durch eine Richtlinie darüber 
zu ergänzen, wann auf Gefängnis und wann auf 
Einschließung erkannt werden soll, wenn beide 
Freiheitsstrafen wahlweise angedroht werden. 
Eine entsprechende Vorschrift ist auch im Ge- 
setz über den zivilen Ersatzdienst nicht enthal- 
ten. Die Bundesregierung hätte jedoch auch 
keine Bedenken gegen die Aufnahme einer ent- 
sprechenden Richtlinie in den Entwurf, die dann 
wie folgt zu fassen wäre: 

„Hat der Täter eine Freiheitsstrafe verwirkt, 
so darf auf Einschließung nur erkannt werden, 
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wenn für das Verhalten des Täters achtens- 
werte Beweggründe ausschlaggebend waren 
und die Tat nicht schon wegen der Art der 
Ausführung oder der vom Täter verschulde- 
ten Folgen besonders verwerflich ist." 

19. Nach § 67 

Dem Vorschlag wird in der Sache zugestimmt. 

Es wird jedoch empfohlen, die Änderung des 
§ 95 Abs. 2 des Soldatenversorgungsgesetzes in 
das in Vorbereitung befindliche Zweite Ände- 


rungsgesetz zum Soldatenversorgungsgesetz 
aufzunehmen. Im Zivildienstgesetz sollte für die 
in Berlin wohnenden Berechtigten eine eigen- 
ständige Zuständigkeitsregelung getroffen und 
zu diesem Zweck § 62 Abs. 2 des Entwurfs wie 
folgt gefaßt werden: 

„(2) örtlich zuständig für das Verfahren in 
der Beschädigtenversorgung sind die Ver- 
waltungsbehörde und das Gericht, in deren 
Bezirk die für den Zivildienstberechtigten 
handelnde Stelle ihren Sitz hat." 
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